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BIOÖKONOMIE

Liebe Leserinnen, 
liebe Leser,
es soll der ganz große Wurf werden: Auf Basis der neuesten wissen-
schaftlichen Erkenntnisse verspricht Bioökonomie die Brücke zwi-
schen Ökologie, Technologie und effizienter Wirtschaft zu schlagen, 
um die großen Herausforderungen der Zukunft zu meistern. Bio-
ökonomie soll die Klimakrise entschärfen, die Umwelt schonen und 
zu Ernährungssicherheit weltweit beitragen. Gleichzeitig verspricht 
die Bioökonomie zum Wachstumsmotor der Wirtschaft zu werden. 

Kurz vor dem 2. Weltgipfel Bioökonomie, der Mitte April die-
ses Jahres in Berlin stattfindet, lohnt es sich nachzufragen: Kann 
Bioökonomie wirklich die Welt retten? Sollten wir es nicht verpasst 
haben, hat die ganz große Transformation hin zu einer ökologisch 

und sozial nachhaltigen Wirtschaft ja noch nicht stattgefunden. Genau das wird aber immer 
mehr als Anspruch der Bioökonomie vorgetragen, wie im ersten Artikel erläutert wird. Inwieweit 
dies aus Sicht der Industrie Wirklichkeit werden kann, lassen wir anschließend einen Vertreter 
der Deutschen Industrievereinigung Biotechnologie selbst erklären.

In weiteren Artikeln diskutieren wir, welche Rolle die Landnutzung und Materialkonkur-
renz bei der Biomasseerzeugung spielt, weshalb viele agrartechnologische Methoden, die die 
Bioökonomie empfiehlt, das Hungerproblem in der Welt eher verstärken als lösen und warum 
auch in einer Bioökonomie dem Artensterben auf unserem Planeten nichts entgegengesetzt wird.

Daneben werfen wir einen Blick auf Problembereiche, die in der Diskussion um Bioökonomie 
viel zu wenig Beachtung finden. Dazu gehört die Frage, welche Konsequenzen die Biomasse 
als neue ökonomische Basis des Globalen Nordens für den Globalen Süden hat und welche 
neuen Verteilungsungerechtigkeiten damit verknüpft sind. Ebenfalls hochkomplex und nicht 
weniger problematisch ist das Thema neue Gentechnik und Biotechnologie. Hinsichtlich der 
notwendigen massiven Produktionssteigerung von Biomasse, des Zugangs zu genetischen Res-
sourcen, der Medikamentenentwicklung und der Ernährungsproblematik, stellt dieser Bereich 
einen wichtigen Erfolgsfaktor für die Bioökonomie dar. Hinzukommen ethische und ökologi-
sche Fragen bei der möglichen Änderung und Eliminierung genetischen Materials. Hightech, 
Großkonzerne und Milliardeninvestitionen spielen bei all dem eine große Rolle. Das spiegelt 
sich auch in der Forschung zu Bioökonomie wieder. Diese ist auf einseitige technologische Inno-
vationen ausgelegt und wenig demokratisch-partizipativ. Eine offene gesellschaftliche Debatte 
ist so kaum möglich. 

Sie ahnen schon: Bioökonomie kann nur eine Teillösung sein. Sie ersetzt nicht die Agrar-, 
Energie-, Wärme- und Mobilitätswende. Sie stellt auch nicht die Konsummuster des Globalen 
Nordens und den Wachstumszwang in Frage. Die Bioökonomie tastet die Strukturen unseres 
neoliberalen Wirtschaftssystems nicht an, könnte dessen Mechanismen jedoch verstärken und 
birgt unter dem grünen Deckmantel technologischer Innovationen neue Risiken in sich. Aber es 
ist nicht alles Schwarz-Weiß. Als sektorübergreifendes Konzept könnte eine nachhaltige Bioöko-
nomie auch ein Schritt hin zu einer ganzheitlichen, gemeinwohlorientierten Wirtschaft bedeuten. 
Eine eingehende Auseinandersetzung mit ihr braucht es in jedem Fall, wollen wir nicht bald vor 
vollendeten Tatsachen stehen. Bisher fehlt allerdings eine starke Stimme der Zivilgesellschaft, 
die sich informiert und kritisch zu Wort meldet. Das muss sich ändern. Einen kleinen Anstoß 
dazu soll diese Rundbriefausgabe geben.

Josephine Koch
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EINE EINFÜHRUNG IN DIE 
PROBLEMATIKEN DER 
BIOÖKONOMIE
Was wird unter Bioökonomie verstanden?

„Das Konzept der Bioökonomie erfasst die Agrarwirtschaft sowie alle pro-
duzierenden Sektoren und ihre dazugehörigen Dienstleistungsbereiche, die 
biologische Ressourcen – wie Pflanzen, Tiere und Mikroorganismen – ent-
wickeln, produzieren, ver- und bearbeiten oder in irgendeiner Form nutzen. 
Sie erreicht damit eine Vielzahl von Branchen wie Land- und Forstwirtschaft, 
Gartenbau, Fischerei und Aquakulturen, Pflanzen- und Tierzüchtung, Nah-
rungsmittel- und Getränkeindustrie sowie die Holz-, Papier-, Leder-, Textil-, 
Chemie- und Pharmaindustrie bis hin zu Teilen der Energiewirtschaft.“  1

D iese Definition der Bioökonomie 
aus der Nationalen Forschungs-
strategie Bioökonomie 2030 des 

Bundesministeriums für Forschung 
zeigt sehr anschaulich, welche umfas-
sende Wirkung vom Konzept der Bio-
ökonomie erwartet wurde und sicher 
auch weiter erwartet wird. Der deutsche 
Bioökonomierat gibt aktuell auf seiner 
Website eine andere kurze, einführende 
Definition von Bioökonomie, bevor er 
diese im Text weiter ausführt.

„Der Bioökonomierat versteht die 
Bioökonomie als wichtiges Element 
des gesellschaftlichen Wandels zu 
einer nachhaltigeren Wirtschaftswei-
se. Die Bioökonomie wird definiert 
als die Erzeugung und Nutzung 
biologischer Ressourcen (auch Wis-
sen), um Produkte, Verfahren und 
Dienstleistungen in allen wirtschaft-
lichen Sektoren im Rahmen eines 
zukunftsfähigen Wirtschaftssystems 
bereitzustellen.“  2

Neu ist, dass mehr als in der Vergan-
genheit die Notwendigkeit des gesell-
schaftlichen Wandels und einer nach-
haltigeren Wirtschaftsweise betont 
werden. Bioökonomie soll sogar die 
Grundlagen in allen wirtschaftlichen 
Sektoren für ein zukunftsfähiges Wirt-
schaftssystem bereitstellen. Auch hier 
wird deutlich, wenn auch mehr in den 
Zusammenhang von Nachhaltigkeit 
und Zukunftsfähigkeit gestellt: Die 
Bioökonomie hat einen alle Lebens-
bereiche berührenden Wirkungsan-
spruch. Dieser umfassende Anspruch 
hat auch eine bedrohliche Ebene.

Bioökonomie ruht auf 3 Säulen
Im Allgemeinen basiert Bioökonomie 
auf 3 Säulen: Biomasse, Gentechnik 

und pharmazeutische Mittel. Die ers-
te und bekannteste Säule ist die Nut-
zung von Biomasse zur Erzeugung 
von Energie (Agrartreibstoffe, Biogas 
etc.) oder von Verarbeitungsproduk-
ten für die Industrie, wie z. B. Bio-
plastik. In beiden Fällen sollen fossile 
Energie oder mineralische Rohstoffe 
durch biologische und nachwachsen-
de Ressourcen ersetzt werden. Hier 
liegt die materielle Basis der Bioöko-
nomie, und hier soll Nachhaltigkeit 
geschaffen werden. 

Insbesondere seit der massiven 
Ausweitung der Biogasproduktion 
in Deutschland in den letzten Jahren 
und der intensiven Debatte um Ag-

rartreibstoffe und deren Import gibt 
es bereits ein relativ großes Wissen 
um die Problematiken dieser Säule 
der Bioökonomie (Teller versus Tank, 
Vertreibung, Umweltzerstörung, Bio-
diversitätsverlust, Abholzung usw.). 
Häufig wird Bioökonomie auch allein 
auf diese Säule reduziert, weil sie die 
am einfachsten greifbare ist.

Die anderen beiden Säulen bezie-
hen sich auf die Nutzung und Mani-
pulation genetischer Ressourcen im 
Rahmen der Bio- oder Gentechno-
logie. Insbesondere im Bereich der 
Pflanzen- und Tiergenetik ist der Ein-
satz von Gentechnologie in Deutsch-
land jedoch hoch umstritten und wird 
von der Mehrheit der Gesellschaft 
mit Verweis auf das Vorsorgeprinzip 
und ethische Bedenken abgelehnt. 
Aber genau hier operiert die Bioöko-
nomie. Mit Blick auf die Frage, wie 
Biomasse der Industrie und der Ener-
giewirtschaft noch effizienter zur Ver-
fügung gestellt werden kann, scheint 
es interessant, über die genetische 
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Mit der zunehmenden Digitalisierung von Saatgutbanken wird die Klärung der Fragen um 
Zugriffsrechte und Pflichten immer dringlicher.

https://www.flickr.com/photos/ciat/4330320815/in/photolist-7AE2vH-bLtQMr-RBPF7p-rcPwEe-bxfGbp-reFZAp-SC4vLd-bLtQvX-rw8Png-bxfGiZ-SNdcRG-7C2RJv-SNcLkS-SgWwrU-24iN1vE-SRNHgg-7TTgBt-T8B3ND-71Zwci-7TT4T2-7TT53p-8xh2js-8xh28f-drThH5-sri3LU-TMg8hC-7AbD9E-9vPWR3-7UHRN9-7YsZ62-SNcGuL-Jxkii3-7TSqc2-JxkkeY-JAmHHp-SRN2GM-7VrAVD-RziuiJ-6Sq7C9-8f3fAk-XEb76L-8BJL5J-bxfGhz-a7nrRL-SRMk2t-ind3jX-bxfFSv-SExKyz-8SRuVg-24GPHb6
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Manipulation Pflanzen zu erzeugen, 
die im Bioreaktor besonders schnell in 
die gewünschten Teile zerfallen oder 
besonders schnell und unkompliziert 
wachsen. 

Im Bereich der möglichen gene-
tischen Veränderungen von Pflan-
zen und Tieren hat es in den letzten 
Jahren mit der Entwicklung von Ver-
fahren wie CRISPR/Cas und ande-
ren zudem große wissenschaftliche 
Fortschritte im Rahmen der Bioöko-
nomie-Forschung gegeben, die nun 
angewendet werden sollen. Die Reich-
weite der Versprechungen steht denen 
der klassischen Gentechnik in nichts 
nach. Problematisch ist hier aus zivil-
gesellschaftlicher Sicht insbesondere, 
dass es bisher keine nationale oder in-
ternationale Regulierung der Freiset-
zung und des Inverkehrbringens von 
Pflanzen und Tieren, die mit diesen 
Verfahren zum künstlichen Eingrei-
fen in die DNA geschaffen werden, 
im Sinne des Gentechnikrechts gibt.

Die dritte Säule: Pharmazie und 
Medikamentenentwicklung
Die am wenigsten bekannte, aber 
vielleicht interessanteste Säule der 
Bioökonomie ist die der Pharmazie 
und die Medikamentenentwicklung 
mithilfe der Biotechnologie (Rote 
und Weiße Gentechnik). Ein Ergeb-
nis ihrer Forschung ist ursprünglich 
auch die CRISPR-Technologie. Ins-
besondere im Bereich neuer Impf-
stoffe und neuer Krebsmedikamente 
passiert hier schon sehr viel, und der 
bioökonomische Ansatz ist in die-
sem Feld auch wenig umstritten. Es 
ist aber wichtig, sich vor Augen zu 
halten, dass damit bereits Milliarden 
verdient werden. Vor diesem Hinter-
grund sollte hier genauer hingesehen 
werden. Es gilt, kritische Fragen auch 
mit Blick auf Zugang, Verteilung und 
geistige Eigentumsrechte zu stellen.

Die 3 großen Zukunftsklammern 
Bioökonomie, Digitalisierung  
und Klima
Die genannten Definitionen von Bio-
ökonomie zeigen, welch umfassende 
Klammer dieses Konzept schaffen 
will. Selbst der ökologische Landbau 
fällt unter diese Bestimmung, denn er 
arbeitet noch viel mehr als andere mit 
organischen Prozessen. Ziel der Bio-
ökonomie ist es aber, die natürlichen 
Prozesse zu technisieren und ökono-
misch besser nutzbar zu machen. In 
diesem Feld entstehen zunehmend 
Überschneidungen zum Themenfeld 

der Digitalisierung, die man dringend 
stärker beachten muss.

Die stetig steigende Rechenleis-
tung der Computer macht es mög-
lich, das Genom von Viren oder Teil-
sequenzen von Pflanzen innerhalb 
von wenigen Tagen zu entschlüsseln. 
Anschließend können die nun digita-
len Informationen über digitale Kom-
munikationswege weltweit versendet 
werden. Es erfolgt also eine Demate-
rialisierung genetischer Ressourcen. 
Ein physischer Austausch von Saat-
gut und Krankheitserregern ist nicht 
mehr unbedingt notwendig. Konzer-
ne wie Bayer-Monsanto haben schon 
einen Großteil ihrer eigenen Saatgut-
sammlungen digitalisiert. Gleiche Ak-
tivitäten gibt es bei den öffentlichen 
Saatgutbanken. Die Frage, wer mit 
welchen Rechten und Pflichten auf 
die öffentlichen digitalen Saatgut-
banken zurückgreifen kann, ist jedoch 
noch weitestgehend ungeklärt. 

Im Rahmen der Möglichkeiten der 
neuen Gentechnologien und digitaler 
Technik können digitale genetische 
Informationen wieder in physische 
Genome übertragen oder eingebaut 
werden. Hoch problematisch ist, dass 
diese gentechnischen Eingriffe noch 
nicht reguliert sind und dass auch 
Fragen zum Zugang zu genetischen 
Ressourcen und zu einem gerechten 
Vorteilsausgleich bisher nicht gere-
gelt sind. Zu all diesen Punkten gibt 
es seit Jahren Verhandlungsprozesse 
auf Ebene der Vereinten Nationen. Zu 
nennen sind verschiedene Prozesse im 
Übereinkommen über die biologische 
Vielfalt (CBD) und in der Organisati-
on für Ernährung und Landwirtschaft 
der Vereinten Nationen (FAO). Es ist 
beunruhigend, dass sich das Konzept 
der Bioökonomie bisher nicht, oder 
wenn dann nur abwehrend, mit der 
Notwendigkeit der nationalen und 
internationalen Regulierung einiger 
zentraler bioökonomischer Verfahren 
und Vorgehen befasst.

Von der Digitalisierung zum Klima
Die große Schnittmenge zwischen 
Bioökonomie und Digitalisierung 
wird auch deutlich, wenn man den 
Punkt Präzisionslandwirtschaft (pre-
cision farming) betrachtet. Hier soll 
unter anderem über die Auswertung 
der Blattfarbe per Sensoren die Dün-
gung optimiert werden. Der Markt 
für Präzisionslandwirtschaft und 
Digitalisierung wird von vielen als 
Treiber hinter den Megafusionen 
im Saatgut- und Pestizidbereich wie 
bei Bayer und Monsanto angese-

hen. Über Präzisionslandwirtschaft 
ist man schnell beim Konzept der 
klimasmarten Landwirtschaft (clima-
te smart agriculture), das wiederum 
auch z. B. über das Projekt ‚Wasseref-
fizienter Mais für Afrika‘ (WEMA) an-
schlussfähig für den Einsatz von Gen-
technik in der Pflanzenproduktion ist. 
Die eigentliche Verbindungsklammer 
von Bioökonomie und Klima bleiben 
aber die Produktion und der Einsatz 
von Agrartreibstoffen und Biomasse 
als Ersatz für fossile Energie. Beson-
ders beunruhigend ist hier, dass einige 
Staaten und WissenschaftlerInnen die 
Bioenergie großflächig mit Kohlen-
stoffspeicherungstechnologie einset-
zen wollen, um das 1,5-Grad-Ziel des 
Pariser Klimaabkommens halten zu 
können. Dies würde der Bioökonomie 
und den Agrartreibstoffen gerade für 
Menschen in den Ländern des Südens 
eine völlig neue und sehr bedrohliche 
Dimension verleihen.

Technologische Antworten auf 
sozioökonomische Fragen? 
Das zentrale Problem der Bioökono-
mie ist, dass das Konzept versucht, 
hoch technologische Antworten auf 
globale Herausforderungen im Be-
reich Nachhaltigkeit, Ende der Res-
sourcen, Ernährungssicherung und 
Klimawandel zu geben, die im Kern 
sozioökonomische Fragen sind. In der 
Folge sind viele Lösungsansätze der 
Bioökonomie aus einer rein techno-
logischen Perspektive sehr interessant 
und faszinierend. Gleichzeitig haben 
diese jedoch häufig das Potenzial, die 
soziökonomischen Probleme, die im 
Kern der Herausforderung stehen, 
weiter drastisch zu verschärfen. Dies 
vor allem, weil Fragen der Ethik, der 
Verteilung, des Zugangs, der Vorsor-
ge und der Grenzen des Wachstums 
ausgeblendet werden.

Stig Tanzmann

Der Autor ist Referent für Landwirtschaft 
bei Brot für die Welt.

1	 http://www.sciencecampus-halle.de/
index.php/Allgemeine_Definition_
Bio%C3%B6konomie.html.

2	 http://biooekonomierat.de/
biooekonomie/.

http://www.sciencecampus-halle.de/index.php/Allgemeine_Definition_Bio%C3%B6konomie.html
http://www.sciencecampus-halle.de/index.php/Allgemeine_Definition_Bio%C3%B6konomie.html
http://www.sciencecampus-halle.de/index.php/Allgemeine_Definition_Bio%C3%B6konomie.html
http://biooekonomierat.de/biooekonomie/
http://biooekonomierat.de/biooekonomie/
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BIOÖKONOMIE:  
ERDÖL VERSUS BIOMASSE?
Chancen und Risiken aus Sicht der Deutschen Industrievereinigung 
Biotechnologie

Eine stark wachsende Weltbevölkerung, der Klimawandel sowie begrenz-
te Ressourcen an Rohstoffen, Energie, Wasser und fruchtbaren Böden sind 
globale Herausforderungen, vor denen wir heute stehen. Die Bioökonomie 
ist eine Wirtschaftsform, die auf der nachhaltigen Nutzung von biologi-
schen Ressourcen basiert, um die Abhängigkeit von fossilen Rohstoffen 
zu reduzieren. Sie ist eine wichtige Antwort auf die weltweit steigende 
Nachfrage nach Nahrungsmitteln und nachwachsenden Rohstoffen für die 
stoffliche und energetische Nutzung sowie die medizinische Versorgung. 
Bioökonomie hat für die chemische, pharmazeutische und biotechnische 
Industrie strategische Bedeutung in einer nachhaltigen Wachstumsstra-
tegie.

D ie technische Basis der Bio-
ökonomie ist die industrielle 
Biotechnologie, mit deren Hil-

fe Biomasse in Bioraffinerien und in 
integriert chemisch-biotechnischen 
Produktionsanlagen zu biobasierten 
Produkten verarbeitet wird. Aus Bio-
masse gewonnene nachwachsende 
Rohstoffe sind in der chemischen und 
pharmazeutischen Industrie seit Lan-
gem etabliert. Sie haben sich überall 
dort erhalten oder durchgesetzt, wo 
technische und ökonomische Vortei-
le gegenüber fossilen Einsatzstoffen 
bestehen. Ein Rohstoffwandel in 
Richtung nachwachsende Rohstoffe 
bietet Chancen, heimische Pflanzen 
verstärkt einzusetzen und somit einen 
Beitrag zur Versorgungssicherheit zu 
leisten. Die begrenzte Verfügbarkeit 

von Anbauflächen, auf denen über-
schüssige, nicht für Nahrungszwecke 
verwendete Biomasse wächst, setzt 
diesen Möglichkeiten jedoch Grenzen.

Die Substitution fossiler durch 
nachwachsende Rohstoffe ist nicht 
per se nachhaltig
Produkte auf Basis nachwachsender 
Rohstoffe können sich sowohl in ih-
ren direkten Umweltauswirkungen 
(Energieverbrauch, Treibhausgasemis-
sionen, Landnutzungsänderung) von 
fossilbasierten Produkten unterschei-
den als auch in ihren Eigenschaften, 
wie beispielsweise dem Gebrauchswert 
oder der Verwertbarkeit am Lebensen-
de. Hinzu kommt, dass die biologische 
Abbaubarkeit eine von der Rohstoff-
basis unabhängige Eigenschaft ist.

Um im Einzelfall entscheiden zu 
können, ob ein Einsatz nachwach-
sender Rohstoffe nachhaltig ist, sind 
vergleichende Analysen über den ge-
samten Lebenszyklus des jeweiligen 
Produktes notwendig. Die chemische 
Industrie erkennt die Bedeutung ei-
nes nachhaltigen Anbaus von Bio-
masse auch für die stofflich genutzten 
nachwachsenden Rohstoffe an und 
hat sich z. B. durch die Mitarbeit bei 
der Initiative Nachhaltige Rohstoffbe-
reitstellung für die stoffliche Biomas-
senutzung (INRO) bei der Fachagen-
tur Nachwachsende Rohstoffe (FNR) 
aktiv in die Diskussion eingebracht. 
INRO setzt einen Rahmen für Nach-
haltigkeitszertifizierung auf freiwilli-
ger Basis, der von Unternehmen im 
Rahmen ihrer jeweiligen Nachhaltig-
keitsstrategie ausgefüllt wird.

Die Wirtschaftsleistung Deutsch-
lands hängt entscheidend von Roh-
stoffimporten ab. Das wird sich auch 
in einer Bioökonomie nicht ändern, 
denn zusätzliche Anbauflächen für 
Biomasse sind kaum vorhanden. Bio-
masse ist nicht unendlich verfügbar. 
Sie ist durchaus endlich. Heute wer-
den ca. 60 Prozent der in Deutsch-
land stofflich eingesetzten nach-
wachsenden Rohstoffe importiert. 
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Aus Sicht der Deutschen Industrievereinigung Biotechnologie ist die Bioökonomie auch eine Chance für mehr Wirtschaftswachstum.
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Schätzungen zeigen, dass Potenziale 
für zusätzliche Anbauflächen für Bio-
masse nur begrenzt vorhanden sind, 
im weltweiten Vergleich aber vor al-
lem außerhalb Deutschlands beste-
hen. Daher wird Deutschland auch in 
Zukunft importierte nachwachsende 
Rohstoffe benötigen. Erdöl bleibt 
wahrscheinlich über die nächsten 2 
bis 3 Jahrzehnte der führende kohlen-
stoffhaltige Rohstoff. Dafür sprechen 
Aspekte wie z. B. niedrigere Kosten, 
regelmäßige Verfügbarkeit, definierte 
Qualitäten des Erdöls.

Neueste Trends
Industrielle Biotechnologie spielt 
als technische Basis der Bioökono-
mie eine Schlüsselrolle. Erst mit ih-
rer Hilfe wird Biomasse effektiv und 
effizient zu biobasierten Produkten 
verarbeitet. Die Genom-Editierung, 
mit der bekanntesten Methode 
CRISPR/Cas, ist zurzeit wohl einer 
der vielversprechendsten Trends, 
wenn es darum geht, die biobasierte 
Produktion voranzutreiben. Durch 
Genom-Editierungsmethoden las-
sen sich gezielte Veränderungen 
auf DNA-Ebene vornehmen, wobei 
CRISPR/Cas auf einem natürlichen 
Mechanismus des bakteriellen Im-
munsystems basiert. Zusammen mit 
modernen Hochdurchsatz-Analysen 
(omik-Technologien) von unter an-
derem Gen- und Proteinfunktionen 
kann die Genom-Editierung dazu 
beitragen, die Stoffwechselvorgänge 
von Produktionsorganismen wie Bak-
terien gezielt zu verbessern.

Die Industrie in Deutschland, die 
im Bereich der Lebenswissenschaf-
ten tätig ist (Life-Science-Industrie), 
setzt alles Notwendige daran, damit 
der Umgang mit dieser modernen 
Technologie verantwortungsvoll ge-
schieht und für Mensch und Umwelt 
sicher ist. Uns ist es besonders wich-
tig, ethische Fragen und Fragen zu 
Risiken gemeinsam mit Politik und 
Gesellschaft anzugehen. Dafür gibt es 
eine Blaupause: Der NanoDialog der 
Bundesregierung hat erheblich dazu 
beigetragen, die Chancen und Risiken 
der Nanotechnologie offen und fair zu 
beleuchten und damit einen verant-
wortungsvollen Umgang mit Nano-
materialien zu unterstützen. Dies 
sollten wir mit der Genom-Editierung 
ebenfalls tun und in Anlehnung an 
den NanoDialog in einem BioDialog 
der Bundesregierung vorurteilsfrei 
diskutieren.

Anhand von 2 Beispielen lässt sich 
aufzeigen, welches Innovationspoten-

zial die Bioökonomie bietet. So ge-
lang es einer Arbeitsgruppe bei einer 
Hefe mittels CRISPR/Cas erstmals 
5 verschiedene Gene gleichzeitig zu 
verändern. Dies führte zu einer Stei-
gerung der Produktion einer Schlüs-
selsubstanz um den Faktor 41, die für 
die Synthese von Krebsmedikamen-
ten, Nahrungsergänzungsstoffen und 
Anti-Malariamitteln verwendet wird.

ForscherInnen des Deutschen 
Biomasseforschungszentrums ist es 
erstmals gelungen, Holzreststoffe ei-
ner Bioraffinerie komplett zu nutzen. 
Dabei verwendeten sie die verschie-
denen Reststoffströme zur Erzeugung 
von Biogas, Pellets als Brennstoff 
sowie Zucker. Sie konnten dadurch 
aufzeigen, wie man Buchenholz noch 
effektiver verwerten kann, sodass am 
Ende kein Reststoff übrigbleibt. Bei 
entsprechender Hochskalierung der 
Prozesse besteht die Hoffnung, eine 
noch klimaschonender arbeitende 
Bioraffinerie entwickeln zu können.  1

Bioökonomie auf Wachstumskurs
Nach Definition der biobasierten 
Wirtschaft des Bioökonomierats der 
Bundesregierung fallen unter den 
Begriff biobasierte Wirtschaft alle 
wirtschaftlichen Sektoren und ihre 
dazugehörigen Dienstleistungen, die 
biologische Ressourcen produzieren, 
be- und verarbeiten oder in irgendei-
ner Form nutzen. Dazu gehören die 
Land- und Forstwirtschaft, die Nah-
rungsmittelindustrie, die Fischerei 
und Aquakulturen, aber auch Teile 
der Chemie-, Pharmazie-, Kosmetik-, 
Papier- und Textilindustrie sowie die 
Energiewirtschaft. In Deutschland 
sind laut einer Studie des Thünen 
Instituts aus dem Jahr 2012 knapp 
5 Millionen Beschäftigte diesem Be-
reich zuzuordnen. Dies entspricht 
mehr als 12 Prozent aller Beschäf-
tigten. Der Anteil der biobasierten 
Wirtschaft an der Gesamtwirtschaft 
betrug dabei etwa 7,6 Prozent, was 
einer Bruttowertschöpfung von 165 
Milliarden Euro entspricht.  2 Sie ist im 
Zeitraum 2002 bis 2010 um 22 Prozent 
gewachsen. Im Vergleich dazu wuchs 
die Gesamtwirtschaft um 16 Prozent.  3

Nachhaltige Bioökonomie funktioniert 
nur international
Bioökonomie kann nur dann gelin-
gen, wenn die Wertschöpfungsket-
ten von der nachhaltigen Erzeugung 
von Biomasse bis zur Verarbeitung 
in Produkte durchgängig funktionie-
ren. Man kann eine Wirtschaft auch 
nicht von heute auf morgen auf eine 

biobasierte Wirtschaft umstellen. Die 
Unternehmen, die die Bioökonomie 
voranbringen können, sind in vielen 
Fällen heute in der fossilbasierten 
Chemie tätig. Sie sind gleichzeitig die 
Treiber der industriellen Biotechnolo-
gie. Die chemische und pharmazeuti-
sche Industrie in Deutschland verfolgt 
keine „Weg-vom-Öl-Strategie“ um je-
den Preis. Sie ersetzt auch nicht eine 
Abhängigkeit durch eine andere  – 
sprich Erdöl durch Biomasse. Statt-
dessen arbeiten die Unternehmen da-
ran, biobasierte Prozesse schrittweise 
in ihre Produktion zu integrieren. Die 
industrielle Biotechnologie ist dafür 
der Schlüssel. 

Das Ziel muss daher eine internati-
onale Ausrichtung der Bioökonomie 
sein, die nationale Besonderheiten 
berücksichtigt. Beispielsweise sind 
Brasilien oder Malaysia reich an 
nachwachsenden Rohstoffen, besit-
zen aber kaum verarbeitende Indus
trie. Andere Länder wie die USA, Ka-
nada oder Russland verfügen über 
reichlich Rohstoffe und eine hoch 
entwickelte Industrie im Bereich 
Kraftstoffe und Chemie. Industriena-
tionen wie Deutschland, die gut in der 
Forschung sind und sich durch eine 
starke chemische Industrie mit viel-
fältiger Produktion auszeichnen, sind 
auf den Import von nachwachsenden 
Rohstoffen angewiesen. Auf nationa-
le Bioökonomiestrategien übersetzt 
bedeutet das: Um die Bioökonomie 
voranzubringen, sollten die beteilig-
ten Staaten frühzeitig eine Zusam-
menarbeit planen, bei der jeder seine 
spezifischen Stärken einbringen kann.

Dr. Ricardo Gent

Der Autor ist Geschäftsführer der 
Deutschen Industrievereinigung 
Biotechnologie und Ansprechpartner 
für Bioökonomie beim Verband der 
Chemischen Industrie.

1	 https://biooekonomie.de/biogas-und-
waerme-aus-holzresten.

2	 Johann Heinrich von Thünen-Institut 
(2012): Volkswirtschaftliche Bedeutung 
der biobasierten Wirtschaft in 
Deutschland. https://literatur.thuenen.de/
digbib_extern/dn051397.pdf.

3	 Berechnungen des Thünen-Instituts für 
das Jahr 2010.

https://biooekonomie.de/biogas-und-waerme-aus-holzresten
https://biooekonomie.de/biogas-und-waerme-aus-holzresten
https://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn051397.pdf
https://literatur.thuenen.de/digbib_extern/dn051397.pdf
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SYNTHETISCHE BIOLOGIE UND 
DIE NEUEN VERFAHREN DER 
GENTECHNIK
Die Notwendigkeit des Vorsorgeprinzips in der Bioökonomie

Gentechnik und Synthetische Biologie sind wichtige Bestandteile der bio-
ökonomischen Entwicklung. Natürliche Ressourcen sollen an eine ver-
einfachte Biomasseproduktion ‚angepasst‘, und Organismen genetisch 
verändert werden, um Prozesse zu vereinfachen, und schließlich sollen 
auch Waren, wie Aromen und Duftstoffe, ersetzt werden, die bisher nur 
von speziellen Pflanzen gewonnen werden konnten. Die Vorteile seien, 
dass Nahrungsmittel, Energie und Industriegüter nachhaltiger erzeugt 
werden könnten. Allerdings ist die Vielzahl Risiken für die Umwelt, die 
menschliche Gesundheit und Lebensgrundlagen mit dieser Behauptung 
keineswegs ausgeräumt.

I n den letzten 5 bis 10 Jahren hat 
sich die Gentechnik rasant weiter-
entwickelt. Mit der Entwicklung 

neuer gentechnischer Verfahren ist 
es nun möglich, gentechnisch verän-
derte Organismen (GVO) deutlich 
einfacher und schneller und zugleich 
billiger herzustellen. 

Die Wissenschaft ist in der Lage, 
tiefgreifendere und komplexere Ver-
änderungen an genetischen Konstella-
tionen und biochemischen Synthese-
wegen von Lebewesen vorzunehmen. 
DNA-Sequenzierung und Synthese 
von DNA-Strängen sind schnell und 
einfach möglich. Dazu genügen auch 
digitale Sequenzanweisungen aus 
dem Internet. 

So sind 2 neue, sich überschneiden-
de Bereiche der Gentechnik entstan-
den: die Synthetische Biologie (oder 
Synbio) und die neuen gentechni-
schen Verfahren (auch ‚neue Züch-
tungsverfahren‘ genannt). 

Die Verknüpfung von Syntheti-
scher Biologie und neuer Gentechnik-
Verfahren hin zu einer Bioökonomie 
ermöglicht ein Wiederaufgreifen des 
Themas Gentechnik. Es wird eine 
Chance gesehen, jetzt breite gesell-
schaftliche Akzeptanz zu schaffen, 
obwohl in der Öffentlichkeit bis-
her, basierend auf Vorsorgeprinzip 
und Ethik, eine stabile Ablehnung 
herrschte.

Genome Editing-Verfahren 
und CRISPR/Cas
Genome Editing ist ein Verfahren mit 
dem Ziel, die DNA eines Organismus 
an ganz bestimmten Stellen zu verän-

dern. Solche Veränderungen können 
sich auf Hinzufügen, Entfernen oder 
Ersetzen, von DNA-Sequenzen, be-
ziehen. 

Von allen Genome Editing-Verfah-
ren  1 ist CRISPR/Cas  2 die neueste Ent-
wicklung. Es basiert auf einem bakte-
riellen Abwehrsystem, das bestimmte 
DNA-Sequenzen eines eindringenden 
Virus erkennt, sich daran anhängt, den 
DNA-Strang durchtrennt und so das 
Virus deaktiviert. Dieses System wur-
de angepasst, um die DNA in höheren 
Organismen, wie Pflanzen und Tie-
ren, zu schneiden. Sobald der Schnitt 
durchgeführt wurde, setzt das kör-
pereigene DNA-Reparatursystem ein, 

welches die abgetrennten Enden wie-
der zusammenklebt. Dabei werden in 
der Regel einige Buchstaben verloren, 
hinzufügt oder verändert, um so an ge-
wünschter Stelle kleine Mutationen zu 
erzeugen. Dies führt, wenn alles gut 
geht, zu einem gewünschten Merkmal, 
z. B. einer Herbizidtoleranz.

Die Notwendigkeit fundierter 
Risikobewertung
Ähnlich wie bei anderen genverän-
dernden Verfahren kommt es auch 
beim Genome Editing zu unbeab-
sichtigten Nebenwirkungen. Es wur-
de festgestellt, dass die Verfahren die 
DNA nicht nur an gewünschter Stelle 
verändern, sondern auch andere Gene 
stören und somit unbeabsichtigte 
oder unvorhersehbare Nebenwirkun-
gen haben können.  3 

Dabei ist wichtig zu bedenken, 
dass die Veränderung eines einzigen 
Nukleotids in einem Gen ausreichen 
kann, um größere Fehlfunktionen ei-
nes Organismus wie Bluterkrankheit, 
oder Sichelzellenanämie beim Men-
schen zu verursachen. Selbst kleine 
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Gentechnisch veränderte Organismen sind mit nichts in der Natur Vorkommendem vergleich-
bar, daher sind die weitreichenden Folgen und Risiken eines Eingriffs in natürliche Organis-
men und Ökosysteme nicht abschätzbar.

https://www.flickr.com/photos/145904854@N07/31750590535/in/photolist-6U623c-dqZnpi-5wg2Ud-cvzoQL-21cVaTX-gd8BM-6iagU9-4DXMka-RVuDsw-5SEGcw-cvzFtY-9N9HiN-9Lev6p-5wg2PJ-cvzoL7-EhCVXK-ejmLY3-sLmaia-5wbGbp-fmsdmo-jR2uMo-5W2FcL-5wbGnR-4EtP8F-7PdE24-fQ7omB-8XraqE-7PsEmg-rXzMb-ckPYww-S9NGe3-QnG5oK-Ri7Reh-PNKB2A-QnG5j6-QnG5gR-QX6aa9-QnG5gF-QnG5ie-QSMFBg-QSMEie-Qitucb-QSMEZp-QDEnVy-QSMEL8-PArZL5-PAs13C-PArZjU-QSMExn-QDEov1/
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‚Eingriffe‘ können also weitreichende 
Folgen haben.

Wird das CRISPR/Cas-Verfahren 
wiederholt oder werden gleichzeitig 
viele kleine Änderungen vorgenom-
men oder wird es in Kombination mit 
anderen genverändernden Verfahren 
eingesetzt, ist es möglich, immer tief-
greifendere Veränderungen vorzu-
nehmen. So ist schwer vorhersehbar, 
ob dadurch kleine oder gar größere 
Risiken ausgelöst werden.

BefürworterInnen sind gegen eine 
Regulierung der Genome Editing-
Verfahren, obwohl es sich dabei um 
gentechnisch veränderte Organismen 
handelt. Auf die Regierungen wird 
enormer Druck ausgeübt, indem das 
Augenmerk den versprochenen güns-
tigen neuen Eigenschaften gilt. Dabei 
werden die in nationalen, EU- und 
internationalen GVO-Regelungen 
üblich verwendeten Begriffe bewusst 
neu definiert. Die Regierungen sollen 
es ermöglichen, dieses Verfahren ohne 
Regulierung einsetzbar zu machen 
und das Vorsorgeprinzip zu vernach-
lässigen.

Synthetische Biologie – 
Mikroorganismen neugestalten  
und Märkte erobern
Einige Projekte der Synthetischen 
Biologie haben die Neu- und Umge-
staltung von Mikroorganismen zum 
Ziel, einschließlich Algen, die z. B. 
für die Herstellung von Kraftstoffen, 
Ölen, Kunststoffen, Chemikalien 
oder Aromen und Duftstoffen verwen-
det werden sollen. Der Anspruch, dass 
solche Aromen und Düfte (wie z. B. 
synthetisches Vanillin) als ‚natürliche 
Inhaltsstoffe‘ gelten, ist zwar umstrit-
ten, bildet aber die Grundlage der 
Geschäftsmodelle bestimmter Unter-
nehmen (z. B. Evolva). Markterschlie-
ßungen durch Synthetische Biologie 
haben Auswirkungen auf die Exis-
tenzgrundlage von Kleinbäuerinnen 
und -bauern, ganz gleich ob sie nun 
Vanille, Stevia oder Safran produzie-
ren, sowie auf die biologische Vielfalt 
und auf Ökosysteme. 

Prozesse der Synthetischen Biolo-
gie sind oft automatisiert. Durch diese 
Automatisierung ist es möglich, tau-
sende kleiner Veränderungen gleich-
zeitig an einer großen Anzahl von 
Individuen einer Art durchzuführen. 
Zwar unterscheidet sich das Verfahren 
allein durch das enorme Volumen und 
die Mechanisierung von den ersten 
Versuchen der Gentechnik, dennoch 
handelt es sich grundsätzlich immer 
noch um Gentechnik.

Gentechnisch veränderte Mikroor-
ganismen stellen zusätzliche Risiken 
dar, wenn sie in Ökosysteme gelan-
gen. Sie tauschen Informationen aus, 
teilen und verteilen sie über einen ho-
rizontalen Gentransfer und vermeh-
ren sich viel schneller als mehrzellige 
Organismen.

Die Tatsache, dass sich einige die-
ser veränderten Organismen stark von 
allen natürlich vorkommenden Orga-
nismen unterscheiden, bedeutet, dass 
es nichts gibt, mit dem sie verglichen 
werden können. Dadurch wird eine 
aussagekräftige Risikobewertung 
schwer bis unmöglich.  

Die neueste Entwicklung:  
Gene Drive zur Ausrottung von 
Populationen und Arten
Durch Gene Drive veränderte Orga-
nismen sollen nach ihrer Freisetzung 
ganze Populationen oder Arten ver-
nichten oder in sie eindringen. Diese 
Methode soll beispielsweise bei der 
Bekämpfung von landwirtschaftli-
chen Schädlingen, wie den Frucht-
fliegen in Kalifornien, die Weichobst 
beschädigen, oder von Mücken, die 
Krankheitserreger übertragen, oder 
von invasiven Mäusen, die Vogelar-
ten auf Inseln gefährden, eingesetzt 
werden. Alles, was sich sexuell fort-
pflanzt, könnte durch die Gene Drive-
Methode verändert werden. Durch 
die Veränderung und Ausrottung 
von Arten werden automatisch Öko-
systeme umgestaltet. Die Idee gab es 
schon vor etwa 50 Jahren, aber erst 
durch die Einführung des Genome 
Editing-Verfahrens CRISPR/Cas ist 
es technisch möglich, die Gene Drive-
Methode umzusetzen.

Fragen und Werte in Bezug  
auf neue Gentechnik-Verfahren  
und Vorsorgeprinzip  
Die Entwicklung neuer gentechni-
scher Verfahren bietet uns eine weitere 
Gelegenheit, über Folgenabschätzung 
zu diskutieren und für das Vorsorge-
prinzip zu werben. Wenn die Gesell-
schaft eine fundierte Bewertung der 
neuen gentechnischen Verfahren vor-
nehmen soll, müssen wir die richtigen 
Fragen stellen. Welche Auswirkungen 
beispielsweise haben diese Verfahren 
auf unsere Werte und unsere Ethik, 
wenn wir glauben, dass wir andere 
Lebewesen frei verändern oder sogar 
eliminieren können, um unsere eige-
nen, im Wesentlichen kurzfristigen In-
teressen, zu befriedigen? Wenn man 
bedenkt, wie sehr wir von Ökosyste-
men abhängig sind, die wir im Detail 

noch gar nicht richtig verstehen, ist 
es dann ethisch und wissenschaftlich 
vertretbar, in diese Systeme einzu-
greifen? 2 Fragen sind hier besonders 
wichtig: Welche Problemlösungen 
sind vereinbar mit Rücksichtnahme 
und Respekt der Natur gegenüber? 
Was sind die Folgen, wenn man das 
Leben nur noch als Vorratslager für 
genetische Teile sieht, die es optimal 
zu montieren gilt? 

Die gesamte Gesellschaft sollte 
an solch wichtigen Entscheidungen 
beteiligt werden. Da die Auswir-
kungen global sein werden, müssen 
auch die Diskussionen global geführt 
werden. Es müssen Stimmen aus ver-
schiedenen Kulturen gehört werden, 
von indigenen Völkern, lokalen Ge-
meinschaften und Kleinbäuerinnen 
und -bauern, die mit natürlichen 
Ökosystemen interagieren, Saatgut 
retten und Nahrung anbauen. Die 
Bioökonomie dürfte diese Menschen 
noch weiter marginalisieren, indem 
sie angebliche Alternativen zu ihren 
Produkten schafft, aber auch indem 
sie ihr Land, ihre Rechte und Ressour-
cen nimmt. Und das im Namen eines 
Wirtschaftsmodells mit systematisch 
hohen Verbräuchen, nur begründet 
mit der Behauptung, die Energiein-
tensität zu reduzieren. Dies sollte 
nicht als Vorwand dienen, ungerecht-
fertigte Risiken durch Synthetische 
Biologie einzugehen. Wir brauchen 
eine adäquate Regulierung. Und wir 
müssen erst noch daran arbeiten, ge-
nügend Wissen und Verständnis zu er-
werben, um die Folgen unserer neuen 
Eingriffsmöglichkeiten abzuschätzen 
zu können.

Dr. Ricarda Steinbrecher

Die Autorin ist Molekulargenetikerin 
und Entwicklungsbiologin bei EcoNexus, 
Oxford. 

Aus dem Englischen von  
Laura Schöne.

1	 z. B. ODM, ZFN, TALEN.

2	 CRISPR = Clustered Regularly Interspaced 
Short Palindromic Repeats.

3	 Einer Aussage des ENSSER zufolge, 
sollten Produkte der neuen 
Gentechnikverfahren als gentechnische 
veränderte Organismen (GVOs) gelten. 
https://ensser.org/publications/ngmt-
statement/.

https://ensser.org/publications/ngmt-statement/

https://ensser.org/publications/ngmt-statement/
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LANDNUTZUNG UND 
MATERIALKONKURRENZ
Die Zutaten für die Biomasseerzeugung werden knapper

Im Rahmen der Bioökonomie sind Holz, Fasern, Öle, Eiweiße, Stärke und 
Zucker aus dem Wald und der Landwirtschaft die wichtigste Quelle für 
Materialien, die fossile Rohstoffe teilweise ersetzen sollen. Doch Land-
flächen sind knapp und die meisten Rohstoffe werden bereits heute für 
andere Zwecke verbraucht. Eine Ausweitung der Produktion stößt rasch an 
ökologische, soziale und wirtschaftliche Grenzen. Ohne eine Verringerung 
des Energie- und Rohstoffverbrauches geht es nicht.

V or dem Erdölzeitalter waren 
nachwachsende Rohstoffe die 
Basis für die Energiegewin-

nung und die Herstellung der meisten 
Bau- und Werkstoffe. Bei der aktuel-
len Diskussion um die Bioökonomie 
bekommt man den Eindruck, der 
Weg zu einer dekarbonisierten Wirt-
schaft (frei von fossilem Kohlenstoff) 
werde uns schon bald wieder dort-
hin führen. Pflanzliche und tierische 
Kohlenstoffverbindungen sind ja die 
Voraussetzung für den Ausstieg aus 
der Nutzung fossilen Kohlenstoffes. 
Es führt kein Weg daran vorbei, wenn 
wir die Treibhausgasemissionen um 
mehr als 95 Prozent verringern müs-
sen, um den Klimawandel halbwegs 
zu begrenzen.

Wie viele nachwachsende Roh-
stoffe könnten für die Bedarfe ei-
ner Bioökonomie erzeugt werden? 
Darüber gehen die Meinungen weit 

auseinander. Flächenreserven wur-
den in Deutschland schon frühzeitig 
genutzt: Die Flächenstilllegungen 
wurden mit steigenden Agrarpreisen 
und steigendem Bedarf an nachwach-
senden Rohstoffen (z. B. für die Bio-
kraftstoff- und Biogaserzeugung) 
drastisch reduziert. Damit konnte 
die Ackerfläche um mehrere Hun-
derttausend Hektar vergrößert wer-
den. Weltweit werden vor allem die 
sogenannten „marginalen Flächen“ 
als Flächenreserve gesehen, die man 
hierzulande als Grenzertragsflächen 
bezeichnen würde. Auf vielen dieser 
Flächen lohnt sich der Anbau nicht, 
weil sie zu trocken, steinig, salzig, 
entlegen sind oder weil die Erosion 
oder Vergiftung den Anbau verhin-
dert. Andere Gebiete werden bereits 
z. B. als Weideland genutzt. Bei Be-
achtung ökologischer und sozialer 
Kriterien eignet sich nur ein Teil der 

potenziellen Flächen für eine wirt-
schaftliche Biomasseproduktion. Der 
mögliche Zuwachs an Anbauflächen 
würde nicht reichen, um genügend 
fossile Rohstoffe zu ersetzen.

Intensivierung als Hoffnung
Produktionssteigerungen verspricht 
man sich auch durch die Intensivie-
rung der Pflanzenproduktion, vor 
allem in weniger „entwickelten“ Re-
gionen. Doch wenn dafür mehr Ma-
schinen, Düngemittel und Pestizide 
eingesetzt werden müssten, wäre der 
Zusatznutzen aufgrund der Neben-
wirkungen fragwürdig – ganz abge-
sehen von den sozialen Folgen einer 
Industrialisierung der Landwirtschaft, 
die schon heute in vielen Regionen für 
Armut und Hunger mitverantwortlich 
ist und die auch die Ertragskraft der 
Böden gefährdet.

Die globale Biomasseproduktion 
lässt sich sicher noch steigern. Doch 
stellt sich die Frage, ob sich damit 
ausreichend viele fossile Rohstoffe 
ersetzen lassen. Dabei hilft es zu wis-
sen, welche Mengen fossiler Rohstoffe 
jährlich gefördert und verbraucht wer-
den und in welchem Verhältnis die-
se Mengen zu den heute geernteten 
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Ernte einer 4-jährigen Pappelplantage z. B. für die Herstellung von Zellulose.
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Mengen an Holz und anderen wich-
tigen Biomassen stehen. 

Insgesamt standen 2011 weltweit 
etwa 11,4 Milliarden Tonnen Bio-
masse als Trockenmasse zur Verfü-
gung (Landwirtschaft 4,2; Weide 3,7; 
Holz 2,1 und Nebenprodukte 1,4). 
Davon wurden 7 Milliarden Tonnen 
als Futtermittel genutzt, 2 Milliarden 
Tonnen als Bioenergie; Lebensmittel 
machen 1,7 Milliarden Tonnen aus 
und die stoffliche Nutzung 1,2 Milli-
arden Tonnen.

Im Vergleich dazu werden jedes 
Jahr folgende Mengen fossiler Koh-
lenstoffreserven gefördert: 7 Milli-
arden Tonnen Steinkohle, 4,8 Mil-
liarden Tonnen Erdöl, 1 Milliarde 
Tonnen Braunkohle und 0,3 Milli-
arden Tonnen Erdgas, also etwa 13 
Milliarden Tonnen kohlenstoffreiche 
Energieträger. 

Schon diese Zahlen machen deut-
lich, dass sich mit Biomasse derzeit 
keine nennenswerten Mengen an 
fossilen Rohstoffen ersetzen lassen. 
Hierfür müsste vor allem die Fleisch-
produktion drastisch reduziert wer-
den, was vor allem im Falle der An-
baufuttermittel erhebliche Mengen 
an Agrarrohstoffen freisetzen würde. 
Zurzeit werden aber fast ausschließ-
lich Strategien zur Steigerung der 
Biomasseproduktion diskutiert.

Kunststoffverbrauch alleine  
schon zu hoch
Nehmen wir das Beispiel Kunststof-
fe. 2016 wurden in Deutschland gut 
19 Millionen Tonnen Kunststoffe er-
zeugt, davon fast 7 Millionen Tonnen 
für Verpackungen und über 4 Millio-
nen Tonnen im Bau. Würde man das 
alles durch Materialien aus Weizen-
stärke ersetzen wollen (und können), 
müsste man dafür die gesamte Ernte-
menge und Anbaufläche für Winter-
weizen und Roggen verwenden (1:1 
gerechnet: 24,2 Millionen Tonnen 
Winterweizen und 3,2 Millionen Ton-
nen Roggen), was einen Flächenbe-
darf von 3,7 Millionen Hektar und 
damit fast ein Drittel der deutschen 
Ackerfläche benötigen würde. Der-
zeit werden weltweit nur 0,1 Prozent 
der Kunststoffe aus Biomaterialien er-
zeugt, doch dies könnte durchaus auf 
10 Prozent gesteigert werden. Das Bei-
spiel zeigt, dass ein weitgehender Er-
satz fossiler Rohstoffe durch Biomasse 
nur dann möglich wäre, wenn wir den 
Verbrauch drastisch verringerten.

Das beste Beispiel dafür, was die 
verstärkte Nutzung nachwachsender 
Rohstoffe für Folgen haben kann, bot 

die Förderung der Produktion von 
Biogas, Biokraftstoffen und Energie-
holz. Schnell zeigte sich, wie knapp 
Ackerflächen sind und dass die Ver-
größerung der Anbaufläche oft auf 
Kosten von Wäldern geschieht. Auch 
ökologisch und sozial traten nach-
teilige Auswirkungen zutage, etwa 
durch die Verdrängung von Landbe-
völkerung und die Konkurrenz zur 
Nahrungsmittelversorgung. Auch 
bei Reststoffen sind die Mengen be-
grenzt, da sie bereits verwendet wer-
den.

Im Zuge der Produktion von festen, 
flüssigen und gasförmigen Energieträ-
gern wurde aber auch die Erforschung 
weiterer Verwendungsmöglichkeiten 
pflanzlicher Stoffe vorangetrieben. 
So wird Glycerin als Nebenprodukt 
der Biodieselproduktion vor allem für 
die Kosmetik- und Pharmaindustrie 
eingesetzt. Der Holzstoff Lignin, der 
bei der Zellstofffasergewinnung als 
Nebenprodukt anfällt, macht neben 
der Zellulose etwa die Hälfte des Hol-
zes aus und wird in den Werken bisher 
größtenteils zur Energieerzeugung 
verbrannt. Aus Lignin lassen sich 
plastische Werkstoffe erzeugen, was 
eine höherwertige Verwendungsform 
darstellen kann. 

Dank technischer Innovationen 
können manche pflanzlichen Roh-
stoffe durchaus höherwertige Ver-
wendung finden. Das kann grund-
sätzlich zu einer langlebigeren und 
sparsameren Verwendung führen. Für 
die ErzeugerInnen bieten sich auch 
Möglichkeiten, ihre Anbausysteme 
vielseitiger zu gestalten, wobei in der 
Regel diejenigen Pflanzen angebaut 
werden, mit denen sich die höchsten 
Einnahmen erzielen lassen.

Verwendungskonkurrenzen
Ein weiterer gerne übersehener Fak-
tor ist, dass die allermeisten Biomas-
serohstoffe bereits für Nahrungs- und 
Futtermittel, aber auch für stoffliche, 
technische Zwecke eingesetzt werden. 
Nehmen wir den Weizen: Ein knap-
pes Drittel davon wird direkt für 
Nahrungsmittel, fast zwei Drittel als 
Tierfutter verwendet. Und ein weite-
rer Teil, vor allem Roggen und min-
derwertige Weizenpartien, werden für 
die Biokraftstofferzeugung verwendet 
(Ethanol). Wenn wir einen Großteil 
des Lignins für die Bioplastikerzeu-
gung verwenden würden, müssten 
die Zellstofffabriken ihre Energie-
versorgung umstellen. Wenn wir mit 
dem Zellstoff Kunstfasern (Viskose, 
Rayon) herstellen und erdölbasierte 

Chemiefasern ersetzen, dürfen wir 
eben nicht so viel Papier verbrauchen.

Viele Biomassesorten eignen sich 
aber nur für spezielle Verwendungen. 
Die Versuche, aus Holz Biokraftstof-
fe herzustellen, scheitern vor allem 
am immensen technischen Aufwand. 
Denn im Holz, selbst in sauberen, 
einheitlichen Holzsortimenten, sind 
zu viele verschiedene Inhaltsstoffe 
enthalten, die eine Verarbeitung zu 
teuer machen. Flüssige Rohstoffe sind 
hier klar im Vorteil. Abgesehen davon, 
dass Holz vor allem für eine stoffliche 
Verwendung größere Vorteile bietet.

Die Devise lautet Suffizienz
Bei einer Steigerung der Biomasse-
produktion ist also größte Vorsicht 
geboten, denn solche Entwicklungen 
führten in der Vergangenheit häufig 
zu ökologischen und sozialen Pro-
blemen. Zwar wird betont, dass die 
Versorgung der Produktionsstätten 
aus nachhaltigen Quellen organisiert 
werden soll. Im Regelfall entscheiden 
aber technische und wirtschaftliche 
Kriterien sowie politisch gesetzte 
Rahmen- und Förderbedingungen 
darüber, was wo und wie angebaut 
wird. Schäden treten in der Zukunft 
auf, sodass solche Probleme weniger 
ernst genommen werden. So führt 
eine Übernutzung von Wäldern nur 
schleichend zur Verschlechterung 
der Bodenqualität, und die Verluste 
an biologischer Vielfalt sind auch nur 
ExpertInnen geläufig. Für Ackerbö-
den gilt Ähnliches.

Der einzige Ausweg aus dem Di-
lemma ist bekannt, aber unbeliebt: 
Nur mithilfe einer drastischen Ver-
ringerung unseres Energie- und Roh-
stoffverbrauches kann es gelingen, 
den Klimawandel zu begrenzen, die 
Dekarbonisierung erfolgreich umzu-
setzen. Die alternative Versorgung 
mit Bioenergie und nachwachsenden 
Rohstoffen im Rahmen einer Bioöko-
nomie kann nur ein Teil der Lösung 
sein.

 

 

 

  Laszlo Maraz

Der Autor koordiniert die AG Wälder 
beim Forum Umwelt & Entwicklung und 
die Dialogplattform Wald.
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MIT BIOÖKONOMIE  
DIE WELT ERNÄHREN?
Ein problematisches Versprechen

Die Menschheit zu ernähren – das ist das wichtigste Versprechen der 
Bioökonomie. Um diese Aufgabe zu lösen, werden verschiedene Stra-
tegien verfolgt: die Steigerung der Produktion, die Gewinnung neuer 
Nutzflächen, die Intensivierung der Landwirtschaft sowie auch der Einsatz 
von Gentechnik. Abfall und Reststoffe sollen effektiver verwertet und 
Lebensmittel weniger verschwendet werden.  1 Tatsächlich jedoch spielt 
das Thema „Grundversorgung“, also Ernährung sichern und Hunger be-
kämpfen, nur dort eine Rolle, wo es darum geht, eine Intensivierung der 
Landwirtschaft herbeizuführen. 

D ie Konkurrenz um Land und 
der darauf erzeugten „Biomas-
se“ nimmt mit den weitreichen-

den Zielen der Bioökonomie zu.
Der nationale Bioökonomierat, der 

als unabhängiges Beratungsgremium 
der Bundesregierung fungiert, ist für 
die Regierung erster Ansprechpart-
ner bei der Umsetzung der „Natio-
nalen Forschungsstrategie BioÖko-
nomie 2030“.  2 Der Rat streift das 
Thema Grundversorgung und damit 
Ernährungssicherung und Hunger-
bekämpfung, um von dort gleich zu 
den „Spezialangeboten“ der Nah-
rungsmittelindustrie überzuleiten. 
Dazu gehören lukrative Produkte, 
die einen Zusatznutzen versprechen: 
„Produktspektren, bei denen Bequem-
lichkeit, Genusswert und gesundheits-
förderliche Eigenschaften den Mehr-

wert darstellen.“ Der Bioökonomierat 
geht davon aus, dass mit der Weltbe-
völkerung auch die Zahl derjenigen 
Menschen wächst, die einen gewis-
sen Lebensstandard erreichen wol-
len. Diese Bevölkerungsschicht frage 
„hochveredelte“, das heißt industriell 
intensiv bearbeitete und damit gewinn-
trächtige Nahrungsmittel besonders 
nach. Diese Nachfrage könne selbst-
redend am besten eine hochgradig 
technisierte Nahrungsmittelindustrie 
befriedigen. Gentechnik, synthetische 
Biologie, vertikale Landwirtschaft und 
In-vitro-Fleischherstellung können als 
Beispiele dieses hochtechnologisier-
ten Sektors angeführt werden. Für 
die Bundesregierung scheint dieser 
Markt im Vordergrund zu stehen. Es 
zeigt sich an den Innovationen, die 
bislang präsentiert wurden, z. B. mit 

Omega-3-Fettsäuren angereicherte 
Wurst. Am Fraunhofer-Institut für 
Verfahrenstechnik und Verpackung 
(IVV) sind ForscherInnen in der Lage, 
Fischöl mit den Omega-3-Fettsäuren 
in winzige Kügelchen zu packen, die 
sich in Bierschinken, Leberkäse oder 
Wiener Würstchen einarbeiten lassen. 

Angebot & Nachfrage
All diese Produkte richten sich an 
KundInnen in den Industrieländern 
und vielfach an Menschen, die be-
quem etwas gegen ihren ungesunden 
Lebenswandel tun möchten. Mit Si-
cherung der Welternährung haben sie 
nichts zu tun. Ebenso wenig wie die 
Visionen des Nestlé-Konzerns. In der 
Studie ‚Wie is(s)t Deutschland 2030?‘ 
hat der Nahrungsmittelkonzern 5 Sze-
narien entwickeln lassen, wie die Er-
nährung im Jahr 2030 aussehen könn-
te. Die MacherInnen erwarten – oder 
hoffen –, dass die „Grenze zwischen 
Ernährung und Pharma verschmilzt: 
Künftig werden wir sogar die Software 
unseres Erbguts gezielt steuern – über 
Ernährung“.  3 Die Szenarien-Entwick-
lerInnen erwarten, dass KundInnen 
ihre Gene analysieren lassen und auf 
der Basis dieser Daten Empfehlun-
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Laut der UN Welternährungsorganisation wird weltweit nach wie vor der Großteil aller Nahrungsmittel von Kleinbäuerinnen und -bauern 
erzeugt.

https://www.flickr.com/photos/cifor/36003031803/in/photolist-k8pohQ-k8mSd6-nZmzXL-8UntsS-XffLod-dQAfYJ-dQBUFo-X4f43u-ap9dfT-apbWgG-W5jPdj-fFiuou-g5fCYa-d9YyAz-4iGPD1-eKSNHE-hR4uSM-ga9HdW-4e9hvi-apc1tC-fKtPci-ap9ffv-ga9gDQ-XSCvnr-uRMNdX-HLeuLH-WRsX2D
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gen für die Ernährung entstehen. 
Im Supermarkt wird dann eine App 
vorgeben, mit welchen Zusatzstoffen 
ausgestatte Lebensmittel wir am bes-
ten kaufen sollten, um gesund und 
leistungsfähig zu bleiben – Essen für 
die Selbstoptimierung. 

Auf dem Weg dorthin ist die For-
schung weit vorangeschritten. So 
fand im September 2017 bereits die 
3. Internationale Konferenz zu In-
vitro-Fleisch in Maastricht statt. Die 
Verfahren, aus Stammzellen im Re-
agenzglas Fleischfasern zu züchten, 
machen schnelle Fortschritte: Mark 
Post, Professor für Gefäßphysiologie 
an der Universität Maastricht, glaubt 
ebenso wie Ido Savir, Geschäftsführer 
von SuperMeat, dass In-vitro-Fleisch-
produkte schon in 2 bis 5 Jahren in 
industriellen Maßstäben vermarktet 
werden können.

Dem kommt die Stimmung unter 
der potenziellen Kundschaft entge-
gen: 36 Prozent der Befragten sagten, 
sie würden Fleisch aus dem Reagenz-
glas essen. Fertiggerichte werden in 
Zukunft online bestellt, und in der 
Küche steht ein 3D-Drucker, der ein 
Filetsteak herstellt, das nie ein Rind 
gesehen hat. 

Die AutorInnen der Nestlé-Studie 
erwarten aber auch, dass die Bedeu-
tung regionaler Produkte wachsen 
wird. Der repräsentativen Umfrage 
im Rahmen der Studie zufolge fin-
det eine Mehrzahl der Deutschen das 
Zukunftsszenario am attraktivsten, 
das „eine ressourcenschonende Er-
nährung in einer werteorientierten 
Gesellschaft“ mit Bio-Produkten aus 
der Region vorsieht.

Fragen und Kritik 
Think big! In großen Dimensionen 
denken – so scheint das Motto der 
Bioökonomie zu lauten: Hightech, 
Großkonzerne, Milliardeninvesti-
tionen.  4 Viele der agrartechnologi-
schen Methoden, die die Bioöko-
nomie empfiehlt, verschärfen aber 
wahrscheinlich eher die Probleme 
der Welternährung, statt sie zu lö-
sen. Versprechen und Realität lie-
gen weit auseinander. Viele wichtige 
Fragen bleiben unbeantwortet: Für 
wen sind die neuen Biotechnologien 
nützlich bzw. notwendig? Wer über-
prüft, ob die vermeintlichen Innova-
tionen tatsächlich nachhaltig sind? 
Wer finanziert die Risikoforschung, 
die für den genetischen Umbau an 
Pflanze und Tier gebraucht wird? 
Milliarden Euro an öffentlichen För-
dergeldern, ein riesiger Aufwand für 

Informationsportale, Strategiepapie-
re, Kommunikationsbemühungen, 
Ausschreibungen  – wie lässt sich 
diese einseitige Förderpraxis in den 
biotechnologischen Kern der Bio-
ökonomie rechtfertigen? Und auch 
wenn die BefürworterInnen immer 
wieder betonen, dass bislang jeder 
Nachweis dafür fehlt, dass die grüne 
Gentechnik (Einsatz von Gentechnik 
in der Landwirtschaft) Schaden an-
richte – die überwältigende Mehrheit 
der Menschen in Deutschland steht 
ihr Umfragen zufolge kritisch ge-
genüber. Das heißt, dass diese Praxis 
bisher keinesfalls demokratisch legiti-
miert ist. Wie aber soll der rechtliche 
Rahmen, der beispielsweise auch die 
Koexistenz von Hightech auf dem 
Acker und extensiver Landwirtschaft 
regeln müsste, aussehen und wer er-
arbeitet ihn politisch?

Forderungen 
Wer aber solche Kritik vorbringt, 
muss sich in Acht nehmen und auf 
diese Totschlagargumente vorberei-
ten: „Fortschrittsfeindlich, rückstän-
dig, ängstlich, ideologisch verblen-
det  – wer die großtechnologischen 
Heilsversprechen kritisch hinterfragt, 
muss sich ein dickes Fell zulegen.  5 
Organisationen wie die Welthunger-
hilfe, der Weltagrarrat, der World Fu-
ture Council, sogar die Organisation 
für Ernährung und Landwirtschaft 
der Vereinten Nationen (FAO), for-
dern indes seit Langem einen an-
deren Weg, Ernährung zu sichern, 
nämlich kleinbäuerliche Systeme zu 
unterstützen. Solche arbeitsintensi-
veren und auf Vielfalt ausgerichteten 
Strukturen sollen die Garanten einer 
sozial, wirtschaftlich und ökologisch 
nachhaltigen Lebensmittelversorgung 
sein. 90 Prozent der weltweit rund 570 
Millionen landwirtschaftlichen Betrie-
be werden von Familien geführt. Sie 
leisten einen wesentlichen Beitrag zur 
Ernährungssicherheit, betonte die 
FAO anlässlich des Welternährungsta-
ges 2014. Für die Sicherung der Welt-
ernährung wäre es deshalb hilfreich, 
Bäuerinnen und Bauern zu befähigen, 
die vorhandenen Flächen klug, effizi-
ent und nachhaltig zu nutzen. Ent-
scheidend für diese nachhaltigen An-
sätze ist, dass für die Landwirtschaft 
so elementare Dinge wie Saatgut oder 
das Wissen über Anbaumethoden frei 
zugänglich bleiben, statt durch Paten-
te versperrt zu werden.

Doch diese Forderungen sind mit 
den Konzepten der Bioökonomie 
wahrscheinlich nicht zu erfüllen. 

Schon jetzt werden die politischen 
Weichen so gestellt, dass im Jahr 2030 
eine völlig andere Welt des Essens und 
Trinkens gegeben sein wird. 

Die biotechnologisch ausgerich-
teten Produzenten der 4 F, food 
(Lebensmittel), feed (Tierfutter), 
fuel (Kraftstoff), fibre (Fasern/Bal-
laststoffe), und einem fünften F, fun 
(In-Door-Freizeit-Anlagen z. B.), 
konkurrieren dafür zunehmend um 
fruchtbares Land und bewirtschaften 
es immer intensiver. Denn durch die 
erhöhte Nachfrage steigen die Prei-
se für die Pacht oder den Kauf der 
ohnehin knappen Landflächen. Die 
oft hochtechnologisierten Konzerne 
können für die steigenden Landprei-
se wesentlich leichter aufkommen, 
als die zum Teil verschuldeten Klein-
bäuerinnen und -bauern. Deren Exis-
tenzgrundlage gerät in Gefahr, wenn 
sie aus Kostengründen eigenes oder 
gepachtetes Land abgeben müssen 
bzw. verlieren. Nicht nur die Ernäh-
rungssouveränität steht mit verän-
derten Strukturen des Bodenbesitzes 
auf dem Spiel, vielmehr kann diese 
Entwicklung zu einer Bedrohung der 
Ernährungssicherheit werden, zualler-
erst für schlechter situierte Bevölke-
rungsschichten, zumeist im Globalen 
Süden. 

 

 

 

  Prof. Dr. Franz- 
Theo Gottwald

Der Autor ist im Vorstand der 
Schweisfurth Stiftung und 
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Humboldt-Universität zu Berlin.
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BIOÖKONOMIE UND 
BIODIVERSITÄT
Die biologische Vielfalt als Schlüssel zu  
einer nachhaltigen Bioökonomie

Der hohe Verbrauch biologischer Ressourcen für Energie und Kraftstoffe 
stellt eine große Gefahr für die biologische Vielfalt dar. Eine stoffliche 
Nutzung hingegen ist die einzige Chance, die chemische Industrie eben-
falls auf eine erneuerbare Basis zu stellen. Dafür müssen biologische 
Ressourcen als hochkomplexe und wertvolle Rohstoffe erkannt und ihre 
Produktionsräume – die Böden und Gewässer – mithilfe der biologischen 
Vielfalt im Rahmen der Produktion wiederhergestellt werden. Wir benö-
tigen ein neues Denken, Planen und Wirtschaften, das auf erneuerbare 
Energiequellen und nachwachsende Rohstoffe setzt und den Ressourcen-
verbrauch auf ein nachhaltiges Maß reduziert, um den Klimawandel und 
das Artensterben aufzuhalten. 

B isher wird der Bedeutung 
der biologischen Vielfalt in der 
Bioökonomie wenig bis keine 

Aufmerksamkeit geschenkt. Die na-
tionalen und europäischen Bioöko-
nomiestrategien fordern zwar die 
Erhaltung von Umwelt und Biodiver-
sität, aber Papier ist geduldig und die 
Zahlen sprechen eine andere Sprache: 
Die biologische Vielfalt nimmt insbe-
sondere in den Agrarlandschaften 
dramatisch ab und Deutschland ver-
braucht bereits heute ein Drittel mehr 
landwirtschaftliche Produkte, als auf 
den Äckern – keineswegs nachhaltig – 
produziert werden können. 

Konkurrenz zur 
Lebensmittelproduktion und 
biologischen Vielfalt am Acker
Insgesamt werden in Deutschland 
landwirtschaftliche Produkte auf 
circa 12 Millionen Hektar Fläche 
angebaut, auf gut einem Fünftel da-
von bereits Raps, Mais oder Faser-
pflanzen für technische Zwecke. Der 
Großteil wird zur Gewinnung von 
Energie und Kraftstoffen eingesetzt, 
nur etwa 10 Prozent werden zu Mate-
rialien, Arzneimitteln oder Textilien 
weiterverarbeitet. Zusätzlich impor-
tiert Deutschland landwirtschaftliche 
Produkte von mehr als 4 Millionen 
Hektar Fläche.  1 Das bedeutet, dass 
bereits heute um ein Drittel mehr 
biologische Ressourcen verbraucht 
als hierzulande produziert werden. 
Was eine weitere Intensivierung der 
Landwirtschaft für die biologische 
Vielfalt in den Agrarlandschaften be-
deutet, wissen unsere Mitglieder in 
Brandenburg und Niedersachsen be-

sonders gut. In Deutschland haben 
z. B. die Bestände charakteristischer 
Vögel wie der Kiebitz oder das Reb-
huhn zwischen 1990 und 2013 um bis 
zu 85 Prozent abgenommen.

Weltweit hat sich die Zahl aller Wir-
beltiere seit 1970 halbiert.  2 Dies lässt 
auf eine noch viel dramatischere Ab-
nahme jener Arten schließen, die wir 
nicht so genau beobachten können, 
weil wir sie zu einem großen Teil noch 
nicht einmal kennen. Die Rede ist von 
den Milliarden Bodenbewohnern, die 
nicht nur die Vögel in den Agrarland-
schaften ernähren, sondern zu denen 
auch eine Vielzahl von Insektenstadi-

en gehört. Wir sprechen mittlerweile 
von „Insektensterben“ oder der „Gro-
ßen Auslöschung“. 

Biologische Ressourcen – Pflanzen, 
Tiere, Pilze oder Mikroorganismen – 
sollten in erster Linie Nahrungsmittel 
für Tiere und Menschen in einem spe-
ziellen Lebensraum sein. Ihr Einsatz 
als Brennstoff oder Material setzt vo-
raus, dass zuerst die Bedürfnisse der 
Lebewesen in einer Region gestillt 
werden müssen, bevor sie als Rohstoff 
für technische Zwecke genutzt werden 
können. Nur dann kommt es zu kei-
nen Engpässen bei der Lebensmittel-
versorgung und zu keiner Abnahme 
der Biodiversität in den Ökosystemen. 
Über den Markt alleine ist das nicht 
zu regeln. Hier bedarf es dringend po-
litischer Entscheidungen, damit das 
Recht auf Nahrung für Menschen und 
Tiere verbindlich gewährt und durch-
gesetzt werden kann. 

Ohne Biodiversität keine  
nachhaltige Bioökonomie
Die Nachhaltigkeitskriterien, die 
bisher von der Politik an eine 
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Durch die Verbennung von Biomasse wird der Nährstoffzyklus unterbrochen wodurch die 
biologische Vielfalt der Böden stetig abnimmt und damit keine nachhaltige Landwirtschaft 
mehr möglich ist.
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wirtschaftliche Nutzung von Bio-
masse gelegt werden, z. B. in der 
Biomassestrom- oder Biokraftstoff-
Nachhaltigkeitsverordnung, reichen 
aus sozialer und ökologischer Sicht 
nicht aus. Darüber hinaus wird die 
wichtige Rolle der biologischen Viel-
falt für die Nachhaltigkeit systema-
tisch ausgeblendet. Das mag daran 
liegen, dass die Bioökonomie vor 
allem von Forschung und Industrie 
vorangetrieben wird und Entwick-
lungs-, Umwelt- und Naturschutzor-
ganisationen bisher nicht aktiv in die 
Forschungs- und Entwicklungsaktivi-
täten einbezogen sind.

Die biologische Vielfalt ist die Vo-
raussetzung dafür, dass die Produkti-
vität der Böden und Gewässer in der 
Land-, Forst- und Fischereiwirtschaft 
erhalten bleibt. Dazu müssen biolo-
gische Rest- oder Abfallstoffe wieder 
in einer Form auf die land- oder forst-
wirtschaftlichen Flächen aufgebracht 
werden, die weder die Böden noch die 
Gewässer oder die Luft verunreinigen 
und von den Pflanzen und Tieren auf-
genommen werden können. Aerobe – 
also luftliebende – Mikroorganismen, 
Pilze und höhere Bodenorganismen 
können aus den Resten der Land- und 
Forstwirtschaft, aus Lebensmittelres-
ten oder kompostierbaren Produkten 
wieder Nähr- und Dauerhumus bil-
den, plus Kohlendioxid und Wasser. 
Dieser natürliche Prozess – der über 
die biologische Kompostierung nach-
vollzogen werden kann – ist die Vor-
aussetzung dafür, dass Böden frucht-
bar bleiben und Pflanzen dauerhaft 
auf ihnen wachsen können. Und er ist 
die Voraussetzung dafür, dass Holz, 
Stärke- oder Ölpflanzen überhaupt 
als nachwachsende bzw. erneuerbare 
Rohstoffe betrachtet und genutzt wer-
den dürfen. Werden diese natürlichen 
Prozesse, die auf biogene Reste wie 
Totholz, Rindermist oder Bioabfälle 
als Nahrungsmittel und Lebensraum 
angewiesen sind, über die Vergärung 
oder Verbrennung umgangen, führt 
dies mit der Zeit zu einer Abnahme 
der biologischen Vielfalt in den pro-
duktiven Ökosystemen und zu einem 
Anstieg der CO2-Konzentration in der 
Luft (siehe Abbildung). 

Dementsprechend schreitet der 
Klimawandel und die Bodendegrada-
tion dramatisch weiter fort: Weltweit 
weisen bereits 25 Prozent des Acker-
landes, 23 Prozent des Forstlandes 
und 33 Prozent des Graslandes er-
hebliche Produktivitäts- und Ökosys-
temdienstleistungsverluste auf.  3 Denn 
alle biobasierten Produkte wie Biogas, 

Biokraftstoffe oder Biokunststoffe, die 
nach ihrem Einsatz verbrannt werden, 
nutzen biologische Ressourcen nicht, 
sondern verbrauchen sie. Von erneuer-
baren Rohstoffen und ihrer Nutzung 
darf aus unserer Sicht erst dann ge-
sprochen werden, wenn die Regene-
ration der Ökosysteme im Rahmen 
der Produktion gewährleistet ist. Nur 
unter dieser Voraussetzung wird die 
Menge an Biomasse, die zukünftig 
produziert werden kann, mit der Zeit 
nicht abnehmen. Hierbei handelt es 
sich um eine Grundvoraussetzung für 
eine nachhaltige Forst-, Land- und Fi-
schereiwirtschaft.

Vielfalt als Kriterium für 
Erneuerbarkeit und Nachhaltigkeit
Eine Regeneration der Böden und 
Gewässer kann nur stattfinden, wenn 
die Struktur und die Vielfalt der biolo-
gischen Ressourcen in den biobasier-
ten Produkten erhalten bleiben. Die 
Verflüssigung und Vergasung biologi-
scher Ressourcen hingegen fördert die 
Nährstoffanreicherung in den angren-
zenden Ökosystemen Luft und Wasser 
und führt zum Klimawandel und zur 
Überdüngung der Meere.  4

Biologische Ressourcen sind hoch-
komplexe und wertvolle Rohstoffe 
und sollten zukünftig intelligent(er) 
genutzt werden. Nur wenn die Auf-
bauleistung der natürlichen Rohstoffe 
in der Material- und Stoffwirtschaft 
erhalten bleibt, können sie eine hohe 
Wertschöpfung und zusätzliche Ar-
beitsplätze schaffen,  5 nicht zuletzt 
auch in der Kreislaufwirtschaft, denn 
sie bleiben biologisch abbaubar. Für 
die Chemieindustrie, die noch immer 
zu 90 Prozent auf Erdöl als Rohstoff 
setzt, sind biologische Ressourcen 
darüber hinaus der einzig potenziell 
erneuerbare Rohstoff. 

Nach wie vor werden von der 
Bundesregierung jedoch vor allem 
jene Prozesse und Unternehmen ge-
fördert, die biologische Ressourcen 
im Übermaß verbrauchen und die 
entsprechenden Technologien dafür 
entwickeln: für Bioenergie, Biogas, 
Biokraftstoffe und Bioraffinerien. 
Nichtregierungsorganisationen kriti-
sierten schon vor mehr als 10 Jahren in 
der sogenannten Teller-versus-Tank-
Debatte, dass durch die Förderung 
von Bioenergie und Biokraftstoffen 
in Deutschland die Lebensmittelprei-
se in den Herkunftsländern massiv 
ansteigen können. Doch bis heute ist 
das Recht auf Nahrung in den Bio-
ökonomiestrategien nicht verankert, 
und schon gar nicht das zukünftiger 

Generationen. Solange die Strate-
gInnen aus Forschung und Industrie 
die Auswirkungen auf die Lebens-
mittelversorgung und die biologi-
sche Vielfalt nicht berücksichtigen, 
besteht ein extrem hohes Risiko für 
die Zivilgesellschaft und jene Pionier-
unternehmen, die bereits nachhaltig 
wirtschaften. Sie müssen aktiv in die 
Gestaltung der Bioökonomie einbe-
zogen werden, damit diese nachhaltig 
werden kann. 
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BIOÖKONOMIE ALS 
TECHNOLOGISCHE 
INNOVATION
Zur Notwendigkeit alternativer Forschung und  
einer gesellschaftlichen Debatte

Mit der gesellschaftlichen Transformation zu einer Bioökonomie sollen 
ökologische Krisenerscheinungen wie der Klimawandel und Ressourcen-
verknappung überwunden werden. In zahlreichen Strategiepapieren in-
ternationaler Organisationen und nationaler Regierungen wird auf For-
schung und technische Innovationen gesetzt, die die konventionellen 
biotechnologischen und agrarindustriellen Bereiche stärken. Alternative 
Technologien werden ebenso wie die demokratische Gestaltung des anvi-
sierten gesellschaftlichen Wandels vernachlässigt. Das gilt es zu ändern.

Z ahlreiche internationale Or-
ganisationen und Länder haben 
in den letzten Jahren Bioökono-

mie-Strategiepapiere verabschiedet 
oder thematisieren die Bioökonomie 
in ihren Agrar-, Forschungs- oder 
Energiestrategien. Die Definitionen 
hinsichtlich der Bioökonomie und 
der Zukunftsvision einer bio-basier-
ten Gesellschaft variieren. In den von 
den USA sowie der Organisation für 
wirtschaftliche Zusammenarbeit und 
Entwicklung (OECD) entwickelten 
Strategiepapieren wird die Bioöko-
nomie meist mit Biotechnologie 
gleichgesetzt, während Deutschland  1 
und die Europäische Union  2 (EU) die 
Bioökonomie als Biomasse-basierte 
Ökonomie verstehen: Vorwiegend 
nachwachsende Rohstoffe sollen für 
Energiegewinnung und industrielle 
Produktion verwendet, Effizienz bei 
der Ressourcennutzung gesteigert 
und Abfälle verringert werden.

Ziel ist es, die ökologische Krise zu 
überwinden, indem das wirtschaftli-
che Wachstum mithilfe technologi-
scher Innovationen vom klimaschädli-
chen Ressourcenverbrauch entkoppelt 
wird – ein fragliches Unterfangen, wie 
die Forschung zu Rebound-Effekten, 
der ausbleibenden Energieeinspa-
rung trotz energieeffizienteren Syste-
men, zeigt. Im Kontext der EU steht 
davon unberührt die Förderung der 
Effizienz- und Technologieforschung 
im Vordergrund: von den Lebens-, 
Agrar-, Ernährungs-, Sozial- und 
Ingenieurswissenschaften über die 
Ökologie bis hin zu den Bio-, Nano-, 
Informations- und Kommunikations-
technologien. Die Bioökonomie soll 

alle Wirtschaftsbereiche umfassen und 
neue Arbeitsplätze schaffen. 

Vernachlässigung alternativer 
technologischer Innovationen
Alle Strategiepapiere konzentrieren 
sich auf die konventionellen For-
schungs- und Industriebereiche. Im 
Agrarbereich dominiert die Förderung 
der agrarindustriellen Forschung und 
Produktion, bei der Energiegewin-
nung geht es um den großflächigen 
monokulturellen Anbau von Biomas-
se. Ausgerechnet die Agrarindustrie 
ist für ein Drittel des Ausstoßes kli-
maschädlicher Gase verantwortlich 
und trägt entscheidend zum Rück-
gang von Biodiversität und zur Ver-
drängung kleinbäuerlicher Struktu-
ren weltweit bei. Oder in den Worten 
des Transnational Institutes (TNI): 
Wie nachhaltig kann eine intensive 
Landwirtschaft langfristig für Bö-
den und Wasser sein und wie wird 
Übernutzung verhindert? Wie viel 
Recycling von Bio-Abfallproduk-
ten ist wirklich umsetzbar und wie 
hoch bleibt der neu aufzubringende 
Energieaufwand?  3

Bereits vorhandenes Wissen und 
Innovationen etwa im Bereich de-
zentraler Energiesysteme bleiben 
hingegen weitgehend unberück-
sichtigt. Gleiches gilt für alternative 
Forschung. Dabei hat beispielsweise 
die Agrarökologie eine positivere 
Energie- und Klimabilanz sowie ein 
erheblich höheres Beschäftigungspo-
tenzial als die konventionelle Land- 
und Forstwirtschaft. Permakultur, Ur-
ban Gardening, Waldweidewirtschaft 
und biologische Mischkulturen haben 

ein hohes Innovationspotenzial. Sol-
che Ansätze werden aktuell etwa von 
dem Netzwerk Co-operative Research 
on Environmental Problems in Eu-
rope (CREPE) vorangetrieben und 
innerhalb der Bioökonomie verortet. 
In den Bioökonomie-Förderformaten 
werden solche Bereiche bisher aber 
nur am Rande erwähnt. Eine Förde-
rung entsprechender Verbände und 
Weiterbildungsinstitute sowie For-
schung zur Optimierung von Techni-
ken wäre hier jedoch äußerst wichtig. 

Die Notwendigkeit 
sozialwissenschaftlicher Forschung
Auch sozialwissenschaftliche Perspek-
tiven auf die Wechselbeziehungen von 
Gesellschaft und Natur sind selten in 
der Debatte um die Bioökonomie. 
Meist wird ihnen nur eine Hilfsrolle 
bei der Wissensvermittlung zu kom-
plexen Technologien, der Herstellung 
von gesellschaftlicher Akzeptanz oder 
der Erforschung von Umweltbewusst-
sein zugesprochen.

Auf die Forschungsergebnisse 
zu den sozial-ökologischen Auswir-
kungen, etwa der agrarindustriellen 
Produktion, wird kaum Bezug ge-
nommen. Dabei liefern sozialwissen-
schaftliche Studien wichtige Erklärun-
gen zu Konfliktursachen im Kontext 
der weltweit wachsenden Konzentra-
tion von Land, der Boden- und Süß-
wasserübernutzung, des Rückgangs 
von Biodiversität und von Schäden 
durch den wachsenden Dünger-, Her-
bizid- und Pestizideinsatz. Außerdem 
widerlegen sie die in den Bioökono-
miestrategien vertretene Annahme, 
der Klimawandel und die Ressour-
cenverknappung seien ein Ergebnis 
der „Überbevölkerung“ im Globalen 
Süden. Global gesehen ist eine klei-
ne Minderheit der Weltbevölkerung 
mit einem wachsenden ökologischen 
Fußabdruck für den Klimawandel 
verantwortlich. Ohne soziale Un-
gleichheiten im Globalen Norden und 
wachsenden Ressourcenverbrauch im 
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Globalen Süden zu bestreiten, ist der 
Globale Norden der Hauptverursa-
cher der Übernutzung der weltweiten 
Ressourcen – und nicht das Bevölke-
rungswachstum im Globalen Süden. 
Sozialwissenschaftliche Perspektiven 
sind wichtig, um (unbeabsichtigte) so-
ziale und ökologische Konsequenzen 
verstehen, ggf. eindämmen und die 
Komplexität eines demokratischen 
Transformationsprozesses ermessen 
zu können.

Mitbestimmung im kleinen Kreis
Die Umsetzung einer Bioökonomie 
erfordert der Europäischen Kom-
mission zufolge nichts Geringeres 
als eine umfassende gesellschaftliche 
Transformation. Die Debatte wird in 
erster Linie von ExpertInnen geführt 
und konzentriert sich auf technologi-
sche Innovationen; es handelt sich um 
einen technokratischen Ansatz. Die 
demokratischen Herausforderungen, 
die mit einem derartig tiefgreifenden 
Wandel verbunden sind, werden nicht 
thematisiert.

Während die Bioökonomie in erster 
Linie in Fachkreisen diskutiert wird, 
ist sie in der breiteren Öffentlichkeit 
wenig bekannt. Auf der EU-Ebene 
sind abgesehen von einzelnen Nicht-
regierungsorganisationen (NGOs) 
und regionalen Körperschaften fast 
ausschließlich AkteurInnen einbezo-
gen, die direkt von der entsprechen-
den Forschungsförderung profitieren, 
also Forschungseinrichtungen wie das 
deutsche nova-Institut, Unternehmen 
wie BASF oder Novamont und ihre 

Verbände. Der europäische Agrar-
dachverband COPA-COGECA und 
Biotechnologiekreise wie EuropaBio 
und European Bioplastics beziehen 
sich positiv auf die durch die Bioöko-
nomiestrategie angestoßenen Forde-
rungen und Debatten.

Transformationsprozess  
demokratisch gestalten
Welche Rolle die Zivilgesellschaft in 
diesem Prozess einnimmt, ist noch 
ungeklärt. In den deutschen Papie-
ren wird durchaus die Bedeutung 
der Beteiligung zivilgesellschaftli-
cher AkteurInnen hervorgehoben, 
z. B. bei der Weiterentwicklung der 
Forschungsstrategie Bioökonomie. 
Allerdings sind die Mitbestimmungs-
foren und -themen stark vordefiniert 
und beschränkt. Außerdem richtet 
sich diese Einladung zur Mitgestal-
tung in erster Linie an NGOs aus 
dem Feld des Umwelt- und Verbrau-
cherschutzes. Gewerkschaften, sozia-
le Bewegungen oder Organisationen 
aus dem entwicklungspolitischen Be-
reich fehlen ebenso weitgehend wie 
zivilgesellschaftliche AkteurInnen, 
die explizit die Position der Umwelt- 
und Klimagerechtigkeitsbewegungen 
einnehmen.

Die Unklarheiten bei der Mitbe-
stimmung durch die Zivilgesellschaft 
sind auf ein Grundsatzproblem zu-
rückzuführen: In den Papieren wird 
nicht thematisiert, wie eine demokra-
tische Umsetzung dieses anvisierten 
gesellschaftlichen Transformations-
prozesses zu einer Bioökonomie or-

ganisiert werden soll. Dies ist nicht 
zuletzt Konsequenz einer technik
optimistischen Verengung des Inno-
vationsbegriffs auf technologische 
und produktbezogene Neuerungen.

Es braucht eine politische Debat-
te um demokratische Institutionen, 
Entscheidungsräume und Mechanis-
men in der Bioökonomietransforma-
tion. Hier sind alle gesellschaftlichen 
AkteurInnen aufgerufen, sich in den 
Aushandlungsprozessen auf nationa-
ler und EU-Ebene einzumischen und 
eine stärkere Bezugnahme auf bisher 
missachtete alternative, dezentrale 
und demokratische Wissens-, Inno-
vations- und Mitbestimmungsformen 
einzufordern.
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In zahlreichen Strategiepapieren wird die Zivilgesellschaft weder inhaltlich noch formal ausrei-
chend einbezogen. Die AutorInnen fordern daher eine Demokratisierung der wissenschaftli-
chen Debatten.
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BIOÖKONOMIE IM  
GLOBALEN KONTEXT
Der Süden als Lieferant für Biomasse?

Die Umstellung des jetzigen Wirtschaftssystems von einer fossilbasierten 
zu einer auf nachwachsenden Rohstoffen basierenden Wirtschaft ist eine 
Herkulesaufgabe und erklärtes Ziel der Bioökonomie. Für die Länder des 
Südens hat der Aufstieg der Bioökonomie zwei wichtige Konsequenzen. 
Zum einen wird sie zu einem zentralen Faktor für die globale Dynamik der 
Landnutzung, und zum anderen könnte sie zur Verstärkung einer neoko-
lonialen Struktur führen: Die Länder des Südens liefern den Rohstoff, die 
Biomasse, für die wissensbasierte Hightech-Bioökonomie des Nordens. 

D er Bioökonomierat, ein Be-
ratungsgremium der Bundes-
regierung, beschreibt die Bio-

ökonomie wie folgt: „Sie ernährt den 
Menschen, sie kleidet ihn, sie wärmt 
ihn, sie bewegt ihn.“ All dies hat mit 
Landnutzung zu tun. Unschwer sind 
in dem Narrativ die 4 F wiederzuer-
kennen, mit denen im Englischen die 
wichtigsten Funktionen von Land-
wirtschaft bezeichnet werden: food 
(Lebensmittel), feed (Futter), fuel 
(Kraftstoff) und fibre (Fasern).

Eine neue Basis für die  
Ökonomie des Nordens
Die mit den 4 F markierte Multifunk-
tionalität von Landwirtschaft ist nicht 
neu; neu ist die bioökonomische Pers-
pektive, die nicht auf die Entwicklung 
einzelner Produktionszweige zielt, 
sondern auf eine umfassende Trans-
formation der Wirtschaft. Es soll ja 
nicht nur nachhaltiger produziert, 

sondern eine neue ökonomische Basis 
hervorgebracht werden.

Die bioökonomische Ordnung 
braucht dafür vor allem eins – Bio-
masse. Und um Winfried Kretsch-
mann zu paraphrasieren – das Zeug 
muss ja irgendwo herkommen.

Die diplomatisch ausgewogenen 
Texte des Bioökonomierates gehen 
auf diese Grundfrage eher nicht ein, 
der Verband der Chemischen Indus-
trie (VCI) ist da deutlicher: „Heute 
werden ca. 60 Prozent der in Deutsch-
land stofflich eingesetzten nach-
wachsenden Rohstoffe importiert. 
Schätzungen zeigen, dass Potenzia-
le für zusätzliche Anbauflächen für 
Biomasse nur begrenzt vorhanden 
sind, im weltweiten Vergleich aber 
vor allem außerhalb Deutschlands 
bestehen. Daher wird die chemische 
Industrie auch in Zukunft importierte 
nachwachsende Rohstoffe benötigen. 
Umso wichtiger ist der Abbau von 

Handelshemmnissen im Rahmen der 
Agrarpolitik für industriell genutzte 
nachwachsende Rohstoffe, um die 
Versorgung der chemischen Indus
trie mit Rohstoffen in den benötigten 
Mengen und zu wettbewerbsfähigen 
Weltmarktpreisen sicherzustellen“.  1

Damit ist die globale Dimension 
der Bioökonomie gut charakterisiert. 
Für eine Bioökonomie wird Biomas-
se gebraucht – Tendenz steigend. Die 
entscheidende Front wird dabei die 
energetische Nutzung sein. Sie macht 
den Löwenanteil der Verwertung 
fossiler Ressourcen aus. In gewisser 
Weise kommt es damit zu einer Neu-
auflage der Teller-versus-Tank-Debatte 
um den Import und die Beimischung 
von Bioethanol und -diesel. Diese ist 
nicht ohne Wirkung geblieben: kein 
wichtiges Statement vonseiten der 
Bioökonomie ohne die Anmerkung, 
dass die Produktion von Nahrungs-
mitteln priorisiert werden müsse.

Der neue Landrausch
Die Teller-versus-Tank-Debatte fo-
kussiert auf die Frage der Flächen-
konkurrenz. Diese wird zweifelsohne 
relevant bleiben, aber mindestens ge-
nauso kritisch ist ein anderer Prozess: 
die Ausweitung intensiv genutzter 
landwirtschaftlicher Flächen. Denn 
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Der Konsum von Palmöl, das hierzulande in zahlreichen Lebensmitteln und Treibstoffen steckt, ist hauptverantwortlich für flächendeckende 
Entwaldung und verheerende Umweltzerstörung in Südostasien.

https://www.flickr.com/photos/rainforestactionnetwork/5551933172/in/photolist-9sB7iJ-W3uaKW-XfAHt5-XfAJzo-WK3ikC-X97Bn4-7d5xd9-XhheAq-dqcXs9-eQZodR-W5Y894-WK3jrL-dqcX2j-bGwgCV-2AnJ64-X5yfry-W7A98R-8ZuDU7-86aKt6-VSd1vf-5nBs78-7d1EET-pXtRHa-eQZpec-pXB1NV-pVvsD7-7d1E6k-bGwnZc-bGwjrV-bGwpEK-W7Aj2t-y5khWj-XVCGvf-XoKFVy-WFzoQT-W5jRim-aqsqnG-7MZeUw-VpoGkC-WBYGWb-W5Gt1R-dqcPm2-WBYHdU-XffLod-dqcXDY-5nJq5U-7d1DKv-dyLeZv-5FWygE-eRbKSU
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im globalen Maßstab existiert immer 
noch viel Land, das nicht (intensiv) 
landwirtschaftlich genutzt wird. 
Dabei handelt es sich vor allem um 
Waldflächen und andere Ökosysteme 
wie Savannen, Sumpfgebiete, aber 
auch Weideland, das von HirtInnen 
genutzt wird. Teile dieses Landes wer-
den in globalen Statistiken als „mar-
ginales Land“ bezeichnet, das in der 
Perspektive „moderner“ Produktion 
als untergenutzt erscheint.

Der Zugriff auf dieses Land ist einer 
der wichtigsten globalen Konflikte – 
und die Bioökonomie befindet sich 
mittendrin, denn die steigende globa-
le Nachfrage gießt nun nicht mehr Öl 
ins Feuer, sondern buchstäblich im-
mer mehr Biomasse in den Hochofen 
der globalen Wirtschaft. Dies zeigt 
sich insbesondere in der nach wie vor 
enormen weltweiten Zerstörung von 
Regenwald, einer Zerstörung, die in 
Zusammenhang mit der Ausweitung 
von landwirtschaftlich intensiv ge-
nutzten Flächen steht. In 2 Regionen 
ist dies besonders deutlich und Ge-
genstand globaler Debatten gewor-
den. In Südostasien ist die Auswei-
tung des Anbaus von Ölpalmen zum 
wichtigsten Treiber von Entwaldung 
geworden. Im Amazonasgebiet ist die 
Zunahme der Anbauflächen für Soja 
besonders signifikant: In Brasilien hat 
sie sich zwischen 2001 und 2016 auf 
mehr als 30 Millionen Hektar verdop-
pelt. Die Expansion des Sojaanbaus 
vollzieht sich heutzutage seltener als 
direkte Umwandlung von Regenwald 
in Sojafelder. Häufiger ist der Umweg 
der Entwaldung über die Anlage von 
Viehweiden, die dann Jahre später für 
den Sojaanbau umgewidmet werden. 
Soja und Ölpalmen sind sogenannte 
flex crops, also Pflanzen, die sich für 
vielfältige Nutzung eignen. Palmöl 
findet sich sowohl in unzähligen Le-
bensmitteln als auch im Tank euro-
päischer AutofahrerInnen. Und Soja 
dient keineswegs nur als Tierfutter 
und vegetarische Kost, sondern auch 
zur Erzeugung von Biodiesel. Oft 
geht es also nicht um Flächenkon-
kurrenz, sondern um eine komplexere 
Gemengelage: Gerade die Kombina-
tion von feed, food und fuel macht 
den Anbau von Soja, Zuckerrohr und 
Ölpalmen besonders lukrativ.

Neue Entwicklungserzählung,  
alte Leidtragende
Problematisch wird der neue Land-
rausch vor allem deshalb, weil er ar-
tenreiche Ökosysteme zerstört, die 
keineswegs unbewohnt sind. Tradi-

tionelle Gemeinschaften, indigene 
Völker und Kleinbäuerinnen und 
-bauern sind Opfer dieser Entwick-
lung, ihr Lebensraum und ihre Rechte 
geraten zunehmend unter Druck. Em-
blematisch dafür ist das brasilianische 
Agrarbusiness: Es argumentiert, dass 
nur etwa 12 Prozent der Landesfläche 
als Ackerland genutzt werden – und 
suggeriert damit, dass da noch viel 
Luft nach oben sei.

Für das expansive Agrarbusiness 
ist die Bioökonomie eine Chance, sich 
in einem neuen Entwicklungsnarrativ 
zu aktualisieren. Die Ausweitung der 
Anbauflächen ist nun nicht einfach 
eine Zerstörung, sondern Teil einer 
umfassenden Klimastrategie und 
Transformation hin zu einer biomas-
sebasierten Wirtschaft. Damit sind 
wir bei einer zentralen Frage: Welche 
AkteurInnen greifen im Globalen Sü-
den den Bioökonomiediskurs auf und 
welche finden sich in ihm nicht wie-
der? Mit seiner Ausrichtung auf mehr 
Biomasse für die Transformation ist 
der Bioökonomiediskurs attraktiv 
für das weltweite Agrarbusiness, das 
sich nun unter einem positiven Nar-
rativ neu aufstellen kann, um neue 
Geschäftsfelder mit alten Praktiken 
(Gensaat, Pestizideinsatz) zu verbin-
den. Symptomatisch für die Art und 
Weise, wie an den Bioökonomiedis-
kurs angeknüpft wird, ist die Studie 
des brasilianischen Unternehmerver-
bands ‚Bioökonomie – eine Agenda 
für Brasilien‘. Die in Zusammenarbeit 
mit der Harvard-Universität verfasste 
Studie empfiehlt beispielsweise, „die 
Entwicklung von genetisch veränder-
ten Pflanzen, Tieren, Bakterien und 
Pilzen zu verstärken“.  2

Keine Antworten für den Süden 
Soziale Bewegungen des Südens kön-
nen ihre Forderungen in der Bioöko-
nomieagenda nicht wiederfinden. Die 
internationale Bewegung der Klein-
bäuerinnen und -bauern Via Campesi-
na etwa hat das Konzept Ernährungs-
souveränität entwickelt, das mehr 
meint als Food First. Es bedeutet auch 
die Förderung von Agrarökologie und 
die Bewahrung der Verfügungsgewalt 
der ProduzentInnen über ihr Saatgut. 
Die weit gefassten Definitionen von 
Bioökonomie schließen natürlich 
auch Agrarökologie oder Bioland-
wirtschaft mit ein, aber für diese ist 
das Label Bioökonomie offensichtlich 
nicht interessant.

Die wahre Kontroverse im Kon-
fliktfeld Bioökonomie lässt sich also 
nicht auf der Ebene diplomatisch 

glattgebügelter Papiere des Bioöko-
nomierates austragen. Es ist leicht 
zu verkünden: „Für die Bundesregie-
rung steht fest. Der Wandel zu einer 
biobasierten Wirtschaft darf nicht zu 
Nutzungskonflikten um fruchtbares 
Land führen. Die Sicherung der Er-
nährung hat Vorrang vor der stoffli-
chen oder energetischen Nutzung der 
Biomasse.“  3 Aber wie soll das gesche-
hen? Die Bioökonomiestrategie der 
Bundesregierung gibt darauf keine 
Antwort.

Ein Dialog über die Forderungen 
der sozialen Bewegungen des Südens 
könnte ein Schritt dazu sein, die-
se Lücke zu füllen. Statt abstrakter 
Lippenbekenntnisse bedarf es einer 
klaren Priorisierung von kleinbäu-
erlicher, diversifizierter und ökologi-
scher Landwirtschaft, einer Absage an 
die Ausdehnung von Monokulturen 
und Gensaat sowie einer radikalen 
Reduzierung des Einsatzes von Ag-
rargiften. Und diese Ausdehnung von 
Anbauflächen darf nicht zur Zerstö-
rung vor artenreichen Ökosystemen 
und der Verdrängung traditioneller 
NutzerInnen und BewohnerInnen 
führen. Ein solcher Ansatz steht zwar 
nicht grundsätzlich den weit gefass-
ten Definitionen von Agrarökologie 
entgegen, findet sich aber in der Per-
spektive einer „modernen“, wissens-
basierten Bioökonomie letztendlich 
nicht wieder.

 

 

 

  Thomas Fatheuer

Der Autor ist Sozialwissenschaftler, 
Autor und freier Berater zu den 
Themen Globale Klima-, Wald- und 
Biodiversitätspolitik

1	 https://www.vci.de/langfassungen-pdf/
chancen-und-grenzen-des-einsatzes-
nachwachsender-rohstoffe-in-der-
chemischen-industrie.pdf.

2	 https://static-cms-si.s3.amazonaws.com/
media/filer_public/20/b6/ 
20b6387d-ae7b-42c0-a77f-
14f711821d0a/ 
20131011094912801299u.pdf.

3	 Siehe Broschüre „Bioökonomie 
International“ des Bundesministeriums 
für Bildung und Forschung:  
https://www.bmbf.de/pub/ 
Biooekonomie_international.pdf.
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20131011094912801299u.pdf
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20b6387d-ae7b-42c0-a77f-14f711821d0a/
20131011094912801299u.pdf
https://static-cms-si.s3.amazonaws.com/media/filer_public/20/b6/
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20131011094912801299u.pdf
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WIE NACHHALTIG KANN 
BIOÖKONOMIE SEIN?
Risiken und Chancen eines sektorübergreifenden Konzeptes

Auch die Bioökonomie als ein aufkommendes und aktuell auch internati-
onal diskutiertes Konzept muss sich daran messen lassen, wie sie es mit 
der Nachhaltigkeit hält – dies ist nicht alleine eine wissenschaftliche Frage, 
aber sollte auf Grundlage wissenschaftlicher Erkenntnisse erörtert wer-
den. Der vorliegende Beitrag stellt die Frage, ob die Bioökonomie zumin-
dest das Potenzial hat, nachhaltig zu sein. Neben durchaus bestehenden 
Risiken für z. B. die Artenvielfalt und den gerechten Zugang zu Land kann 
eine Bioökonomie, die mit starken Nachhaltigkeitsregeln umgesetzt wird, 
als sektorübergreifendes Konzept eine Integrationsleistung erbringen, 
wo bislang häufig Problemverschiebungen an der Tagesordnung sind. 

D ie Basis für den heutigen um-
fassenderen Nachhaltigkeitsbe-
griff legte 1987 der Bericht der 

Weltkommission für Umwelt und 
Entwicklung, und 1992 die Konfe-
renz der Vereinigten Nationen (UN) 
zu Umwelt und Entwicklung in Rio 
de Janeiro: Nachhaltigkeit als gemein-
same Verantwortung, die Ressourcen 
der Erde künftig so zu nutzen, dass 
alle Länder der Erde gerechte Ent-
wicklungschancen erhalten, ohne dass 
dadurch die Entfaltungschancen zu-
künftiger Generationen geschmälert 
werden. 

Im Herbst 2015 haben die UN 17 
Ziele für eine nachhaltige Entwick-
lung (SDGs) beschlossen, die für alle 
Staaten gelten und bis 2030 umgesetzt 
werden sollen. Davon sind mehrere 
SDGs direkt oder indirekt relevant 
für die Bioökonomie, vor allem Ziel 

2 (Ernährung und Landwirtschaft), 6 
(Wasser), 7 (Energie), 12 (Konsum- 
und Produktionsmuster), 13 (Klima-
schutz) und 15 (Landnutzung), wobei 
es auch Querverbindungen unterein-
ander und zu weiteren Zielen gibt.

Die SDGs können als normati-
ver Rahmen zur Nachhaltigkeit der 
Bioökonomie verstanden werden, 
mit dem einerseits eine Begrenzung 
erfolgt, andererseits aber auch Ent-
wicklungsoptionen im Rahmen dieser 
Grenzen markiert werden: Die Bio-
ökonomie bietet z. B. Möglichkeiten 
zur ländlichen Beschäftigung und re-
gionalen Wertschöpfung – allerdings 
vorwiegend dann, wenn dezentrale 
Konzepte verfolgt werden.  1 

Nachhaltige Bioökonomie?
Die Bioökonomie wird als wichtiger 
Bestandteil der Nachhaltigkeitsstra-

tegie der Bundesregierung angesehen 
und soll zum Klimaschutz, zur Diver-
sifizierung der Rohstoffbasis und Ent-
wicklung eines nachhaltigen und res-
sourceneffizienten Wirtschaftssystems 
beitragen, die Wettbewerbsfähigkeit 
verbessern und die Wertschöpfung 
steigern – dies wird auch internatio-
nal so gesehen.  2 

Gleichzeitig gilt es zu vermeiden, 
dass neue biobasierte Produkte in 
Konkurrenz zur Lebensmittelpro-
duktion treten, die Bodenfruchtbar-
keit und die Biodiversität gefährden 
und die Luft- und Wasserqualität ver-
schlechtern – dies hängt stark von Art 
und Umfang der Landnutzung ab. 

Implizite Zielkonflikte auf dem 
Weg zur Nachhaltigkeit sind offen-
sichtlich: „Bioökonomie ist nicht per 
se nachhaltig“, wie der Deutsche Bio-
ökonomierat bereits 2014 schrieb.  3

Hinzu kommt, dass schon die 
heutige Landnutzung vor allem im 
Agrarbereich in vielen Fällen nicht 
nachhaltig ist, da sie von großflächi-
gen Monokulturen und (zu) hohem 
Einsatz von Wasser, Chemikalien und 
fossiler Energie geprägt ist.  4

Im Kontext der Bioökonomie eig-
nen sich grundsätzlich 4 Strategien 
zur Verminderung bzw. Vermeidung 
solch negativer Auswirkungen:

c
c

D
en

ni
s 

Sc
hr

oe
de

r/
N

RE
L 

(B
Y-

N
C

-N
D

 2
.0

)

Eine konsequente Umsetzung belastbarer Nachhaltigkeitskriterien in allen Bereichen ist für das Gelingen einer nachhaltigen Bioökonomie 
unerlässlich.

https://www.flickr.com/photos/nrel/36094108463/in/photolist-WZvJWT-6PSrq4-74A234-XBTzVy-oZs7Gc-X5vRPd-816rJ8-dk1S2t-4wT5ge-9njvvC-bNd7Xi-X97HV4-LoEE1-7AU5eo-91Ujhk-JfPvL-73L7Gf-W3uaKW-XfAHt5-bra6qn-opQN9Y-XfAJzo-W7A6P2-XhhcKb-7MTFDd-edPfiM-dcdRp1-WKaD91-Y7di9B-W3uc5u-YdWu6r-oGY3be-X6gT2w-cShs9h-6zY3Ze-XhheAq-X97Bn4-X5yfry-5DTyxJ-538PCu-7TbW7g-LoQ1g-4Y3HZM-edPcfa-7RZNGN-f1xWUd-4KX8qJ-XBTiJA-cgtaNm-58A2uB
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Erstens, die Fokussierung des 
biogenen Rohstoffanbaus auf mar-
ginale Flächen, die aufgrund ge-
ringer Bodengüte und Rentabilität 
sowie geringem Niederschlag nicht 
für Lebens- oder Futtermittelpro-
duktion genutzt werden. Allerdings 
betreiben viele Landlose Subsistenz-
landwirtschaft auf diesen Flächen, 
sodass kommerzieller Biomassean-
bau ihre Existenzgrundlage gefähr-
den kann – zudem zeigen Marginal-
flächen oft eine hohe Biodiversität.

Zweitens, die Nutzung von de-
gradierten Flächen, auf denen aber 
mit mehrjährigen Kulturen durch-
aus biogene Rohstoffe wachsen 
können, sowie kontaminierte oder 
versalzende Flächen, die mit spezi-
ellen (mehrjährigen) Kulturen nutz-
bar sind.  5 Hier kann der Anbau von 
Rohstoffen für die Bioökonomie zur 
Erreichung des SDG 15.3 (Landde-
gradationsneutralität) beitragen so-
wie den Bodenkohlenstoffgehalt, die 
Wasserhaltung und die Biodiversität 
erhöhen.

Drittens, die Integration des Bio-
masse-Anbaus in ‚untergenutzte‘, 
herkömmliche Fruchtfolgen durch 
Zwischenfrüchte, Zwei-Kulturen-
Systeme und Acker-Wald-Mischfor-
men (agroforestry), die bei gleicher 
Landnutzung zusätzliche Erträge als 
biogene Rohstoffe bereitstellen.

Viertens, die Nutzung biogener 
Abfall- und Reststoffe, die sowohl 
global wie auch in der Europäischen 
Union (EU) und in Deutschland 
noch beachtliche, ungenutzte Po-
tenziale aufweisen. 

Bei allen Formen der biogenen 
Rohstoffbereitstellung ist zu beach-
ten, dass Nachhaltigkeitsrestriktio-
nen bestehen – von der Biodiversität 
über Klimaschutz bis hin zur Verfüg-
barkeit von Wasser und Zugangs-
rechten zu Flächen z. B. für die Her-
den von Nomadenvölkern. Werden 
diese beachtet, kann die zusätzliche 
Biomassenutzung zu insgesamt po-
sitiven Effekten führen. 

Deutschland hat aufgrund sei-
ner mit Importen einhergehenden 
Flächenbelegung im Ausland auch 
einen Einfluss auf die globale Land-
nutzung. Der Rohstoffbedarf einer 
nachhaltigen Bioökonomie kann 
nicht allein aus heimischer Produk-
tion gedeckt werden, sondern muss 
zumindest teilweise über Biomasse-
importe bereitgestellt werden. Damit 
ist die Problematik globaler Effekte 
der Bioökonomie von hoher Rele-
vanz.

Globales Regierungshandeln
Die Bioökonomie ist somit kein allein 
deutsches oder europäisches Konzept, 
sondern wird von vielen Staaten ver-
folgt – und sie verbindet über inter-
nationale Wertschöpfungsketten und 
weltweiten Handel rohstoffprodu-
zierende Länder mit jenen, in denen 
Zwischenprodukte hergestellt bzw. 
Endprodukte konsumiert werden. 
Eingedenk dessen und im Hinblick 
auf ihr globales Potenzial ist die Bio-
ökonomie eine Herausforderung für 
die weltweite Nachhaltigkeit: 

Das Gelingen einer nachhaltigen 
Bioökonomie wird davon abhängen, 
wie weit das derzeit sehr schwache 
globale Regierungshandeln gestärkt 
wird und inwieweit sie belastbare 
Nachhaltigkeitskriterien umsetzen 
kann. 

Dabei darf nicht auf eine globale 
Lösung gewartet werden, sondern 
auch lokal, regional und national kön-
nen Handlungsansätze erprobt – und 
Akteursallianzen initiiert werden. 

Diese Dynamik ‚von unten‘ ersetzt 
keine globalen Nachhaltigkeitsregeln 
für die Bioökonomie – sie ist vielmehr 
ein Weg dahin. 

Fazit: Ohne Integration  
keine Fortschritte
Es wurde schon einige fundamen-
tale Kritik an der Bioökonomie aus 
Nachhaltigkeitssicht formuliert, und 
die ‚Ökonomisierung der Natur‘, wie 
sie der Begriff Bioökonomie implizit 
enthält, ist unter neoliberalem Markt-
verständnis sicher keine nachhaltige 
Perspektive. Der Austausch fossiler 
Rohstoffe durch Biomasse auf dem 
heutigen Verbrauchsniveau kann 
ebenfalls keine Lösung sein  – hier 
braucht es Verständigungen über ei-
nen globalen ‚Deckel‘ nachhaltiger 
Biomasse, der die planetaren Gren-
zen beachtet und Entwicklungsnot-
wendigkeiten einbezieht. Aber: Die 
Bioökonomie kann als sektorüber-
greifendes Konzept eine Integrations-
leistung erbringen, die durch explizite 
Berücksichtigung von Grundbedürf-
nissen, Gemeingütern und demokra-
tischer Teilhabe die bislang üblichen 
Problemverschiebungen (indirekte 
Landnutzungsänderungen, Teller 
versus Tank, …) vermeidet. Dies al-
lein ist noch nicht nachhaltig und 
löst keine (Verteilungs-)Konflikte – 
jedoch wird es ohne diese Integrati-
on keine wirklichen Fortschritte bei 
nachhaltiger Ernährung, Konsum, 
Landnutzung und den vielen anderen 
Fragen geben. 

In diesem Sinn lohnt es sich, den 
Diskurs um eine nachhaltige Bioöko-
nomie zu führen und die neue Bun-
desregierung bei der Umsetzung der 
SDGs weiterhin kritisch zu begleiten. 
Je mehr die dahingehenden Aktivitä-
ten der Ministerien für Forschung und 
Landwirtschaft nicht nur symbolische 
Gesten sind, sondern ernsthafte De-
batten zwischen Politik, Wirtschaft, 
Wissenschaft und Zivilgesellschaft, 
desto eher kann es eine nachhaltige 
Bioökonomie geben. Hier sollte un-
ter dem Blickwinkel der ‚Integration‘ 
auch die Einbeziehung der Bundes-
ressorts für Entwicklungszusammen-
arbeit und Umwelt und die koordi-
nierende Rolle des Kanzleramts als 
Träger der Deutschen Nachhaltig-
keitsstrategie gefordert werden.

 

 

 

  Uwe Fritsche und  
Ulrike Eppler

Uwe Fritsche ist wissenschaftlicher 
Leiter und Ulrike Eppler Fellow 
am Internationalen Institut für 
Nachhaltigkeitsanalysen und -strategien 
(IINAS). 
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DIE GRASFABRIK  
IM ODENWALD
Von der verrückten Idee zum Best-Practice-Beispiel

Die Biowert Industrie GmbH stellt aus regional erzeugtem Wiesengras 
Kunststoffe, Dämmstoffe, Dünger und Ökostrom her. Das Erfolgsrezept 
auf dem Weg zur Kreislaufwirtschaft? Transparenz.

K leiderbügel aus Wiesengras? 
Das klingt so unglaublich, dass 
sogar die ‚Sendung mit der 

Maus‘ neugierig geworden ist und 
einen Beitrag über Biowert gedreht 
hat, die Grasraffinerie im hessischen 
Odenwald. Dort werden in einem 
weltweit einzigartigen Verfahren die 
Zellulosefasern aus Gras ausgewa-
schen und zu verschiedenen Materia-
lien weiterverarbeitet. Das wichtigste 
Produkt ist AgriPlast, eine Art Kunst-
stoff mit bis zu 75 Prozent Grasanteil, 
aus dem unter anderem Kleiderbügel 
hergestellt werden. Das Besondere an 
Biowert ist aber eigentlich etwas an-
deres: Das Unternehmen strebt eine 
vollständige Kreislaufwirtschaft an. 
Schon jetzt kommt die Bioraffinerie 
ohne Wasser und Strom aus den öf-
fentlichen Netzen aus, denn die benö-
tigte Energie wird vollständig in der 
eigenen Biogasanlage erzeugt. Und 
auch das Gras wird vollständig ver-
wertet. Was sich nicht zu (100 Prozent 
recyclingfähigen) Produkten verarbei-
ten lässt, kommt als Dünger zurück 
auf den Acker.

„Man muss ein neues System finden“
„Ich habe früher in der Papierin-
dustrie gearbeitet“, sagt Dr. Michael 
Gass, Gründer und Geschäftsführer 
der Biowert Industrie GmbH. Dort 
wurden aus Kostengründen Rohstoffe 
eingesetzt, die nicht nachhaltig waren, 
und auch die Entsorgung war auf der 
Seite der ProduzentInnen kein The-
ma. „Diese Kalkulation lief eigentlich 
immer auf die Zerstörung der natür-
lichen Ressourcen hinaus“, so Gass. 
„Denken Sie an den wahnsinnigen 
Energieverbrauch beim Trocknen 
und das chemische Separieren des 
Lignins aus Holz. Da haben wir als 
Chemiker gesagt: Das kann man ja nie 
verändern. Stattdessen muss man von 
vornherein ein System finden, bei dem 
wir den chemischen Aufschluss nicht 
brauchen.“ Das Ergebnis dieser Über-
legungen war überraschend nahelie-

gend: Aus Wiesengras lässt sich die 
Zellulose auch ohne große Mengen 
von Chemikalien herauslösen. Man 
muss das Gras nur silieren, also ähn-
lich wie bei Sauerkraut vergären, und 
dann in warmem Wasser waschen.

„Man hat uns so ein  
bisschen verlacht“
Von der ersten Idee bis zur fertigen 
Bioraffinerie war es aber ein langer 
Weg. Am Anfang war die Finanzie-
rung die größte Herausforderung. 
Für die Banken war ein Start-up 
ohne Umsätze uninteressant, und 
zu Förderungen hatte Biowert auch 
keinen Zugang. Es blieb also nur die 
Möglichkeit, private InvestorInnen zu 
finden. „Man hat uns so ein bisschen 
verlacht“, sagt Gass. „Weil wir keine 
Forschungsabteilung oder Hochschu-
le waren, hat man gedacht, was wir 
machen, wäre Spinnerei.“ Und auch 
ProduktdesignerInnen, Kunststoff-
betriebe und EndverbraucherInnen 
mussten sich erst an den Gedanken 
gewöhnen, dass man aus Wiesengras 
einen attraktiven Kunststoff mit exzel-
lenten technischen Eigenschaften her-
stellen kann – von den Behörden, die 
immer wieder Sonderbewilligungen 
erteilen mussten, ganz zu schweigen.

Der Durchbruch auf dem Markt 
gelang auch dank der Anerkennung 
durch wichtige Institutionen. Der 
erste große Schritt: Michael Gass 
wurde vom Verein Deutscher Inge-
nieure (VDI) eingeladen, an einer 
neuen Richtlinie mitzuarbeiten. In 
der VDI 6310 „Klassifikation und 
Gütekriterien von Bioraffinerien“ ist 
die Anlage von Biowert das einzige 
Praxisbeispiel. Ein mindestens ebenso 
wichtiger Meilenstein war aber auch 
die internationale Anerkennung des 
Verfahrens  – die Patenterteilung in 
den USA und in China. 2013 wurde 
Gass dann mit dem renommierten 
Ernst-Pelz-Preis ausgezeichnet, kur-
ze Zeit später folgte die Wahl in den 
Sachverständigenrat Bioökonomie 

Bayern. Die aktuellste Würdigung von 
Biowert ist eine Veröffentlichung der 
Internationalen Energieagentur über 
Naturfasern, in der die Bioraffinerie 
als eines von weltweit 3 Best-Practice-
Beispielen genannt wird.

Die erfolgreiche Prüfung des 
Kunststoffs AgriPlast nach der 
EN 71-3, der sogenannten Spielzeug-
norm, hat sich inzwischen als beson-
ders gutes Verkaufsargument erwie-
sen. „Wir wissen jetzt genau, welche 
Emissionen von welchem Stoff wir in 
dem Material haben, und dass es als 
Spielzeug für Kinder geeignet ist. Die-
se Transparenz wissen die Verbraucher 
zu schätzen“, sagt Gass. „Aber auch 
Industriedesigner kommen immer öf-
ter auf uns zu, weil sie das Material für 
bestimmte Produkte verwenden wol-
len. Es gibt jetzt z. B. einen Eimer aus 
Wiesengras, der in großen Mengen in 
Baumärkten verkauft wird.“

„Wir müssen nicht einfach warten“
„Das Thema Transparenz wird auch 
für die Zukunft entscheidend sein“, 
so Gass. „Das nachhaltige Wirtschaf-
ten wird uns zwingen, mit noch mehr 
Disziplin und mit noch mehr Tiefe zu 
diskutieren und zu sagen: Wir können 
nicht einfach ein Produkt herstellen, 
wenn wir nicht wissen, wo der Roh-
stoff herkommt und wie die Entsor-
gung sein muss.“ Wenn wir das aber 
tun, sagt der Gründer von Biowert, 
dann gibt uns das wieder Hoffnung, 
dass wir Probleme auch lösen können. 
„Wir müssen nicht einfach warten, bis 
die Welt untergeht.“

 

 

 

  Mathias Gößling 

Der Autor ist freier Werbetexter.
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BIOÖKONOMIE
Schwerpunktthema der wissenschaftlichen Zeitschrift Ökologisches Wirtschaften (01/2018)

Bioökonomie, also eine weitestgehend bioba-
sierte Wirtschaft, bietet Handlungsmöglich-
keiten, die Wirtschaft nachhaltig zu gestalten 
und planetare Grenzen einzuhalten. Biomasse 
als Nahrungs- und Futtermittel, für die Ener-
gieerzeugung oder als Ausgangsstoff für die 
Herstellung von Gebrauchsgütern effizient 
zu nutzen, bietet viele Chancen. Doch gibt 
es auch Risiken und Herausforderungen mit 

Blick auf Umwelt, Wirtschaft und Gesell-
schaft. Im Rahmen des Schwerpunktthemas 
von Ökologisches Wirtschaften diskutieren 
die AutorInnen sowohl die Chancen als auch 
die Schwierigkeiten von Bioökonomie.

Download unter: https://www.ioew.de/
news/article/oekologisches-wirtschaften-
12018-biooekonomie/ 

BIOÖKONOMIE IM SPANNUNGSFELD ZWISCHEN  
KLIMASCHUTZ UND MENSCHENRECHTE 
Webinar von Nina Bünger, FIAN Deutschland (01/2018)

Der Klimaschutz ist in aller Munde. Um die 
Klimaschutzziele doch noch zu erreichen, soll 
die Bioökonomie einen bedeutenden Beitrag 
leisten. Das Wachstumsdogma dieser Strate-
gien ist jedoch problematisch und kann sogar 
zu Menschenrechtsverletzungen führen. Nina 

Bünger von FIAN Deutschland informiert 
hier über das Spannungsfeld zwischen Bio-
ökonomie und dem Recht auf Nahrung.

Einsehbar unter: https://www.youtube.com/
watch?v=IO0VdDjan04

KONTROVERSE BIOÖKONOMIE   
Thesen zum Handlungsfeld Bioökonomie im entwicklungspolitischen Kontext
Arbeitspapier von Thomas Fatheuer, Forschungs- und Dokumentationszentrum Chile-
Lateinamerika e. V. – FDCL (01/2018)

Im Globalen Süden wie im Globalen Norden 
haben Umweltgruppen und soziale Bewegun-
gen bioökonomische Strategien zum Gegen-
stand ihrer kritischen Interventionen gemacht. 
Doch erst seit Kurzem taucht das Stichwort 
Bioökonomie auch in den Diskussionen und 
Reflexionen entwicklungspolitischer Gruppen 
hierzulande auf. Die kritische Debatte zu und 
die Beschäftigung mit der neuen Welle von 
Bioökonomiestrategien, die sich im aktuel-
len Kontext der Klimakrise und, damit ver-

bunden, der ansteigenden Popularität einer 
„Green Economy“ entwickeln, stecken noch in 
den Anfängen. So deutlich es auch wird, dass 
Bioökonomie eine wichtige und problemati-
sche Strategie wirtschaftlicher und politischer 
AkteurInnen darstellt, so unklar ist, welche 
Handlungsoptionen daraus erfolgen.

Download unter: https://www.fdcl.org/
wp-content/uploads/2018/02/Kontroverse-
Bio%C3%B6konomie.pdf

BIOÖKONOMIE FÜR DEN KLIMA- UND RESSOURCENSCHUTZ   
Regulative Handlungskorridore
Studie im Auftrag des NABU, vorgelegt von Prof. (apl.) Dr. habil. Uwe Lahl (03/2014)

Monitoring und Good Governance sind 
zentrale Anforderungen an eine biomasse-
basierte Rohstoffstrategie, damit die Ernäh-
rung von bald 9 Milliarden Menschen und 
der Schutz der Biodiversität gewährleistet 
werden können. Bislang fehlen jedoch Kon-
zepte, wie die Zielkonflikte, die auf konkur-
rierenden Landnutzungsinteressen beruhen, 
gelöst werden können. Die Studie soll zur 
Diskussion darüber anregen, wie  ordnungs-
rechtliche Instrumente – wie Schutzverord-

nungen für die Biodiversität, THG-Quoten, 
Effizienz und Suffizienz – in einem Steue-
rungsmix zusammenlaufen müssen, um die 
Ziele des Klimaschutzes, der Welternährung 
und der Sicherung der Biodiversität nicht zu 
verfehlen. 

Download unter: https://www.nabu.de/
imperia/md/content/nabude/gentechnik/
studien/140821-nabu-biooekonomie-
studie_2014.pdf

https://www.ioew.de/news/article/oekologisches-wirtschaften-12018-biooekonomie/
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https://www.fdcl.org/wp-content/uploads/2018/02/Kontroverse-Bio%C3%B6konomie.pdf
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SAICM – INTERNATIONALE 
CHEMIKALIENPOLITIK 
BEKOMMT EINE NEUE 
STRUKTUR
Endlich eine Chance für besseren Schutz  
von Umwelt und Gesundheit weltweit?

Im März trafen sich in Stockholm VertreterInnen von Regierungen, Nichtre-
gierungsorganisationen (NGOs) und Industrie, um über die Zukunft eines 
internationalen Forums zur Chemiepolitik, SAICM (Strategischer Ansatz 
zum Internationalen Chemikalienmanagement), zu diskutieren. Was wie 
ein Kongress für SpezialistInnen klingt, ist tatsächlich relevant für jedeN 
von uns. Denn schädliche Chemikalien sind allgegenwärtig – in unserem 
Essen, in den Produkten, die wir täglich benutzen, in der Luft, die wir 
atmen, und in unserer Umwelt. Sie machen nicht an Grenzen Halt und 
verbreiten sich in der ganzen Welt, z. B. über global gehandelte Produkte. 
Obwohl viele Chemikalien die Umwelt und unsere Gesundheit erheblich 
schädigen können, beschränkt sich politische Regulierung meist nur auf 
einzelne Stoffe und nicht auf strukturelle Probleme. Verboten werden 
Stoffe meist erst dann, wenn sie schon lange Schaden angerichtet ha-
ben, oftmals sogar irreparablen Schaden. Die Politik kann mit den immer 
neuen wissenschaftlichen Erkenntnissen und Stoffen, die auf den Markt 
kommen, nicht Schritt halten. Als einer der größten Chemieindustrien 
weltweit kommt Deutschland eine wesentliche Verantwortung in der 
internationalen Chemiepolitik zu.

S AICM ist ein rechtlich nicht 
bindendes Multi-Stakeholder-
Forum zur internationalen 

Chemiepolitik unter dem Dach des 
Umweltprogramms der Vereinten 
Nationen (UNEP). Dort, und nur 
dort, gibt es die Möglichkeit, die vie-
len Themen zu diskutieren, die nicht 
durch eine der 4 UN-Chemie-Konven-
tionen abgedeckt sind. Es ist auch das 
einzige internationale Forum, welches 
neue und dringliche Themen aufgreift. 
Das sind z. B. Themen wie Nanoma-
terialien, Chemikalien in Produkten, 
besonders gefährliche Pestizide, Arz-
neimittelvorkommen in der Umwelt 
oder hormonverändernde Stoffe. 
Manche Themen münden in Arbeits-
programmen mit konkreten, von den 
Regierungen zu erreichenden Zielen 
und entsprechenden Arbeitsaufgaben. 
So wurden z. B. im Programm „Che-
mikalien in Produkten“ Richtlinien 
zum Austausch von Informationen 
solcher Chemikalien entwickelt. 

Mit SAICM hatten sich die Regie-
rungen zum Ziel gesetzt, bis zum Jahr 
2020 ein gutes Chemikalienmanage-
ment entlang des Lebenszyklus zu 

erreichen, sodass die negativen Aus-
wirkungen auf Umwelt und Gesund-
heit durch Chemikalienproduktion 
und -gebrauch signifikant minimiert 
werden. 

Eine Erreichung dieses Ziels ist 
nicht mehr realistisch. Wie geht es 
weiter, wenn 2020 das Mandat für 
SAICM endet?

Internationales Chemikalien­
management der Zukunft
Bisher sind sich die Staaten weitge-
hend einig, dass ein solches Forum 
auch weiterhin dringend benötigt 
wird. Auch die wesentliche Form 
als Multi-Stakeholder-Forum soll 
beibehalten werden. Der freiwillige 
Ansatz wird von vielen Beteiligten 
sehr geschätzt, da er eine offenere 
Diskussion ermöglicht, die zu neuen 
Lösungsmöglichkeiten führen kann. 
NGOs befürworten jedoch auch die 
Möglichkeit, in einem neuen Kon
strukt rechtlich-bindende Elemente 
anzufügen, denn die Erarbeitung 
neuer UN-Konventionen hat sich 
als äußerst langwierig und schwierig 
herausgestellt. So wurde nach vielen 
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Billig produziertes Spielzeug aus Entwicklungs- und Schwellenländern beinhaltet oft 
giftige Stoffe. Für die Probleme in den produzierenden Ländern sind nicht zuletzt auch die 
Industriestaaten verantwortlich. 

https://www.flickr.com/photos/pandora_6666/3478249785/in/photolist-6imWtT-4aok5M-8YLC7E-9xQf6z-UPkqRH-cMXyRo-bLXKk6-24tgU1V-gvvQA-nJwn7a-93QrKh-4AtHnd-Uaf3mW-cMXzgY-aqEhBz-4S1EBR-9BQjF2-9yBypy-9j17xH-9rcSKQ-7JRmf7-6oAm42-9A5BVh-dMCN5H-b7Wj3V-as76yj-Y3VreJ-oQwBa3-aqGGZQ-WaugZJ-bS1rGH-21g7yoy-rRitf4-cdjqr7-C19Cnd-9bGBCS-dFiuGh-dFiteW-ppaeWm-91WNiJ-cwYg8U-cJj313-fwXtCS-vVC7n-a8AY3w-5LEHtr-9apWJv-oGU8Ww-ah7qkP-5byPqQ
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Jahren aus der Idee einer Konventi-
on zu Schwermetallen lediglich eine 
Quecksilber-Konvention, die auch 
noch erhebliche Einschränkungen 
enthält. 

Rechtlich bindende Elemente im 
Rahmen eines zukünftigen SAICM 
wären eine gute und einfachere Lö-
sung für drängende Probleme, die 
auf der Basis von Freiwilligkeit und 
Selbstverpflichtung nicht behoben 
werden konnten. Weiterhin ist bisher 
unklar, wie mit der Fülle der Themen 
und Probleme im Zusammenhang 
mit Schadstoffen und Giftmüll um-
gegangen werden soll. Einige Staaten 
möchten nur noch einzelne Themen 
priorisieren, andere möchten die 
bestehende breite Palette erhalten. 
NGOs fordern eine möglichst um-
fassende Herangehensweise, die Be-
reiche wie Menschenrechte, Arbeit, 
Gender und Frauen sowie Ernährung 
und ökologische Landwirtschaft in-
tegriert. Es muss möglich sein, zu 
bestimmten Themen konkrete Ziele 
mithilfe von Arbeitsprogrammen zu 
erreichen. Gleichzeitig dürfen ande-
re wichtige Themen nicht unter den 
Tisch fallen, nur weil sie vielleicht 
für Geberländer gerade nicht attrak-
tiv sind. Für ein zukünftiges SAICM 
sollten der Präventionsgedanke und 
die Entwicklung und Förderung von 
sicheren und auch nichtchemischen 
Alternativen im Vordergrund stehen. 
Es kann nicht sein, dass weltweit 
Chemikalien und chemische Produk-
te eingesetzt werden, deren Auswir-
kungen auf Umwelt und Gesundheit 
nicht oder nur wenig bekannt sind, 
wie z. B. bei Nanomaterialien. Gleich-
zeitig ist es ein Armutszeugnis für Po-
litik und Industrie, wenn Schadstoffe 
wie z. B. Asbest, Bisphenol A oder Blei 
in Farben weiterhin in vielen Ländern 
erlaubt sind, obwohl deren verheeren-
de Wirkung schon lange bekannt ist 
und es sichere Alternativen gibt.

Ein großes Problem von SAICM 
ist die mangelnde Implementierung. 
Obwohl es einen guten globalen Ak-
tionsplan und gemeinsame Ziele gibt, 
wurde nur wenig davon umgesetzt. 
Es mangelt an politischem Willen, 
gefestigten Strukturen und Finanzie-
rung. Nationale Aktionspläne, entwi-
ckelt in Multi-Stakeholder-Prozessen, 
sind aus NGO-Sicht ein gutes Mittel 
zur Zielerreichung. Alle nationalen 
Aktionspläne sollten finanziert und 
überprüfbar sein und einer regelmä-
ßigen Berichtspflicht und Evaluation 
unterliegen, die eine Erfolgsmessung 
sowie die Identifikation von Bedar-

fen und neuen Handlungsfeldern 
beinhaltet. 

Doppelte Standards 
Industrialisierte Staaten, auch 
Deutschland, begreifen SAICM 
weitgehend nur als Hilfestellung für 
Schwellen- und Entwicklungslän-
der. Natürlich ist der Aufbau von 
staatlichen Strukturen zum sicheren 
Chemikalienmanagement notwen-
dig. Allerdings sollte darüber hinaus 
nicht vergessen werden, warum viele 
Schwellen- und Entwicklungsländer 
massive Probleme haben – unter an-
derem weil wir, die Industrienationen, 
unseren Elektronikschrott und Plas-
tikmüll dorthin exportieren, jahre-
lang pestizidintensive Landwirtschaft 
propagiert haben und uns die billige 
Produktion von Exportgütern mit gif-
tigen Stoffen wie z. B. Textilien oder 
Spielzeug gelegen kommt. Moralisch 
besonders bedenklich ist der Export 
von sehr gefährlichen Pestiziden, die 
in der EU verboten sind. Hierzu sagt 
der UNO-Sonderberichterstatter für 
gefährliche Chemikalien, Abfälle und 
Menschenrechte, Baskut Tuncak: „So 
werden etwa einige gefährliche Pesti-
zide, die in der EU zur Verwendung 
verboten sind, von einigen deut-
schen Unternehmen immer noch in 
Länder exportiert und hergestellt, 
die nicht über ein angemessenes Sys-
tem zur Bewirtschaftung dieser ge-
fährlichen Pestizide verfügen. Eine 
ähnliche Situation besteht auch für 
Industriechemikalien.“  1 Es ist also 
zu kurz gegriffen, lediglich auf die 
ärmeren Länder zu verweisen, ihnen 
ein bisschen Hilfe anzubieten, aber 
die hausgemachten Ursachen im ei-
genen Land nicht angehen zu wollen.

Finanzierung
Kein zukünftiges SAICM wird Erfolg 
haben, ohne ausreichende Finanzie-
rung. Chemiepolitik steht nicht sehr 
hoch auf der internationalen Agenda. 
Das Thema ist selbst Umweltministe-
rInnen oft zu sperrig und in der Regel 
leider nicht in Entwicklungshilfepro-
gramme integriert. Es fehlt also mas-
siv an Finanzmitteln, um die Vielzahl 
an Problemen durch schädliche Che-
mikalien und Giftmüll anzugehen. 
Eine mögliche Lösung wäre die In-
ternalisierung von Kosten ganz im 
Sinne des VerursacherInnenprinzips. 
Als NGOs fordern wir die Einsetzung 
einer Arbeitsgruppe, die verschiede-
ne Möglichkeiten zur ökonomischen 
Internalisierung der Kosten für Volks-
wirtschaften auslotet, die durch nega-

tive Auswirkungen von gefährlichen 
Chemikalien verursacht werden. Die 
Chemieindustrie erwirtschaftet jähr-
lich einen Gewinn von geschätzten 4,1 
Billionen US-Dollar.  2 Ein jährlicher 
Beitrag zum internationalen Chemi-
kalienmanagement von 0,1 Prozent 
würde 4 Milliarden US-Dollar z. B. in 
einen UN-verwalteten Fonds bringen. 
Bisher zahlen die Kosten für Gesund-
heits- und Umweltschäden nicht dieje-
nigen, die mit den Chemikalien Profit 
gemacht haben, sondern die Steuer-
zahlerInnen und Krankenkassenmit-
glieder – und vor allem die vielen Be-
troffenen und deren Angehörige, die 
ihr Wasser nicht mehr trinken können, 
die krank werden, deren Lebensraum 
und Lebensgrundlage zerstört wird.

Die Rolle Deutschlands
Deutschland hat bis 2020 die Präsi-
dentschaft von SAICM und daher 
eine wichtige Rolle in der Erarbeitung 
eines SAICM-Nachfolgers. Gleichzei-
tig ist es einer der größten Chemie-
standorte der Welt. Daher kommt 
Deutschland auch eine wesentliche 
Verantwortung in der internationalen 
Chemiepolitik zu. Die Position der 
Bundesregierung zu einem zukünf-
tigen SAICM wurde von deutschen 
NGOs in einigen Punkten begrüßt, 
jedoch lässt sie ein klares Bekenntnis 
und Elemente zum übergeordneten 
Ziel des Schutzes der Umwelt und 
Gesundheit und der Vermeidung 
und Minimierung des Einsatzes von 
gefährlichen Chemikalien und Pesti-
ziden vermissen. 

Die nächsten Monate werden zei-
gen, wie ernst es Deutschland und die 
anderen Staaten mit ihrem Einsatz 
für einen Schutz von Umwelt und 
Gesundheit vor schädlichen Chemi-
kalien und Pestiziden meinen. 

 

 

 

  Alexandra Caterbow

Die Autorin ist Kodirektorin bei 
HEJSupport International und Mitglied 
im Steering Committee von IPEN.

1	 http://www.ohchr.org/
Documents/Issues/ToxicWastes/
EndMissionStatement7Dec2015_DE.pdf. 

2	 United Nations Environment Programme 
(2012): Global Chemicals Outlook.
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GESELLSCHAFTSVERTRAG 
MIT DER UMWELTBEWEGUNG 
ODER PAKT MIT DER 
ROHSTOFFINDUSTRIE?
Zur Volksabstimmung in Ecuador über Ölförderung und Minenabbau

Lenín Moreno, der neue Präsident Ecuadors, ordnete eine Volksabstim-
mung an, um den von seinem Vorgänger Rafael Correa verursachten Scha-
den nach eigener Aussage wieder „gerade zurichten“, und sich so mit der 
Zivilgesellschaft und ihren Forderungen zu verbünden. Am 4. Februar 
dieses Jahres offenbarte eine überwältigende Mehrheit der Ja-Stimmen 
erneut das Umweltbewusstsein der ecuadorianischen Gesellschaft. Die 
Fragen zum Thema Umweltschutz erhielten 70 Prozent Zustimmung. 
Gleichzeitig waren sie so mehrdeutig formuliert, dass sie dennoch eine 
Ausweitung der Erdölförderung im Yasuní-Nationalpark nach sich ziehen 
könnten, was die Ausblutung der indigenen Völker des Landes durch den 
Bergbau bedeuten könnte. 

D ie seit Jahrzehnten bestehende 
Rohstoffausbeutung in Ecua
dor hat zu einer immensen 

Umweltzerstörung geführt. Gleich-
zeitig zeichnet sich das Land durch 
eine enorme biologische Artenvielfalt 
und die Anerkennung des Selbstregie-
rungsrechts verschiedener kultureller 
Nationen (Plurinationalität) aus.  Dies 
alles schuf ideale Rahmenbedingun-
gen für ein wachsendes Umweltbe-
wusstsein einerseits und Konflikte um 
die Rohstoffförderung andererseits. 
Internationale Bekanntheit erlangte 
z. B. der Prozess gegen den Ölkon-
zern Chevron-Texaco, die Verteidi-
gung des Gebietes um Sarayaku, der 
Kampf gegen den Megabergbau und 
die Erklärung der Rechte der Natur, 
aber vor allem auch die Yasuní-ITT-
Initiative (2007 bis 2013) zum Schutz 
des Yasuní-Nationalparks. 

Nach der enttäuschenden Beendi-
gung der Yasuní-ITT-Initiative durch 
Präsident Correa zerbrach damit auch 
eine der wichtigsten und symbolträch-
tigsten Abmachungen mit der ecuado-
rianischen Gesellschaft, dem Schutz 
der Natur Vorrang vor ökonomischen 
Interessen zu gewähren. Ziel der Ini-
tiative war es, die Förderung von 900 
Millionen Barrel Erdöl in einem der 
artenreichsten Gebiete der Welt und 
Heimat unkontaktierter, indigener 
Völker zu vermeiden. Correa beug-
te sich jedoch dem Druck der Roh-
stoffwirtschaft und offenbarte damit 

seine wahre politische Strategie: Die 
‚Entwicklung’ des Landes zu Lasten 
des Yasuní-Regenwaldes und seiner 
BewohnerInnen voranzutreiben.

Das Aussterben der Demokratie
Getrieben von ihrem Unmut über 
die Erdölförderung im Yasuní-Nati-
onalpark schloss sich eine Vielzahl 
von EcuadorianerInnen im August 
2013 zusammen, um eine Volksab-
stimmung über folgende Frage zu 
initiieren: „Sind Sie damit einverstan-
den, dass das Erdöl im Yasuní-Natio-
nalpark auf unbestimmte Zeit unter 
der Erde bleiben soll?“. Die Initiative 

Yasunídos entstand. Nichtsdestotrotz 
erklärte die ecuadorianische Wahlbe-
hörde die dafür gesetzlich notwen-
digen, gesammelten Unterschriften 
fälschlicherweise für ungültig und 
verhinderte somit die Volksabstim-
mung. Dies führte zu heftiger Kritik 
an der Regierung Correa und ihrem 
autokratischen Regierungsstil. Am 
Ende der Präsidentschaft Correas 
blieben die Forderungen der Umwelt-
schützerInnen nicht nur unbeachtet, 
sie verschärften sich. Infolgedessen 
war die Präsidentschaftswahl im Feb-
ruar 2017 für Yasunidos ein wichtiger 
Moment, um die öffentliche Debatte 
über den Umweltschutz zu intensi-
vieren.

Neuer Präsident –  
neue Volksabstimmung
In dieser komplexen Situation ent-
stand die Medienkampagne ‚7 Punkte 
für die Yasunisierung der Präsident-
schaftsdebatte‘. Sie sollte die Kan-
didatInnen unter Druck setzen und 
auf folgende drängende Forderungen 
aufmerksam machen: Den Stopp des 
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Protestaktion von Yasunidos gegen den verheerenden Erdölabbau im Yasuní-Regenwald im 
Januar 2018.
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Megabergbaus, den notwendigen 
Übergang zum Post-Erdöl-Zeitalter, 
die dringende Stärkung der direk-
ten Demokratie, eine Amnestie für 
UmweltschützerInnen, die Verhin-
derung des Ethnozids an den indige-
nen Gruppen und die fortschreitende 
Umweltzerstörung im Yasuní-Nati-
onalpark, die Ablehnung jedweder 
Tierquälerei, die Sicherstellung der 
Ernährungssouveränität und den 
Schutz der Wälder überall im Land. 

Als Lenín Moreno das Amt als 
neuer Präsident Ecuadors antrat, 
schlug er eine Volksabstimmung 
über 7 Fragen vor, die am 4. Februar 
2018 mehrheitlich mit Ja beantwortet 
wurden. Inhalt dieser Fragen war z. 
B. die Aufhebung der unbegrenzten 
Wiederwahlmöglichkeit des Präsiden-
tenamts, die Neustrukturierung des 
unter der Vorgängerregierung man-
gelhaft funktionierenden Rates für 
Bürgerbeteiligung und soziale Kon-
trolle oder die Abschaffung des Ge-
setzes über Kapitalgewinne. Andere 
Fragen betrafen die Nichtverjährung 
von Sexualstraftaten, das Verbot der 
Bekleidung politischer Ämter für Per-
sonen, die wegen Korruption schul-
dig befunden wurden und das För-
derverbot von Erzen und Metallen in 
Schutzgebieten und städtischen Zen-
tren sowie die flächenmäßige Vergrö-
ßerung des für unantastbar erklärten 
Gebietes und eine Einschränkung der 
Erdölförderung im ‚Block 43‘ des Ya-
suní-Nationalparks.  1 Letztere beiden 
Fragen sollten dem Bedürfnis des sich 
nach Gerechtigkeit sehnenden Volks, 
über die Forderungen der Umwelt-
bewegung abzustimmen, Rechnung 
tragen. Jedoch fehlte es an einem 
ernsthaften Bemühen um eine Min-
derung des blutigen Kriegs gegen den  
Extraktivismus – einem Wirtschafts-
modell, das zwar die Entwicklung ei-
nes Landes fördern soll, aber auf einer 
hohen Abhängigkeit vom intensiven 
Abbau natürlicher Ressourcen be-
ruht, welche meist unverarbeitet an 
das Ausland verkauft werden. 

Warum werden die Fragen zum  
Thema Umwelt kritisiert?
Obwohl die Frage über den Yasuní-
Nationalpark „Sind Sie damit ein-
verstanden, die unantastbare Zone 
um mindestens 50.000 Hektar zu 
erweitern und die von der National-
versammlung genehmigte Fläche 
zur Erdölförderung im Yasuní-Nati-
onalpark von 1.030 Hektar auf 300 
Hektar zu begrenzen?“ wieder zu 
mehr nationaler und internationaler 

Aufmerksamkeit über die Yasuní-
Problematik führte und die Diskus-
sion um ein Post-Erdöl-Zeitalter neu 
entfachte, war die Debatte doch un-
genügend. Denn wieder ging es nicht 
um einen Stopp der 350 Ölbohrungen 
im ‚Block 43‘ des Yasuní. Die Frage 
enthielt lediglich eine willkürliche 
Zahl zur ‚Begrenzung‘ des betroffe-
nen Fördergebietes und zur Vergröße-
rung der unantastbaren Zone – dem 
Territorium der indigenen Völker, 
die in freiwilliger Abgeschiedenheit 
leben – mit nicht näher beschriebe-
nen Strategien, Maßnahmen und Flä-
chenangaben. Angesichts dieser Un-
gewissheit verlangte Yasunídos eine 
Klärung durch das ecuadorianische 
Verfassungsgericht. Eine Antwort des 
Gerichts blieb jedoch aus. Bekannt ist 
allerdings, dass die aktuellen Erdöläk-
tivitäten weit über die genehmigte 
Fläche hinausgehen.

Auch die Frage zum Minenabbau 
„Sind Sie damit einverstanden, dass 
die Verfassung der Republik Ecuador 
geändert wird, um die Förderung von 
Erzen und Metallen in Schutzgebie-
ten, unantastbaren und städtischen 
Zonen (…) ausnahmslos zu unter-
sagen?“ ist mit Hinblick auf den ak-
tuellen, blutigen Kampf gegen den 
Bergbau in Ecuador unzureichend. 
Beispiele dafür sind die staatlichen 
Bergbauprojekte in Tundayme, 
iNankints, Kutukus, Panantza-San 
Carlos und Intag, nordwestlich von 
Quito. Fraglich ist, ob das Ziel die-
ser Frage tatsächlich darin liegt, die 
Bergbaukonflikte zu lösen. Tatsäch-
lich schließt die Formulierung der 
Frage eine Fläche von mehr als 11.000 
Hektar  2 geschützter und städtischer 
Gebiete ein, die sich mit bereits be-
stehenden Bergbauprojekten über-
schneiden. 

Zugleich führt die Beschränkung 
der Problematik auf dichtbevölkerte 
und geschützte Gebiete dazu, dass an-
dere ökologisch und sozial verwund-
bare Landstriche schutzlos ihrem 
Schicksal überlassen werden. Dabei 
handelt es sich um Gemeinden mit 
weniger als 2.000 EinwohnerInnen 
oder auch um Biosphärenreservate. 

Das ecuadorianische Volk  
fordert mehr Ökologie und  
weniger Extraktivismus 
Mit der triumphalen Mehrheit der Ja-
Stimmen wird das Umweltministeri-
um ein Gutachten zur Prüfung der 
Verringerung des Erdölförderungsge-
bietes im Yasuní-Nationalpark inner-
halb von 120 Tagen ab dem 16. Feb-

ruar 2018 erarbeiten. Das Gutachten 
soll Sachberichte der Ministerien für 
Justiz, fossile Brennstoffe und Umwelt 
enthalten und anscheinend auch die 
Zivilgesellschaft einbeziehen. Der Ver-
söhnungskurs wird allerdings durch 
die Tatsache zunichte gemacht, dass 
der Minister für fossile Brennstoffe am 
4. Februar die 11. Ausschreibungsrun-
de für Erdölfördermaßnahmen mitten 
im Amazonasgebiet Ecuadors im Ur-
wald bestätigte.

Derweil bleiben Yasunidos und 
die BefürworterInnen der Umwelt-
bewegung wachsam und kampfbe-
reit. Nach Verstreichen der 120 Tage 
werden sie eine Erklärung darüber 
fordern, wo die mindestens 50.000 
Hektar zur Vergrößerung der unan-
tastbaren Zone und das Gebiet zur 
Erdölförderung wirklich liegen. Die 
tatsächlich betroffene Fläche muss 
klar bestimmt werden. Es bedarf also 
eines Plans zur Wiederherstellung des 
Parks, aber auch zur Verringerung der 
Erdölfördermaßnahmen, da diese zu 
Menschenrechtsverletzungen und zur 
Zerstörung der Natur führen.

Die EcuadorianerInnen haben sich 
in der Volksabstimmung klar für den 
Schutz der Natur ausgesprochen. Da-
mit fordert das Volk einen nutzbrin-
genden Pakt mit der Umweltbewe-
gung, nicht mit der Rohstoffindustrie, 
ein. Es ist ein Aufruf zur gesellschaftli-
chen Einigung, wie sie laut Verfassung 
vorgesehen ist, anstelle von hinterhäl-
tigen Verwirrungsstrategien, die sozi-
ale Konflikte provozieren und eine 
Zerschlagung der ecuadorianischen 
Umweltbewegung anstreben. 

 

 

 

  Elena Gálvez und  
Jorge A. Espinosa 

Die AutorInnen sind SprecherInnen von 
Yasunídos.

Aus dem Spanischen von Anne 
Ursinus und Josephine Koch.

1	 https://www.telesurtv.net/english/
news/Yes-Ecuador-Referendum-
Correa-20180204-0030.html 

2	 https://geografiacriticaecuador.
org/2018/01/19/analisis-del-alcance-
de-la-pregunta-sobre-mineria-en-el-
referendum/ 
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LANDWIRTSCHAFT 4.0 
Digitalisierung – Unwort oder Zukunftsmodell?

Von der App über den Sensor bis zur Hightech-Anwendung bietet die Digi-
talisierung eine Reihe von Möglichkeiten zur Optimierung landwirtschaft-
licher Produktionsprozesse. So vielfältig wie die Betriebe sind, sollten 
jedoch auch die digitalen Anwendungen sein, die in der Landwirtschaft 
zum Einsatz kommen werden. Die größte Gefahr liegt in der potenziellen 
Konzentration von Anbaudaten in der Hand weniger Großkonzerne. Dies 
könnte nicht zuletzt mit Blick auf die weltweite Ernährungssouveränität 
weitreichende negative Folgen für Bäuerinnen und Bauern haben. Die 
Staaten müssen dringend die Hoheit über zentrale Daten zur Welternäh-
rung zurückgewinnen und diese von den Konzernen einfordern. Davon 
abgesehen gilt: Die Digitalisierung der Landwirtschaft ersetzt nicht die 
nötige Agrarwende.

D ie Situation, die Struktur und 
die Herausforderungen der 
landwirtschaftlichen Betriebe 

sind global, aber auch innerhalb von 
Deutschland sehr verschieden. Daher 
gibt es auch große Unterschiede im 
Grad der Digitalisierung. Die Spann-
breite reicht von kleinen Insellösun-
gen bis hin zu kompletten Farmma-
nagementsystemen mit integrierten 
Algorithmen. 

Dabei ist die Landwirtschaft einer 
der frühesten und in vielen Bereichen 
weit digitalisierten Wirtschaftsberei-
che. Der Einsatz von Informations-
technik (IT) in der Landwirtschaft 
ist sowohl im Pflanzenbau als auch 
in der Tierhaltung längst gang und 
gäbe: Steuerungsprozesse, Automati-
sierung und Informationsflüsse. 

Laut einer Studie des Deutschen 
Bauernverbandes und der Interes-

senvertretung Bitcom werden digitale 
Anwendungen im Sinne der Landwirt-
schaft 4.0 in mehr als der Hälfte aller 
Betriebe eingesetzt.  1 Am weitesten 
verbreitet sind Fütterungsautomaten 
(51 Prozent), High-Tech-Landmaschi-
nen (39 Prozent) und Apps (34 Pro-
zent). Farmmanagementsysteme wer-
den nur von 12 Prozent der befragten 
Betriebe genutzt. Als Hemmnisse für 
die Digitalisierung werden an erster 
Stelle die hohen Investitionskosten 
genannt (64 Prozent der Betriebe). 
Die Sorge um IT und Datensicherheit 
sowie eine unzureichende Internetver-
bindung stehen mit je rund 40 Prozent 
an zweiter Stelle. Obgleich 2 Drittel 
der befragten LandwirtInnen die Di-
gitalisierung als Chance begreifen, 
wird aus den Ergebnissen der Umfra-
ge deutlich, dass Einsatz und Nutzen 
stark variieren.

Digitalisierung im Stall  
und auf dem Feld
Tendenzen der Automatisierung zur 
Arbeitserleichterung auf Bauernhö-
fen, wie Fütterungsautomaten und 
automatische Klimaführungssyste-
me, gibt es bereits seit Jahrzehnten. 
Mittlerweile werden in jedem zweiten 
neuen Kuhstall automatische Melk-
systeme installiert. Wetter-Apps und 
GPS-Daten unterstützen die Feld-
arbeit, und auch satellitengestützte 
Lenksysteme werden zunehmend 
eingesetzt. Zusätzlich erlauben Map-
ping-Systeme und variable Ausbrin-
gungstechniken eine Steigerung der 
Effizienz im Betriebsmitteleinsatz.

Gründe für die teilweise langsame 
Marktdurchdringung einiger neuer 
Anwendungsmöglichkeiten sind In-
vestitionskosten und Einarbeitungs-
zeit, sowie der oft schwer einschätz-
bare individuelle Grenznutzen. Hinzu 
kommt, dass Bäuerinnen und Bauern 
noch zu wenig bei der Frage einbe-
zogen werden, was wirklich für den 
Betrieb gebraucht wird.

Ökologisch wertvolle Entwicklun-
gen – wie Roboter zum Unkraut jäten 
oder eine Vielfaltslandwirtschaft, bei 
der Satelliten- und Roboter-gestützt 
kleine Schläge mit vielfältigen Früch-
ten angebaut werden – werden entwi-
ckelt und in Politik und Wissenschaft 
diskutiert. Es sind aber politische und 
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Die Digitalisierung in der Landwirtschaft kann Bäuerinnen und Bauern in vielen Aspekten die Arbeit erleichtern, aber nicht ihr lokales Erfah-
rungswissen und ihre Beobachtungsgabe ersetzen.
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rechtliche Rahmensetzungen erfor-
derlich, damit diese und andere um-
weltfreundliche Verfahren überhaupt 
konkurrenzfähig werden und sich 
durchsetzen können. 

Datenkontrolle auch bei 
VermarkterInnen und VerarbeiterInnen 
Die Unternehmensberatung McKin-
sey hat ausgerechnet, dass allein die 
Nutzung von Robotern in Schwellen-
ländern 15 bis 25 Prozent der Arbeits-
kräfte auf dem Land ersetzen könnte, 
in den Industrieländern wären es im-
merhin noch 5 bis 15 Prozent. 

Eine Vernetzung, die entlang der 
Wertschöpfungskette Transparenz, 
Rückverfolgbarkeit und Auditwesen 
ermöglicht, hört sich erst einmal gut 
an. So speichern RFID-Chips sämtliche 
Daten von Aufzucht über Futteraufnah-
me und Gewichtsentwicklung bis zum 
Schlachten beim Schwein. Jedoch stellt 
sich die Frage, wem die Daten gehören 
und wer Zugang zu ihnen hat. Dassel-
be gilt für Vermarktung und Markter-
schließung: Ein besonders beunruhi-
gendes Bespiel ist die Übernahme von 
Whole Foods, der größten ökologi-
schen Supermarktkette der USA, durch 
Amazon für 13,7 Milliarden US-Dollar. 
Strategisches Ziel der Übernahme ist 
der Zugang zu Millionen von Kunden- 
sowie Produzentendaten.

Auf Basis dieser Daten hofft der 
Konzern, die Kaufentscheidungen sei-
ner KundInnen noch besser vorhersa-
gen und lenken zu können. Diese kön-
nen zur Steuerung der Anbauplanung 
der zuliefernden Produzenten genutzt 
werden. In der Folge verlieren auch 
hier die Bäuerinnen und Bauern die 
Souveränität über ihre Anbauent-
scheidungen. Sie werden ein völlig 
austauschbares Glied in einer digita-
len Wertschöpfungskette. 

Macht und Manipulation
Ein weiterer beunruhigender Aspekt 
der Digitalisierung ist aus Welternäh-
rungs- und bäuerlicher Perspektive die 
Dematerialisierung der genetischen 
Ressourcen. Mithilfe der Digitalisie-
rung unter anderem der Genome, des 
in den internationalen Saatgutbanken 
eingelagerten Saatguts, können gene-
tische Informationen gehandelt wer-
den, ohne Samen oder Pflanzmaterial 
physisch auszutauschen. Mithilfe neu-
er Gentechnikmethoden, wie CRIS-
PR/Cas zum künstlichen Eingriff in 
die DNA, können einzelne Sequenzen 
herausgeschnitten und neu eingesetzt 
werden. So können bei den Pflanzen 
einzelne Eigenschaften nun noch 

einfacher identifiziert, patentiert und 
gehandelt werden.

Der Markt für die Digitalisierung 
in der Landwirtschaft weist mit einem 
weltweiten Wachstum von 12 Prozent 
eine ausgesprochene Dynamik auf. Er 
wird auf 240 Milliarden US-Dollar ge-
schätzt. 3,2 Milliarden US-Dollar wur-
den 2016 in den Markt der digitalen 
Agrartechnologie investiert. 

Weltweit agierende Unternehmen 
unterschiedlicher Branchen haben be-
reits die Chance der Digitalisierung 
erkannt und möchten sich auf dem 
Markt einflussreich in Stellung brin-
gen.  2 Nach der Übernahme des kana-
dischen Geodienstleisters Zoner (mit 
dessen Software können Satellitenbil-
der landwirtschaftlicher Flächen aus 
den letzten 30 Jahren analysiert wer-
den) und der Firma Proplant bietet 
Bayer Digital Farming ein umfangrei-
ches Programm zur Datenauswertung 
und Pflanzenschutzberatung an. Die 
technische Umsetzung erfolgt in Zu-
sammenarbeit mit dem Landmaschi-
nenhersteller Claas. 

Als 2015 bekannt wurde, dass 
John Deere die Monsanto-Tochter 
Precision Planting LLC übernehmen 
wollte, hat das US-Justizministerium 
diese Übernahmepläne 2016 gestoppt. 
Der Grund: 86 Prozent des Marktes 
für „high speed precision planting“ 
(hohe Einzelkornausaat-Geschwin-
digkeit) lägen im Falle einer Fusion 
in nur einer Hand. Im September 
2017 hat der weltweit tätige Landma-
schinenhersteller und Händler AGCO 
(Marken wie Fendt, MF, Valtra) die 
Präzisionslandwirtschaftssparte von 
Monsanto übernommen.  3

Die Strategie hinter den Zusam-
menschlüssen der Saatgut-, Agro
chemie- und Technikunternehmen ist, 
das Produktportfolio zu verbreitern 
und sich eine möglichst starke welt-
weite Monopolstellung zu erarbeiten. 

Unter Kontrolle?  
Bäuerin und Bauer 4.0
Der zentrale betriebliche Erfolgs-
faktor in der gesamten Geschichte 
der Landwirtschaft ist die Beobach-
tungsgabe und lokale Entscheidungs-
fähigkeit der Bäuerinnen und Bauern. 
Wissen aus Studien lässt sich nicht im-
mer eins zu eins auf die individuellen 
Rahmenbedingungen eines Betriebes 
oder einer Region übertragen. Bäu-
erliches Erfahrungswissen ist daher 
unverzichtbare Basis der nachhaltigen 
Sicherung der Ernährung.

Natürlich erleichtern Internet und 
digitale Akten vieles. Aber soll der Al-

gorithmus auch für die perfekte Über-
wachung sorgen? Sobald einmal der 
vorgeschriebene Abstand nicht ein-
gehalten wurde, gibt es Sanktionen 
durch gesetztes Ordnungsrecht? 

Endlich findet seit einigen Mona-
ten auch in den landwirtschaftlichen 
Verbänden die längst überfällige Dis-
kussion über Datenhoheit statt. Ein 
erster Schritt ist die gemeinsame Bran-
chenempfehlung von Bauernverband, 
Maschinenring, Bundesverband der 
Lohnunternehmen und VDMA zur 
Datenhoheit des Landwirts.  4

Eins darf bei der ganzen Debatte 
nicht vergessen werden: Mit der Di-
gitalisierung und der Präzisionsland-
wirtschaft werden nicht die grund-
sätzlichen Fehlentwicklungen in der 
Agrarpolitik und ihre Auswirkungen 
auf die Umwelt korrigiert, geschwei-
ge denn aufgehoben. Anders ausge-
drückt: Die Digitalisierung ersetzt 
nicht die Agrarwende.  5 

 

 

 

  Bernd Voß

Der Autor ist Diplom-Ingenieur und 
selbstständiger Milchbauer. Seit 2009 
ist er Landtagsabgeordneter und 
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WOHIN STEUERT DIE UNESCO?
Radikale Maßnahmen zur Reform sind notwendig

Die Organisation befindet sich in einer schweren Existenzkrise. Seit der 
Jahrhundertwende wird intensiv über mögliche und notwendige Reform-
maßnahmen diskutiert. Aber es wurde keine einzige Reformidee entwi-
ckelt, welche die bisherigen Strukturen und Verfahren infrage gestellt 
hätte. Die aktuelle Finanzkrise der UNESCO ist nur ein Ausdruck des ge-
genwärtigen Unbehagens. Angesichts der akuten globalen Krisen wird 
die UNESCO als notwendiger denn je angesehen, ohne dass einzelne 
Staaten oder Staatengruppen umfassende klare Reformvorschläge un-
terbreitet haben.

N iemand wird es wagen, die 
Kernziele der Organisation 
der Vereinten Nationen für Bil-

dung, Wissenschaften, Kultur und 
Kommunikation (UNESCO) infrage 
zu stellen, will sie doch ihren Bei-
trag zur Wahrung des Friedens und 
der Sicherheit leisten sowie weltweit 
die Achtung vor Recht und Gerech-
tigkeit, vor den Menschenrechten 
und Grundfreiheiten stärken. Die 
UNESCO wurde als eine Friedens-
organisation konzipiert, welche den 
Vereinten Nationen mit der Vielfalt 
ihrer Kompetenzbereiche dient. 

Wie und von wem diese Arbeit 
geleistet werden kann, ist bis heute 
eine Frage geblieben, die keinesfalls 
zufriedenstellend beantwortet wer-
den konnte. Sollte es eine Organisa-
tion werden, die sich ausschließlich 
aus herausragenden VertreterInnen 
bedeutender wissenschaftlicher Or-
ganisationen zusammensetzt? Oder 
sollte die UNESCO eine rein staatli-

che Organisation werden? Oder sollte 
sich die Mitgliedschaft aus einer Kom-
bination von sowohl fachlich kompe-
tenten Nichtregierungsorganisationen 
(Fach-NGOs) als auch Regierungen 
zusammensetzen?

Die Organisation hatte sich anfangs 
für eine Zwischenlösung entschieden 
Der Exekutivrat, der als Bindeglied 
zwischen der alle 2 Jahre tagenden 
Generalkonferenz und dem Sekreta-
riat fungiert und normalerweise 2 mal 
im Jahr zusammentritt, hat in seiner 
personellen Zusammensetzung deut-
liche Veränderungen erfahren. Ur-
sprünglich wurden die Mitglieder als 
Privatpersonen, als VertreterInnen des 
Geisteslebens gewählt, die im Auftrag 
der Generalkonferenz tätig waren. Ab 
1955 handelte es sich nicht mehr um 
unabhängige VertreterInnen der Ge-
neralkonferenz, sondern um Vertre-
terInnen der Mitgliedstaaten, die auf 
4 Jahre gewählt wurden; eine unmit-

telbare Wiederwahl ist nicht möglich 
gewesen. 

Radikale Änderung der 
Zusammensetzung des Exekutivrats 
Seit Oktober 1991 besteht der Exeku-
tivrat nicht mehr aus Mitgliedern, die 
als Einzelpersönlichkeiten gewählt 
werden, sondern aus Mitgliedstaa-
ten, die als „Mitglieder“ bezeichnet 
werden. Dabei soll der kandidieren-
de Staat darauf bedacht sein, eine 
Persönlichkeit vorzuschlagen, die 
auf einem oder mehreren Gebieten 
der UNESCO sachverständig ist. 
Eigentlich sollte jeder Mitgliedstaat 
seineN VertreterIn für den gesamten 
Zeitraum von 4 Jahren ernennen – ein 
Verfahren, das mit dem Rotationsme-
chanismus vieler Ministerien nicht un-
bedingt kompatibel ist. Es wird daher 
auch oftmals ebenso verletzt wie die 
geforderte Sachkompetenz. Eine Re-
vision des Verfahrens von 1991 wurde 
in keiner Reformdebatte ernsthaft in 
Erwägung gezogen.

Neue Generaldirektorin lässt hoffen
Als im Herbst vergangenen Jahres eine 
Neuwahl für die Führungsspitze der 
UNESCO anstand, gab es erstmals 
öffentliche Anhörungen, die im Früh-
jahr 2017 weltweit im Internet verfolgt 
werden konnten. Nach 6 Wahlgängen 
im Oktober 2017 konnte sich im Exe-

©
©

Pr
of

. D
r. 

K
la

us
 H

üf
ne

r

Die finanzielle Unsicherheit der UNESCO führt dazu, dass die dringend nötige unabhängige und umfassende Evaluierung ihrer Strukturen 
nicht durchgeführt wird.
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kutivrat die Französin Audrey Azoulay 
mit einer knappen Mehrheit gegen den 
lange Zeit führenden Kandidaten aus 
Katar, Hamad Al-Kawari, durchsetzen. 
Die 39. Generalkonferenz nahm diesen 
Vorschlag mit großer Mehrheit an und 
wählte Azoulay zur 11. Generaldirek-
torin der UNESCO für eine Amtszeit 
von 4 Jahren. Eine Wiederwahl auf 
weitere 4 Jahre ist möglich.

Von der neuen Generaldirektorin 
werden klare Reformmaßnahmen er-
wartet, die sich auf folgende Bereiche 
konzentrieren: 1. deutliche Eingren-
zung allgemeinpolitischer Stellung-
nahmen; 2. Konzentration der Akti-
vitäten auf wesentliche Prioritäten in 
den Kompetenzbereichen; 3. ange-
messene finanzielle Ausstattung der 
Organisation über den ordentlichen 
Haushalt, das heißt durch eine deutli-
che Erhöhung der Mitgliedsbeiträge; 
und 4. Neudefinition der Rolle der 
UNESCO als Denkfabrik innerhalb 
und gegenüber dem UN-System.

Ob es der neuen Generaldirekto-
rin gelingen wird, sofort neue Akzente 
zu setzen, muss bezweifelt werden. Es 
wird keinen radikalen Wandel geben, 
wie unter anderem von der zustän-
digen deutschen Bundesministerin 
auf der letzten Generalkonferenz 
gefordert, denn es fehlen konkrete 
Vorschläge vor allem von denjenigen 
Mitgliedstaaten, die eindringlich Re-
formen einfordern. 

Darüber hinaus gibt es noch keine 
Strategiepapiere von der Generaldi-
rektorin. Die Ausschreibungen für 
die Einstellung neuer Beigeordneter 
GeneraldirektorInnen liefen bis zum 
15.  Januar 2018. Mitte März 2018 
finden erste Vorbesprechungen für 
die erste Sitzung des Exekutivrates 
im April statt. Es erscheint unwahr-
scheinlich, dass sie bereits vorher ihr 
neues Team vorstellen wird. Die Tat-
sache, dass die 45 Jahre alte General-
direktorin bereits einen 37-jährigen 
Amtschef rekrutiert hat, deutet auf 
eine deutliche Verjüngung hin. 

Ihre Chancen, mit innovativen 
Reformansätzen aufzuwarten, er-
scheinen nicht sehr groß, denn sie 
ist eingebunden in den bereits verab-
schiedeten Arbeitsplan 2018 bis 2021 
und den Finanzplan 2018 bis 2019, der 
notwendigerweise ein Krisenmana-
gement impliziert, wie im Folgenden 
dargestellt wird.

Finanzkrise seit 2011 –  
Austritt der USA und Israels
Seit 2011 ist es der Organisation nicht 
gelungen, alle Mitgliedstaaten zur 

Zahlung ihrer Pflichtbeiträge zum 
ordentlichen Haushalt zu bewegen. 
Schwerwiegende Verletzungen der 
Mitgliedspflichten wurden nicht ein-
mal ansatzweise geahndet. Alternative 
Finanzierungsmechanismen wurden 
nicht ernsthaft diskutiert. Lediglich 
ein Notstandsfonds konnte als kurz-
fristiger Lösungsansatz eingerichtet 
werden.

Die UNESCO befindet sich heute 
in einer schweren Finanzkrise. Mehr 
noch, die beiden Mitglieder USA und 
Israel haben zum 31. Dezember 2018 
ihren Austritt erklärt, wobei seitens 
der USA neben dem Vorwurf einer 
antiisraelischen Politik ausgerechnet 
ihr selbstverschuldeter, alljährlich zu-
nehmender Schuldenberg angeführt 
wurde. 

Ende Februar 2018 sah die finanzi-
elle Situation wie folgt aus: Von den 
195 Mitgliedstaaten hatten 53 Staaten 
ihre Finanzbeiträge geleistet. Dies ent-
sprach 27 Prozent, das heißt 88,8 Mil-
lionen US-Dollar von insgesamt 326,5 
Millionen US-Dollar. 

Aber ganz abgesehen von dem von 
den USA verursachten Finanzloch in 
Höhe von 617 Millionen US-Dollar 
haben andere Mitgliedstaaten gelernt, 
den „ökonomischen Hebel“ ebenfalls 
einzusetzen: So zahlte 2017 Japan sei-
nen Pflichtbeitrag wegen der Aufnah-
me von Dokumenten zum Verhalten 
japanischer Besatzungssoldaten 1937 
bis 1938 in Nanjing in das UNESCO-
Weltdokumentenerbe erst am 28. De-
zember, Großbritannien wegen der 
Kritik an den unzureichenden Re-
formbemühungen der Organisation 
erst am 19. Dezember.

Unsicherheit im aktuellen Haushalt
Anstatt sich auf eine Verdopplung der 
jährlichen Pflichtbeiträge zu einigen, 
um einen deutlichen Schritt zur Be-
wältigung der Finanzkrise zu wagen, 
diskutierten die Mitgliedstaaten mit 
höchster Intensität, ob der ordentli-
che Haushalt 2018 bis 2019 um jähr-
lich 7 Millionen US-Dollar erhöht 
werden soll oder nicht. 

Begrüßt wurde die Verabschiedung 
eines integrierten Haushaltsrahmens 
für die Jahre 2018 bis 2019 von insge-
samt 1,2 Milliarden US-Dollar, beste-
hend aus einem regulären Haushalt in 
Höhe von 595,2 Millionen US-Dollar 
und – erwarteten – freiwilligen Bei-
tragsleistungen in Höhe von 604,8 
Millionen US-Dollar. Während für 
2019 der 22-Prozent-Anteil der USA 
wegen des Austritts nicht mehr ange-
rechnet wird, kann jedoch mit hoher 

Sicherheit davon ausgegangen wer-
den, dass die rund 72 Millionen US-
Dollar Ende 2018 wiederum fehlen 
werden. Beim Vergleich von erwarte-
ten freiwilligen Beitragsleistungen zu 
Pflichtbeiträgen fällt das Übergewicht 
der freiwilligen Beitragsleistungen 
auf, die in der Regel programm- oder 
projektspezifisch erfolgen. Damit ist 
eine enorme Unsicherheit verbunden, 
da finanzielle Zusagen erst im Laufe 
der beiden Haushaltsjahre erfolgen.

Wie soll es weitergehen?
Die große Schwachstelle der Viel-
zahl bisheriger Reformgutachten be-
stand darin, dass sie die gegebenen 
Strukturen überhaupt nicht infrage 
stellten, sodass von Strukturrefor-
men gar nicht gesprochen werden 
konnte. Die neue Generaldirektorin 
wäre gut beraten, eine unabhängige 
und umfassende Evaluierung mit al-
len interessierten VertreterInnen von 
Fach-NGOs und Regierungen über 
die existierenden funktionalen und 
strukturellen Probleme der UNESCO 
möglichst umgehend zu organisie-
ren. Darüber hinaus sollte über eine 
strikte Einhaltung der Vorschriften 
zur Zusammensetzung des Exeku-
tivrates sichergestellt werden, dass 
die notwendige Fachkompetenz zur 
Verfügung steht. Anderenfalls müsste 
die „Verstaatlichung“ rückgängig ge-
macht werden. Schließlich: Ohne eine 
Verdopplung der Finanzmittel für den 
regulären Haushalt und eine Konzen-
tration der Programme auf ausgewähl-
te Prioritäten kann eine erfolgreiche 
Arbeit nicht gesichert werden.

 

 

 

  Prof. Dr. Klaus Hüfner 

Der Autor ist Universitätsprofessor a. D., 
Ehrenpräsident der Weltföderation der 
UN-Gesellschaften (WFUNA), Senior 
Research Fellow beim Global Policy 
Forum und Lehrbeauftragter für UNITAR. 
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SCHÖNE NEUE ZUKUNFT (2)
So könnten Innovationen uns retten

Können wir mit Innovationen die Welt retten? Das fragte Marie-Luise 
Abshagen im letzten Rundbrief. Dieser Artikel soll das Thema aufgreifen 
und die Diskussion erweitern. Wichtig sind nämlich vor allem Innovati-
onen, die unseren Umgang mit der Umwelt und mit sozialen Problemen 
betreffen. Aber gerade diese sind oft komplex und schwierig umzusetzen. 
Neue Ansätze und Instrumente in den Bereichen Innovationsplanung, 
Projektfinanzierung, Erfolgsmessung und Kooperation helfen, diese He-
rausforderungen zu überwinden.

P robleme kann man niemals mit 
demselben Denken lösen, durch 
das sie entstanden sind. (Albert 

Einstein) 
Das gilt nicht nur fürs Denken, 

sondern auch für die Handlungswei-
sen und die technischen Lösungen, 
die aus diesem Denken entstehen. 
Neues Denken, Handeln und Tech-
nologien sind also gefragt, um die 
Probleme zu lösen, die uns das alte 
Denken eingebrockt hat. 

Genau das ist Innovation. Wir le-
ben in einer Zeit großer Umbrüche 
und es steht viel auf dem Spiel. Die 
Welt erwärmt sich, der Meeresspiegel 
steigt, die Auswirkungen des Klima-
wandels werden schneller und stärker 
spürbar als bisher angenommen und 
soziale Ungleichheiten sind so groß 
wie nie zuvor. Es ist eine globale Krise 
ohne Platz für parteiische Rhetorik, 
die Lösungen in jedem Maßstab und 
in jeder Branche erfordert. 

Bei der Suche nach Lösungen ha-
ben wir uns bisher in erster Linie auf 
neue Technologien und deren ökono-
mische Nutzung fokussiert. Wir müs-
sen aber auch soziale und gesellschaft-
liche Gewohnheiten und Paradigmen 
hinterfragen und erneuern. Gerade in 
diesen Bereichen gibt es viel Innova-
tionspotenzial, das bisher kaum aus-
geschöpft wurde.

Was für Innovationen brauchen wir?
Die Herausforderungen unserer Zeit 
sind vielfältig, und eindimensionale 
Lösungen werden ihnen selten ge-
recht. Obwohl wir auf technologische 
Innovationen sicher nicht verzichten 
können, sind es vor allem soziale, ge-
sellschaftliche und ökologische Verän-
derungen und Neuerungen, die maß-
geblich zu einem Wandel beitragen. 

Die Bildung von Mädchen und 
die Einbindung von Frauen in wirt-
schaftliche Wertschöpfungsprozesse 

beeinflussen das Bevölkerungswachs-
tum und die Nutzung von natürlichen 
Rohstoffen. Die Reduzierung von 
Lebensmittelabfällen oder neue Re-
cyclingpraktiken helfen, vorhandene 
Ressourcen effizienter zu nutzen. Und 
landwirtschaftliche Methoden, die Re-
generierung, Naturschutz und sensib-
le Forstwirtschaft in den Mittelpunkt 
stellen, sind für den Schutz von Um-
welt und Biodiversität unverzichtbar.  1 

Warum werden nicht genügend 
gute Ideen und Forschungsergebnis-
se auch zu wirklichen Innovationen?

Probleme und Herausforderun-
gen, die wir mit neuem Denken und 
Handeln angehen müssen, haben 
wir also genug. Auch an Thinktanks, 
Ideen und Lösungsansätzen mangelt 
es nicht. Man schaue sich nur die 
vielen Publikationen, Bücher und 
Forschungsarbeiten zum Thema an. 
Warum ist es dann so schwierig, die-
se Ideen auch wirksam in die Praxis 
umzusetzen? In einem Forschungs-
projekt zu Innovationen für nach-
haltige Landwirtschaft wurde dieser 
Frage nachgegangen.  2 

So stehen sie z. B. öfter als andere 
Innovationen in Konflikt mit existie-
renden (Infra-)Strukturen, Geschäfts-
modellen oder Verhaltensmustern. 
Denken wir nur an Autos, die Strom 
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Grüne Innovationen erfordern ein gründliches Verständnis ihres Umfelds, neue Ansätze zur Finanzierung und die Zusammenarbeit vieler ver-
schiedener Akteure.

https://www.flickr.com/photos/salzburgglobal/13945164386/in/album-72157644216810384/
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tanken müssen anstelle von Benzin, 
oder an Mülltrennung und -vermei-
dung. Die Verbreitung solcher Inno-
vationen könnte blockiert werden, bis 
sich entsprechende neue Strukturen 
und Paradigmen gebildet und durch-
gesetzt haben.

Mit Nachhaltigkeitsinnovationen 
werden neben monetären auch ökolo-
gische und soziale Ziele verfolgt. Dies 
kann dazu führen, dass es länger dau-
ert, bis diese Ziele erreicht sind, und 
dass deren Erfolgsmessung komplex 
ist. Beides ist mitunter mit konventi-
onellen Finanzierungsmethoden nicht 
vereinbar.

Auch ist für die Realisierung von 
grünen Innovationen Teamarbeit be-
sonders wichtig. Nicht nur innerhalb 
einer Organisation, sondern auch 
mit vielen externen PartnerInnen 
und StakeholderInnen. Diese müs-
sen identifiziert, interessiert, begeis-
tert und eingebunden werden. Das 
stellt besondere Herausforderungen 
an  Transparenz, Kommunikations- 
und Koordinationsfähigkeit.

Wie können diese Schwierigkeiten 
überwunden werden?
Zunächst müssen wir der Komplexi-
tät von Nachhaltigkeitsinnovationen 
Rechnung tragen und nicht mit Macht 
versuchen, diese in lineare und tech-
nokratische Veränderungsmodelle zu 
pressen. Es ist wichtig, ökologische, 
soziale und ökonomische Aspekte als 
Einheit zu sehen. Die Gepflogenheit, 
das eine Element der Wirtschaft und 
die anderen dem Ehrenamt zu über-
lassen, ist nicht mehr zeitgemäß. 

Um ein Problem langfristig lösen 
zu können, muss man es verstehen. Im 
Zusammenhang mit Nachhaltigkeit 
sind die zugrundeliegenden Ursachen 
oft komplex und nicht direkt erkenn-
bar. Deshalb bedarf es einer sorgfäl-
tigen Analyse der ökologischen oder 
sozialen Hintergründe, die das Pro-
blem verursachen. Die Methode der 
Theory of Change (Theorie der Verän-
derung) ist hier hilfreich und wichtig. 
Es geht dabei um den Zusammenhang 
von Ursache und Wirkung. So werden 
Hypothesen dazu aufgestellt, welche 
Interventionen zu den gewünschten 
langfristigen Veränderungen führen 
werden und wie man deren Wirksam-
keit messen kann. Eine regelmäßige 
Überprüfung und eventuelle Revision 
der Annahmen, die in der Theory of 
Change festgeschrieben wurden, sind 
dabei besonders wichtig. 

Jeder Innovationsprozess erfordert 
finanzielle Mittel. Für Nachhaltigkeits

innovationen ist es wichtig, dass die 
Finanzierungsquellen die sozialen 
und ökologischen Ziele und Interes-
sen des Projekts mittragen sollten. Die 
klassischen Instrumente der Innovati-
onsförderung und -finanzierung sind 
hier nicht immer ausreichend, und 
neue Instrumente bilden sich gerade 
erst heraus. Hierzu gehören Impact 
Investing, Crowdfunding, Matching 
Funds und Hebelfinanzierung. Auch 
von erfolgreichen Finanzierungsmo-
dellen aus anderen Ländern, wie z. B. 
Social Impact Bonds, Social Impact 
Incentives, Social Success Notes, 
kann man lernen.  3

Auch ist es wichtig, so viele Sta-
keholderInnen wie möglich am In-
novationsprozess zu beteiligen. Dies 
sichert, dass vielseitige Interessen und 
Sichtweisen von Anfang an berück-
sichtigt werden und dass Lösungen 
durch Immersion und Verhaltenstrai-
ning gemeinsam umgesetzt und auf 
der Basis von Erfahrungsaustausch 
und Feedbackschleifen direkt verbes-
sert und angepasst werden. Hier kann 
man auf Ansätze wie Open Innova-
tion und auf Innovationsplattformen 
zugreifen.

Was können wir tun?
Innovativ zu denken, kann man ler-
nen und üben. Wir können Neues aus-
probieren und ein Umfeld schaffen, in 
dem Experimentierfreudigkeit positiv 
bewertet und eventuelles Nichtgelin-
gen nicht als Scheitern oder Versagen 
interpretiert wird. Hierzu können wir 
einen Beitrag leisten, indem wir mit 
gutem Beispiel vorangehen, neue 
Wege des Zusammenlebens und des 
gemeinsamen Handelns ausprobie-
ren, gewohnte Strukturen und Para-
digmen nicht blind akzeptieren und 
die Wirksamkeit unserer angestrebten 
Lösungen immer wieder hinterfragen.

Und was kann die Politik  
dazu beitragen?
Um die gegenwärtigen Herausforde-
rungen zu meistern, brauchen wir eine 
Innovationsoffensive. Wir benötigen 
ein Umfeld, in dem Innovationen 
entstehen, heranwachsen und sich 
der Realität stellen können, und zwar 
nicht nur für technologische, sondern 
auch für soziale, gesellschaftliche und 
umweltbezogene Innovationen. 

Tools, die aus der Gründerförde-
rung bekannt sind, wie z. B. Inkuba-
toren und andere Förderprogramme, 
sollten auch für soziale und Nach-
haltigkeitsinnovation zur Verfügung 
gestellt werden, sodass auch Anreize 

für gestandene Organisationen ge-
schaffen werden, Innovationen mit 
weniger Risiko auszuprobieren.

Die oben angesprochenen Finan-
zierungsinstrumente können durch 
staatliche Förderung und Steuerme-
chanismen wirksamer gemacht wer-
den. Konventionelle Innovationen 
ignorieren externe Effekte oft und 
überlassen deren Behebung dann dem 
Staat (z. B. Gesundheit oder die Ver-
schmutzung von Luft und Wasser). 
Nachhaltigkeitsinnovationen adres-
sieren oft genau diese Effekte und tra-
gen damit zur Lösung von Problemen 
bei, die derzeit dem Staat obliegen. 
Dies muss bei Finanzinstrumenten 
berücksichtigt werden.

Auch ist es wichtig, dass existieren-
de Lösungen transparent und sichtbar 
sind, sodass wir voneinander lernen 
können. Dialog- und Innovationsfo-
ren, mehr Zusammenarbeit zwischen 
den Interessengruppen und themati-
sche Konferenzen sind hier nützliche 
Ansätze.

Der Bedarf für innovative Lösun-
gen ist groß. Nur sollte der Innovati-
onsbegriff über die reine Technologie 
hinaus definiert werden. Zurzeit wird 
die Entwicklung und Umsetzung von 
Innovationen zu sehr der Wirtschaft 
überlassen und das Umfeld ist nicht 
immer förderlich für die Umsetzung 
von neuen gesellschaftlichen und öko-
logischen Lösungen. Es sind jedoch 
viele Methoden und Ansätze bekannt 
und auch international erprobt, von 
denen wir lernen und die wir hierzu-
lande fördern können.

 

 

 

  Katja Nordwig

Die Autorin ist Gründerin und Direktorin 
von GrInno, einer Agentur für Grüne 
Innovationen.

1	 Paul Hawken (2017): Drawdown. 
Penguin, New York.

2	 Katja Nordwig (2015): The South 
African Agricultural Innovation System – 
Stakeholders, Structure and Process. 
Stellenbosch University, Stellenbosch.

3	 http://www.send-ev.de/uploads/SEND_
Positionspapier_Bund.pdf.
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ZWISCHEN INKLUSION UND 
DEM RECHT, NEIN ZU SAGEN
Drinnen-draußen-Strategien von Frauenrechtsorganisationen

Das Ministerratstreffen der Welthandelsorganisation (WTO) im Dezem-
ber 2017 in Argentinien kam zu keinen nennenswerten Ergebnissen. Das 
einzige positive Resultat, das ausgehandelt wurde, war eine Erklärung 
zu Handel und Frauen-Empowerment. Doch die wurde von 160 Frauen-
rechtsorganisationen und internationalen Netzwerken als Pink-Washing 
abgelehnt. Was ist da los in der Frauenszene? 

S eit Langem verfolgen internatio-
nale Frauennetzwerke eine Dop-
pelstrategie von „Drinnen und 

Draußen“ bei multilateralen Verhand-
lungen der WTO, Weltbank und der 
Vereinten Nationen (UN). Sie streiten 
jahrelang dafür, die Gender-Blindheit 
der Institutionen zu korrigieren, eine 
geschlechtersensible Perspektive und 
Frauenrechte in alle Themen einzu-
bringen und die Partizipation von 
Frauen an allen Gremien sicherzu-
stellen. 

Von Biodiversität bis Klima
Bei Konferenzen besteht dabei die 
Aufgabenteilung darin, dass drinnen 
bei den Verhandlungen eine Politik 
der kleinen Schritte des Gender- 
Mainstreaming und des Machbaren, 
z. B. durch Women in Europe for a 
Common Future (WECF), erfolgt. 
Draußen wird dagegen eine sehr 
grundsätzliche Kritik geübt, die weit 
über Geschlechtergleichheit hinaus-
geht. So werfen DAWN, ein Netzwerk 
von Frauenrechtlerinnen aus dem Sü-
den, WIDE+, ein europäisches femi-
nistisches Netzwerk, und APWLD, 
das Asia Pacific Forum on Women, 
Law and Development, der WTO vor, 
dass die neoliberalen Prinzipien der 
Abkommen soziale Ungleichheiten 
und Umweltzerstörung verschärfen 
und Menschenrechte wie auch Ge-
schlechtergerechtigkeit missachten. 

Zum ersten offenen Konflikt kam 
es bei der Vertragsstaatenkonferenz 
zur Biodiversitätskonvention 2008 in 
Bonn, als ein Gender-Aktionsplan ak-
zeptiert wurde, allerdings nur als un-
verbindliches Dokument. Gender-Ex-
pertinnen feierten diesen Aktionsplan 
als einen Anerkennungsserfolg, denn 
er versprach Frauen Zugangs- und 
Vorteilsausgleich bei der Nutzung von 
Biodiversität. NGO-Aktivistinnen – 
meist mit einem bäuerlichen oder 

ökologischen Hintergrund  – lehn-
ten Patentierung, private Aneignung 
und Kommerzialisierung von geneti-
schen Ressourcen grundsätzlich ab. 
Sie wollen Frauen als Eignerinnen 
von Saatgut und lokalen Sorten vor 
Biopiraterie schützen, statt dass sie in 
neue kapitalistische Wertschöpfungs-
strategien eingebunden werden – ver-
sehen mit dem Etikett Gleichheit und 
Gerechtigkeit.

Auch bei den Klimaverhandlun-
gen war das ausdauernde Lobbying 
für Frauenpartizipation 2012 in Doha 
erfolgreich: Eine Erklärung forderte 
stärkere Frauenbeteiligung in den De-
legationen und Gremien. Das sollte 
auch zeigen, dass die Verhandlungs-
partnerInnen zumindest in einer Sa-
che konsens- und entscheidungsfähig 
waren. Doch eine Geschlechterbalan-
ce bei Klimaverhandlungen bedeutet 
nicht automatisch eine geschlechter-
sensible Klimapolitik. 

Bei der UN-Klimakonferenz 2017 
in Bonn wurden keine nennenswer-
ten Ergebnisse erreicht, aber endlich 
ein Gender-Aktionsplan unter der 
schönen Überschrift „Fahrplan zur 
Integration von Geschlechtergleich-
heit“ verabschiedet. Dabei geht es 
um genderbewusste Politiken, Finan-
zierung und Technologietranfers. Seit 
2001 liegt der Frauenanteil bei den 
Verhandlungen bei durchschnittlich 
31 Prozent. Doch nur 2 Prozent der 
Gelder gehen an Organisationen im 
Süden und Frauen an der Basis. Al-
lerdings ist dieser Plan so verwässert, 
dass Mary Robinson, UN-Sonderge-
sandte für Klimawandel, beklagte, 
ihm mangele es am Menschenrechts-
ansatz und an indigenen Themen.

Vom Recht, Nein zu sagen
Beim Alternativen Klimagipfel, dem 
People’s Climate Summit, der par-
allel zur Klimakonferenz in Bonn 

stattfand, wirkten viele Organisatio-
nen radikalisiert und pochten auf ihr 
Recht, Nein zu sagen, entsprechend 
dem in der Konvention 169 der Inter-
nationalen Arbeitsorganisation (ILO) 
festgeschriebenen Recht indigener 
Bevölkerungen auf eine „freie und in-
formierte Zustimmung“ und selbstbe-
stimmte Prioritätensetzung in Bezug 
auf Entwicklung und Ressourcen-
nutzung. Das Nein des afrikanischen 
Frauennetzwerks WoMin Women in 
Mining richtet sich vor allem gegen 
Megaprojekte wie Staudämme und 
Ressourcenextraktivismus und gegen 
Freihandelsverträge, weil sie regiona-
le Ökonomien und lokale Biosphären 
zerstören und durch CO2-Emissionen 
den Klimawandel befeuern.

Bei der WTO-Ministerkonferenz 
in Buenos Aires 2017 erklärten dann 
Hunderte Menschenrechtsorga-
nisationen: „Basta ya! WTO: Wir 
wollen Souveränität.“ In Bezug auf 
die Gender-Erklärung, in der es um 
wirtschaftliches Empowerment von 
Frauen durch Inklusion in Wertschöp-
fungsketten, Unternehmertum und 
Handel geht, bedeutete das ein Nein 
zu den Freihandelsregeln, die lokale 
Lebensgrundlagen zerstören und lo-
kale ProduzentInnen und Bäuerinnen 
und Bauern auskonkurrieren. 

Mit diesen neuen Konfrontatio-
nen hat die früher friedliche Koexis-
tenz des „Drinnen und Draußen“ ein 
Ende. Dies zeigt, dass die internatio-
nale Frauenszene bunt und vielfältig, 
aber auch zunehmend fragmentiert 
und polarisiert ist. Solidarität und 
Souveränität an der Basis werden dem 
ergebnislosen Multilateralismus von 
WTO und UN entgegengesetzt.

 

 

 

  Dr. Christa Wichterich

Die Autorin ist Soziologin, Publizistin 
und feministische Aktivistin.
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BEHAUPTUNG UND 
WIRKLICHKEIT – DAS 
MENSCHENRECHT AUF WASSER
Reflexionen zum Alternativen Weltwasserforum 2018 in Brasilia

Der Zugang zu Wasser und sanitären Einrichtungen ist seit 2010 ein Men-
schenrecht. Dennoch gibt es weiterhin Probleme bei der Umsetzung dieses 
Rechts. Meinungsverschiedenheiten darüber, wie sauberes Wasser und 
Sanitäranlagen allen zugänglich gemacht werden können, erschweren 
ein Vorankommen im Sinne besonders schutzbedürftiger und marginali-
sierter Gruppen. Globale und abstrakte Debatten scheinen zuweilen weit 
entfernt von der Realität vor Ort und können doch enorme Auswirkun-
gen haben. Umgekehrt haben lokale Aktionen das Potenzial, die globale 
Debatte zu verändern. 

A lle 3 Jahre finden parallel 2 
Weltwasserforen zum Aus-
tausch über die globalen 

Wasserthemen und -probleme statt, 
dieses Jahr in Brasilia zwischen dem 
17. und 23. März. Das „offizielle“ 
Weltwasserforum wird von privaten 
Wassergesellschaften organisiert. 
Das „alternative“ Weltwasserforum 
wird als Reaktion der AktivistInnen 
für Wassergerechtigkeit durchgeführt, 
die damit die einseitige Sichtweise der 
Konzerne in Bezug auf Wasser infrage 
stellen. Wassergerechtigkeit bedeutet 
nicht nur das Streben nach der Ver-
wirklichung des Menschenrechts auf 
Wasser und Sanitäranlagen, sondern 
auch, dass die Kontrolle über die Was-
serquellen als Kollektivrecht in der 
Hand aller Menschen liegen muss. 
Die Konzerne behaupten, dass sie das 

Menschenrecht auf Wasser und sani-
täre Grundversorgung durch den Ver-
kauf von Wasser und die Verwaltung 
von Wasserressourcen unterstützen 
würden. Mit dem Alternativen Welt-
wasserforum gibt die internationale 
Zivilgesellschaft diesem fatalen Nar-
rativ öffentlich und deutlich Kontra.

Right2Water
2013 wurden bei der ersten erfolg-
reichen Europäischen Bürgerinitia-
tive (EBI) ‚Right2Water‘ (Recht auf 
Wasser)  1 1,9 Millionen Unterschriften 
gesammelt und damit in 13 Mitglied-
staaten der Europäischen Union (EU) 
die Mindestanzahl von Unterschriften 
erreicht, die nötig ist, damit eine EBI 
von der EU-Kommission berücksich-
tigt werden muss. Die EBI forderte 
die Europäische Kommission auf, 

das Menschenrecht auf Wasser und 
Sanitäranlagen in der europäischen 
Gesetzgebung umzusetzen, nachdem 
es 2010 durch die Resolution der Ge-
neralversammlung der Vereinten Nati-
onen (UN) anerkannt wurde. Das Ziel 
der Kampagne Right2Water bestand 
darin, den Fokus der Europäischen 
Kommission in der EU-Wasserpolitik 
von einem marktorientierten Ansatz 
hin zu einem rechtebasierten An-
satz zu verlagern. Unter dem Motto 
„Wasser ist ein öffentliches Gut, keine 
Handelsware!“ forderten sie, dass die 
Wasserversorgung in Europa nicht 
privatisiert wird. Trotz starken Ge-
genwindes, unter anderem von den 2 
großen multinationalen Wasserkon-
zernen Suez und Veolia, konnte der 
Erfolg der Bürgerinitiative nicht ge-
stoppt werden: Die Wasserversorgung 
wurde von der EU-Konzessionsricht-
linie (Vergaberecht) ausgeschlossen.

Warum sind Liberalisierung und 
Privatisierung problematisch?
Die Schaffung eines Marktes unter-
gräbt das Ziel des universellen Zu-
gangs zu Wasser. Marktprinzipien 
bergen die Gefahr, ärmere Menschen 
auszuschließen, die den höheren 
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Die Botschaft des Alternativen Weltwasserforums ist eindeutig: Wasser ist keine Ware, sondern ein Menschenrecht.

https://www.flickr.com/photos/40969298@N05/14501625397/in/photolist-o6sC16-yGQY38-7ES8s6-8vBUhf-8HFUQ7-brmvdH-b8BbAZ-8DRrjJ-9uj7CG-Jd9SwZ-iNpH9k-RBk6mL-5wXtHF-8DNpWt-CeJejD-fwHT55-7ctTnr-9UKpqH-iQfG8Q-UYU4DN-eaaUXc-5jtt6f-mk1Ykq-8DnyC4-SbSS6B-4CU7Ep-xrC2J-HzLrPq-4Euntb-6uHCJP-hVjEPp-g1EDcJ-7TPoB7-np5ZxG-8pWGz6-8fV7yt-azfu9R-iL96q-mDTSzt-bGwER6-8Mjbpv-8DNkJP-g66vxc-djZLQ6-roCJtM-2GBVUh-9ewnHe-UZnasn-SaUy5D-7TPm15
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Wasserpreis nicht bezahlen können. 
Würden Regierungen in solchen Fäl-
len die Wasserversorgung für ärmere 
Menschen subventionieren, bedeutete 
dies, dass sie die Profite des Konzerns 
subventionieren würden. Extremes 
Marktversagen liefert eine überwälti-
gende Rechtfertigung für öffentliche 
Regulierung und Eigentum an Vermö-
genswerten. Beim Weltwasserforum 
2006 in Mexiko-City haben die priva-
ten Wasserunternehmen in einer Erklä-
rung das Recht auf Wasser anerkannt. 
Jedoch schien diese Erklärung 2012 
beim Weltwasserforum in Marseille 
bereits nichtig zu sein, als diese Un-
ternehmen bekannt gaben, dass es nur 
„logisch“ wäre, wenn Menschen ohne 
Geld kein Wasser erhielten. Solange 
Profit an erster Stelle steht, nehmen 
die Menschenrechte ganz klar eine 
untergeordnete Rolle ein. Das Men-
schenrecht auf Wasser bedeutet nicht, 
dass Wasser per se gratis sein sollte – 
obwohl das den kulturellen und reli-
giösen Vorstellungen über Wasser in 
vielen Teilen der Welt widerspricht. 
Die Verfügbarkeit und der Zugang so-
wie die Erschwinglichkeit muss jedoch 
gewährleistet sein, denn Wasser ist eine 
unersetzliche, lebensnotwendige Res-
source. Eine vernetzte Wasserversor-
gung ist ein natürliches Monopol, das 
nicht in den Händen von gewinnorien-
tierten Konzernen liegen darf.

Wasser und Demokratie gehen  
Hand in Hand 
Die Stärkung der demokratischen, 
öffentlichen Wasserversorgung steht 
grundsätzlich in Konflikt mit dem 
aktuell vorherrschenden neolibera-
len Marktmodell, das immer mehr 
Lebensbereiche der harten Logik der 
Weltmärkte unterwirft. In vielen Fäl-
len scheinen sich die angeblichen Vor-
züge der Privatisierung nicht zu erfül-
len. Eine Studie der Weltbank zeigt, 
dass „es bei der Wirtschaftlichkeit 
keine signifikanten statistischen Un-
terschiede zwischen öffentlichen und 
privaten Betreibern in diesem Bereich 
gibt“. Da die kommerziellen Ziele der 
Privatwirtschaft mit den lokalen, so-
zialen Entwicklungszielen in Konflikt 
stehen, sind öffentlich-private Part-
nerschaften (ÖPP) immer umstritte-
ner und haben zu einem breiten, ge-
sellschaftlichen Widerstand geführt. 
Mangelnde Transparenz über Finan-
zen, Dienstleistungsmanagement und 
Investitionen sind Gründe dafür, dass 
öffentliche Einrichtungen in Städten 
überall auf der Welt solche ÖPP-Ver-
träge kündigen, beispielsweise in Ber-

lin, das seine Wasserversorgung 2013 
wieder rekommunalisiert hat. 

Die Anerkennung des Menschen-
rechts auf Wasser und sanitäre Grund-
versorgung ist das Resultat eines 
langwierigen, anhaltenden Kampfes 
für gesellschaftliche und ökologische 
Gerechtigkeit. Sie ist gleichzeitig Er-
gebnis (z. B. Uruguay, Bolivien) und 
Auslöser dieses Kampfes (z. B. Right-
2Water, Indonesien). Obwohl das 
Menschenrecht auf Wasser und sani-
täre Einrichtungen sowohl von Befür-
worterInnen der sozialen Marktwirt-
schaft als auch von VertreterInnen der 
freien Marktwirtschaft eingefordert 
werden, ist klar, dass die Umsetzung 
dieses Menschenrechts stärker durch 
die öffentliche Sozialpolitik vorange-
trieben wird. Die BürgerInnen werden 
dadurch gestärkt, dass sie ihre Rech-
te gesetzlich einfordern können. Eine 
Verankerung der Menschenrechte in 
einer Verfassung oder gesetzlichen 
Vorschriften spiegelt die Verpflich-
tung einer Regierung wider. Rechtli-
che Rahmenbedingungen verwandeln 
politische Absichten in durchsetzbare 
Rechte und Pflichten und verlagern 
damit die Debatte über Wohltätigkeit 
hin zu einer Debatte über gesetzliche 
Ansprüche. 

Abweichende Weltanschauungen  
und unterschiedliche Realitäten
Der Kampf um Zugang und Kon
trolle über Wasserressourcen findet 
nicht nur auf lokaler Ebene statt, wo 
die Versorgung bereitgestellt wer-
den muss. Auch auf globaler Ebene 
herrscht ein Konflikt zwischen den 
OrganisatorInnen des Weltwasserfo-
rums und den OrganisatorInnen des 
Alternativen Weltwasserforums. Wäh-
rend die Debatte auf dem Weltwasser-
forum von Konzernen dominiert wird, 
engagieren sich auf dem alternativen 
Wasserforum AktivistInnen für ihre 
Kampagnen, die sich für lokale und 
öffentliche Kontrolle über „ihre“ loka-
len Wasserquellen einsetzen. Abwei-
chende Ansichten („Handelsware“ 
vs. „Gemeingut“) erschweren eine 
Einigung über die dringend notwen-
dige globale Wasserarchitektur, die 
die Bemühungen aller lokalen, nati-
onalen, überregionalen und interna-
tionalen Organisationen, die sich mit 
Wasserthemen auseinandersetzen, zur 
Erreichung des 6. Nachhaltigen Ent-
wicklungsziels (SDG) vereinen sollte: 
bis 2030 sauberes Wasser und sanitäre 
Einrichtungen für alle Menschen auf 
der Welt. Doch dieses Ziel scheint in 
weiter Ferne. 

Neue Kooperationsformen
Die Resolutionen der UN-General-
versammlung 2010 haben die Staaten 
nicht nur ermutigt, ihre nationalen 
Bemühungen zur Verwirklichung 
des Menschenrechts auf Wasser und 
sanitäre Einrichtungen zu intensivie-
ren. Sie haben auch zu einer Mobili-
sierung von Ressourcen geführt – vor 
allem in denjenigen Industrieländern, 
die mit Entwicklungsländern beim 
Thema Wasser zusammenarbeiten. 
Öffentlich-öffentliche Partnerschaften 
(ÖÖP) – also gleichberechtigte inter-
kommunale Formen der Zusammen-
arbeit öffentlicher Institutionen – sind 
beispielhaft für die Solidarität, die bei 
der Verwirklichung des Menschen-
rechts auf Wasser und Sanitäranlagen 
förderlich ist. Diese Partnerschaften 
gewährleisten die Gleichberechtigung 
von und die Konzentration auf arme 
und marginalisierte Gruppen. Um 
Fortschritte im Hinblick auf den uni-
versellen, fairen Zugang zu sauberem 
Wasser und sanitären Einrichtungen 
zu erreichen, ist ein sozial gerechtes 
Wirtschaftsmodell notwendig. Deswe-
gen verdienen ÖÖPs als Musterbei-
spiele solidarischer Zusammenarbeit 
mehr Aufmerksamkeit und Unterstüt-
zung. Mit dem Wandel im Ressour-
cenmanagement und der öffentlichen 
Wasserversorgung, den sie erreichen, 
können sie einen Beitrag zur Verla-
gerung der öffentlichen Wirtschaft 
leisten: weg vom neoliberalen Wett-
bewerbsmodell mit wenigen Gewin-
nerInnen und vielen VerliererInnen 
hin zu einem sozialen Modell mit ge-
meinnütziger Zusammenarbeit und 
gerechtem, geteiltem Wohlstand für 
alle. Erste Schritte in diese Richtung 
werden wir auch dieses Jahr wieder 
beim Alternativen Weltwasserforum 
weiterentwickeln und öffentlich dis-
kutieren.

 

 

 

  Jerry van den Berge

Der Autor ist unabhängiger Forscher 
und Berater zum Thema Wasser, sanitäre 
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Koordinator der EU-Bürgerinitiative 
Right2Water.

Aus dem Englischen  
von Anne Ursinus.

1	 www.right2water.eu/about.

http://www.right2water.eu/about
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KONZERNMACHT 
BESCHRÄNKEN!
Warum es höchste Zeit ist, über die Macht der Megakonzerne  
zu reden und das Wettbewerbsrecht zu politisieren

Nicht nur im Agrarsektor wachsen die Konzerne durch Fusionen und Über-
nahmen immer weiter. Das hat massive Auswirkungen auf Menschen 
und Umwelt. Nun haben sich 28 zivilgesellschaftliche Organisationen in 
Deutschland zur Initiative ‚Konzernmacht beschränken‘ zusammengetan. 
Sie fordern, das Wettbewerbsrecht zu verschärfen, um die Macht der 
Großunternehmen zu beschränken.

A ls im Herbst 2016 bekannt wur-
de, dass die deutsche Bayer AG 
Monsanto übernehmen will, 

fanden sich in Deutschland zahlrei-
che Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) zusammen, um die Megafu-
sion zu verhindern. Denn eines war 
klar: Gelingt die Fusion  – sowie 2 
weitere inzwischen realisierte Kon-
zernhochzeiten im Agrarsektor –, hat 
das dramatische Folgen für Bäuerin-
nen und Bauern, ZüchterInnen, Zu-
lieferungsunternehmen und Verbrau-
cherInnen im Globalen Norden wie 
im Süden. Mit frechen Aktionen und 
viel Öffentlichkeits- und Lobbyarbeit 
warnten die NGOs vor der enormen 
Machtkonzentration im Agrarbereich. 
Doch schnell wurde den Aktiven klar, 
dass die Fusionswelle unter den be-
stehenden politischen und rechtlichen 
Rahmenbedingungen nur schwer auf-
zuhalten sein würde und die enorme 
Marktkonzentration nicht nur den 
Agrarbereich betrifft. Daraus wurde 
die Idee geboren, mit der Initiative 

‚Konzernmacht beschränken‘  1 eine 
breite zivilgesellschaftliche Plattform 
zu gründen. Die InitiatorInnen setz-
ten sich zum Ziel, eine Debatte darü-
ber anzustoßen, wie groß Konzerne 
sein dürfen, welche Folgen ihre Markt-
macht hat und wie das Wettbewerbs-
recht grundlegend verändert werden 
könnte. Am 9. Januar 2018 ging das 
Bündnis an die Öffentlichkeit. Inzwi-
schen ist es auf 28 zivilgesellschaftli-
che Organisationen aus den Bereichen 
Umwelt, Entwicklung, Pharma, Digi-
tales und Agrar angewachsen.

Die Ausgangssituation: wachsende 
Marktmacht von Megakonzernen
Fest steht: In zahlreichen Wirtschafts-
sektoren konzentriert sich die Markt-
macht zunehmend in den Händen 
weniger großer Konzerne – darunter 
in der Automobilbranche, der Luft-
fahrt, der Pharmaindustrie, im digita-
len Sektor, im Lebensmitteleinzelhan-
del und bei Saatgut und Pestiziden. 
Die Folgen: Missbrauch von Markt-

macht gegenüber ZuliefererInnen, 
HerstellerInnen, ErzeugerInnen 
und VerbraucherInnen weltweit. Au-
ßerdem können die Konzerne die 
Politik immer stärker in ihrem Sinne 
beeinflussen.

Nehmen wir als Beispiel den Agrar-
bereich: Wenn die Bayer-Monsanto-
Fusion durchgeht, kontrollieren in 
Zukunft nur 3 Megakonzerne rund 
60 Prozent des kommerziellen Saat-
guts und 70 Prozent des globalen 
Pestizidmarktes. Gleichzeitig beherr-
schen die 10 größten Agrarhandels- 
und Nahrungsmittelkonzerne jeweils 
90 Prozent des Weltmarktes. Und was 
hat es noch mit freiem Wettbewerb zu 
tun, wenn in Deutschland nur 4 Su-
permarktketten – Edeka, Rewe, Aldi 
und die Schwarz-Gruppe (Lidl und 
Kaufland) – 85 Prozent des Absatz-
marktes unter sich aufteilen?

Die Marktmacht hat schwere Fol-
gen: Die Konzerne geben den Preis-
druck entlang der globalen Lieferkette 
weiter. Sie verhindern kostendecken-
de Preise für Bäuerinnen und Bauern 
und existenzsichernde Löhne für 
LandarbeiterInnen. Weil es zu wenig 
Wettbewerb gibt, steigen gleichzeitig 
die Kosten für Saatgut, Pestizide und 
Düngemittel. Darunter leiden vor al-
lem kleinbäuerliche ErzeugerInnen 
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Um weitere Megafusionen in Zukunft zu verhindern, ist eine Verschärfung des Wettbewerbsrechts unabdingbar.

https://www.flickr.com/photos/130376175@N04/35076462770/in/photostream/
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in ärmeren Regionen des Globalen 
Südens.

Die Schwachstellen im 
Wettbewerbsrecht
Zum Glück gibt es die Kartellbehör-
den, die gegen eine solche Marktkon-
zentration vorgehen. Doch so einfach 
ist es leider nicht. Denn in der Realität 
sind sie politisch oft zu schwach und 
zu milde mit den Großkonzernen.

Betrachten wir nur einmal die Fu-
sionskontrolle: 2013 hat der Deutsche 
Bundestag sogar die Schwelle ange-
hoben, ab der eine Marktbeherr-
schung vermutet wird. Seitdem wird 
ein Unternehmen nicht mehr ab 33,3 
Prozent, sondern erst ab 40 Prozent 
Marktanteil als marktbeherrschend 
eingestuft. Die Wettbewerbskontrolle 
ist also gewissermaßen fusionsfreund-
licher geworden. Das lässt sich auch 
daran erkennen, dass das Bundeskar-
tellamt im Jahr 2015 von 1.169 ange-
meldeten Zusammenschlüssen nur 
einen einzigen untersagt und eine wei-
tere Fusion unter Auflagen zugelassen 
hat. Die Europäische Kommission hat 
im selben Jahr sogar alle ihr vorgeleg-
ten 300 Fusionsanträge bewilligt, da-
von gerade einmal 18 unter Auflagen. 
Wir müssen also feststellen: Fusionen 
werden in den seltensten Fällen un-
tersagt.

Eine weitere Schwachstelle: Die 
Fusionskontrolle in Deutschland 
und der Europäischen Union (EU) 
berücksichtigt weder gesamtwirt-
schaftliche noch gesellschaftliche 
oder ökologische Folgen von Firmen-
zusammenschlüssen. Arbeitsplatzver-
luste, gesundheitliche Schäden oder 
Verlust von Biodiversität nimmt sie 
erst gar nicht in den Blick. Zudem 
prüft das Bundeskartellamt nur die 
Auswirkungen einer Fusion auf den 
deutschen Markt. Analog betrachtet 
die EU ausschließlich die Folgen für 
den europäischen Markt. Die Auswir-
kungen auf Drittstaaten – vor allem 
Länder des Globalen Südens – fallen 
somit unter den Tisch.

Und schließlich scheint die Wettbe-
werbskontrolle blind zu sein, wenn es 
um die enorme Machtkonzentration 
im digitalen Bereich geht: Um ein Ge-
gengewicht gegen Google, Facebook 
und Amazon zu schaffen, wollen die 
PolitikerInnen in Deutschland und 
der EU „nationale Champions“, also 
eigene Konzerngiganten, aufbauen. 
So steht auch im neuen Koalitions-
vertrag von CDU/CSU und SPD: 
„Dort, wo erforderlich, werden wir 
das Kartellrecht modernisieren, um 

exzellente regulatorische Rahmenbe-
dingungen für die deutsche und euro-
päische Digitalwirtschaft zu schaffen. 
Dazu gehören auch die Verfahrensbe-
schleunigung und eine Neufassung 
der Marktabgrenzung, um [...] die 
Wettbewerbsfähigkeit der deutschen 
Wirtschaft sicherzustellen.“  2 Im Klar-
text: Sie wollen das Wettbewerbsrecht 
schwächen, um eigene Großkonzerne 
zu fördern. Eine politische Begren-
zung digitaler Konzerne ist also mit 
der GroKo nicht in Sicht. 

Was die Initiative ‚Konzernmacht 
beschränken‘ fordert
Um dieser stetigen Machtkonzentra-
tion in der Wirtschaft den Kampf an-
zusagen, hat das zivilgesellschaftliche 
Bündnis eine Reihe von Forderungen 
aufgestellt.  3 3 Punkte stehen dabei im 
Mittelpunkt: Erstens soll das öffentli-
che Interesse bei der Fusionskontrolle 
gestärkt werden. Das heißt, menschen-
rechtliche Aspekte sowie Umwelt- und 
Verbraucherschutzbelange sollen stär-
ker berücksichtigt werden. Zweitens 
soll ein „missbrauchsunabhängiges 
Entflechtungsinstrument“ geschaffen 
werden. Damit können übermächtige 
Konzerne dazu veranlasst werden, 
Geschäftsfelder oder Teile des Unter-
nehmens zu verkaufen – auch wenn 
sie nicht offensichtlich ihre Markt-
macht missbrauchen. Und drittens 
soll die Schwelle, ab der eine markt-
beherrschende Stellung eines Unter-
nehmens angenommen wird, von 40 
auf 20 Prozent herabgesetzt werden.

Auf allen Ebenen aktiv – für eine 
Politisierung des Wettbewerbsrecht
Seit ihrer Gründung ist die Initiative 
Konzernmacht beschränken vielfältig 
aktiv, um das Thema Wettbewerbs-
recht auf die politische Agenda zu 
setzen und in die Öffentlichkeit zu tra-
gen. Als das Bundeskartellamt am 22. 
Februar 2018 seinen 60. Geburtstag im 
ehemaligen Plenarsaal des Deutschen 
Bundestages in Bonn feierte, waren 
auch VertreterInnen des Bündnisses 
am Start. Mit einem übergroßen Ge-
biss auf einem Samtkissen wünschte 
die Initiative der Wettbewerbsbehör-
de symbolisch mehr Biss. Die Aktion 
stieß auf positive Resonanz bei den 
BeamtInnen. Einige freuten sich 
sichtlich darüber, dass sich die Zivil-
gesellschaft für die Arbeit des Kartell-
amtes interessiert. Neben öffentlich-
keitswirksamen Aktionen sucht das 
Bündnis auch das Gespräch mit der 
Politik, darunter mit VertreterInnen 
aus den einzelnen Fraktionen, den 

zuständigen Ausschüssen und Minis-
terien. 

Weiterhin verfolgt das Bündnis die 
Prüfung der Bayer-Monsanto-Fusion 
aufmerksam. Die Arbeitsgemeinschaft 
bäuerliche Landwirtschaft (AbL)  – 
ebenfalls Mitglied der Konzernmacht-
Initiative – ist eine Drittpartei im Fu-
sionsverfahren. Die Initiative hofft, 
dass die Wettbewerbskommissarin 
Margrethe Vestager die Bedenken 
aus der Zivilgesellschaft bis zur Ent-
scheidungsdeadline am 5. April noch 
einmal gründlich prüft und die Fusion 
im besten Falle doch noch untersagt 
bzw. die Auflagen deutlich verschärft. 
Die Kommission darf sich nicht da-
mit zufriedengeben, dass Bayer Teile 
seines Saatgut- und Pestizidgeschäfts 
an den nächsten Konzerngiganten, 
nämlich BASF, verkaufen will.

Den Mitgliedern der Initiative 
ist klar: Sollte die Konzernhochzeit 
tatsächlich durchkommen, wird es 
umso dringlicher, die politischen Rah-
menbedingungen so zu verschärfen, 
dass die Megakonzerne am weiteren 
Wachsen und Fusionieren gehindert 
werden können. Denn im Agrarsektor 
zeichnet sich schon die nächste Fusi-
onswelle ab. Das Schlagwort heißt Di-
gitalisierung der Landwirtschaft. So 
wollen sich in Zukunft Saatgut- und 
Pestizidunternehmen zunehmend 
mit LandmaschinenherstellerInnen 
wie John Deere und digitalen Daten-
unternehmen zusammentun, um am 
Ende vom Saatgut bis zu den Wetter-
daten alles aus einer Hand zu kont-
rollieren. Wir müssen ihnen mit einer 
Verschärfung des Wettbewerbsrechts 
zuvorkommen, um das wirksam zu 
verhindern.

 

 

 

  Lena Michelsen 

Die Autorin ist Referentin für 
Welternährung und globale 
Landwirtschaft beim INKOTA-netzwerk 
e. V.

1	 www.konzernmacht.de.

2	 Koalitionsvertrag zwischen CDU, CSU 
und SPD, Stand 07.02.2018.

3	 Das Plattformpapier der Initiative inklusive 
aller Forderungen ist hier einsehbar: 
http://www.forumue.de/plattformpapier-
der-initiative-konzernmacht-
beschraenken/. 

http://www.konzernmacht.de
http://www.forumue.de/plattformpapier-der-initiative-konzernmacht-beschraenken/
http://www.forumue.de/plattformpapier-der-initiative-konzernmacht-beschraenken/
http://www.forumue.de/plattformpapier-der-initiative-konzernmacht-beschraenken/
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RECHENTRICKS BEIM 
KLIMASCHUTZ 
Mit LULUCF hätte die Rolle von Wäldern beim Kampf gegen den 
Klimawandel gestärkt werden können

Mit den Verhandlungen der Europäischen Union (EU) über die Erneuerba-
re-Energien-Richtlinie (RED II) werden derzeit die Weichen für die Energie- 
und Klimapolitik der nächsten 10 Jahre gestellt. Im Zeitraum von 2021 bis 
2030 wird erstmals auch die Klimabilanz von Land- und Waldwirtschaft 
verbindlich berücksichtigt. Doch anstelle eines ambitionierten Ziels steht 
nur die Vorgabe, dass dieser Sektor nicht zu einer weiteren Quelle von 
Treibhausgasen werden darf.

Im Klimajargon ist von LULUCF 
die Rede, wenn es um die Auswir-
kungen von Land- und Waldwirt-

schaft auf das Klima geht. Die Abkür-
zung steht für Land Use, Land Use 
Change and Forestry (Landnutzung, 
Landnutzungsänderungen und Forst-
wirtschaft) und eine große Menge 
technischer Details, die auch für Kli-
maexpertInnen immer schwerer zu 
überblicken sind. Seit 2 Jahren be-
schäftigen sich die EU-Kommission, 
das Parlament und die Mitgliedstaa-
ten mit der Frage, wie die Emissionen 
aus der Landnutzung dazu beitragen 
können, die Treibhausgasemissionen 
der EU bis 2030 um 40 Prozent zu 
senken.

Wald als Kohlenstoffsenke
Derzeit werden in der EU rund 75 
Prozent des Holzes geerntet, das 

nachwächst. Mit dem Anteil, der nicht 
geerntet wird, steigt nicht nur der 
Holzvorrat in den Wäldern, gleichzei-
tig wird der Atmosphäre CO2 entzo-
gen. Hier sind sie also, die „negativen 
Emissionen“, die so dringend benötigt 
werden, um die Klimaziele von Paris 
zu erreichen. 

Doch dem steht ein anderes EU-
Ziel gegenüber: die Steigerung des 
Anteils erneuerbarer Energien am 
Endenergieverbrauch auf 27 Prozent 
bis 2030. Während das EU-Parlament 
bereits eine Erhöhung des Ziels auf 
35 Prozent fordert, sind bisher erst 
knapp 17 Prozent erreicht. Mehr An-
strengungen sind hier also notwendig. 

Wenn von erneuerbaren Energien 
die Rede ist, denken die meisten an 
Sonne und Wind. Doch die helfen in 
erster Linie bei der Stromproduktion; 
in den Bereichen Wärme und Verkehr 

spielen sie kaum eine Rolle. Hier geht 
fast nichts ohne Biomasse: In flüssiger 
und fester Form liefert sie fast 2 Drit-
tel der erneuerbaren Energie in der 
EU. Holz spielt dabei die wichtigste 
Rolle – und die soll in Zukunft weiter 
wachsen.

Der vermeintlich klimaneutrale 
Brennstoff Holz wird nämlich nicht 
nur für Pelletheizungen oder effizi-
ente Heizkraftwerke nachgefragt, 
sondern zunehmend auch von Groß-
kraftwerken, in denen Kohle durch 
Holz ersetzt wird. Dank üppiger 
Subventionen werden derzeit allein 
in den Niederlanden 4 Kraftwerks-
blöcke auf das sogenannte Co-firing 
(Mitverbrennung) umgerüstet. 3 da-
von betreiben die deutschen Energie-
konzerne RWE und Uniper.

Ein Problem ist allerdings, dass 
pro Energieeinheit bei der Verbren-
nung von Holz mehr CO2 entsteht 
als beim Einsatz von Kohle. In der 
EU werden diese Emissionen aber 
nicht dem Energiesektor zugerech-
net, sondern fallen in den Bereich 
der Landnutzung. Vor diesem Hin-
tergrund bekommen die Verhand-
lungen um die LULUCF-Verordnung 
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Auf der Suche nach erneuerbaren Energiequellen wächst auch die Nachfrage nach Holz. Doch je mehr Holz geerntet wird, umso weniger CO2 
wird im Wald gespeichert.
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eine zusätzliche Brisanz. Denn um als 
klimaneutraler Brennstoff zu gelten, 
reicht es nicht aus, wenn das Holz aus 
nachhaltiger Waldwirtschaft stammt. 
Es muss auch sichergestellt werden, 
dass die Senkenfunktion der Wälder 
erhalten bleibt und hier weiterhin 
CO2 gespeichert wird.

Referenzwert und Flexibilität – auf 
der Suche nach weiteren Spielräumen
Der größte Streitpunkt der LULUCF-
Verhandlungen war deshalb der Wert, 
mit dem die CO2-Bilanz der Waldwirt-
schaft der Jahre 2021 bis 2030 vergli-
chen werden soll. Die Idee eines in die 
Zukunft projizierten Referenzwertes, 
der bereits einen erhöhten Holzein-
schlag einberechnet, konnte sich 
glücklicherweise nicht durchsetzen. 
Nicht zuletzt dank deutscher Unter-
stützung einigte man sich schließlich 
auf einen historischen Referenzwert: 
372 Millionen Tonnen (Mt) CO2-
Äquivalent. Diese Menge wurde zwi-
schen 2000 und 2009 von den Wäldern 
der EU pro Jahr gespeichert. Im Fach-
jargon der LULUCF-Verhandlungen 
heißen die Ergebnisse Target Zero 
und No-Debit-Rule: Jeder einzelne 
Mitgliedstaat muss sicherstellen, dass 
von 2021 bis 2030 im Landnutzungs-
sektor nicht mehr Kohlenstoff freige-
setzt wird, als im gleichen Zeitraum 
gebunden wurde. Im Prinzip eine gute 
Idee, wenn da nicht ein Hintertürchen 
wäre, das den Weg zu einer höheren 
Holzernte öffnet. Hierbei helfen die 
sogenannten „Flexibilitäten“, mit de-
nen es noch leichter wird, das ohnehin 
schon wenig ehrgeizige Ziel Null zu 
erreichen. Zum einen dürfen die Mit-
gliedstaaten CO2-Überschüsse und 
-Senken untereinander tauschen, zum 
anderen wurde ein Ausgleichsmecha-
nismus vereinbart, der es erlaubt, die 
Zielvorgaben innerhalb der 10-Jahres-
Periode um 360 Metertonnen CO2 
zu überschreiten, ohne dass dies zu 
Sanktionen führt. Das heißt, dass die 
Senkenfunktion der Wälder um rund 
10 Prozent verringert werden kann.

Und weil die VertreterInnen der 
finnischen Forstindustrie über beson-
ders gute Kontakte verfügen, bekam 
Finnland einen zusätzlichen Bonus 
von 10 Metertonnen CO2-Äquivalent 
„in Anerkennung der besonderen Um-
stände des Sektors in diesem Land“.

Rechenregeln
Im Einzelnen geht es bei LULUCF 
um die Emissionen aus der Bewirt-
schaftung von Ackerland und Gras-
land, um Aufforstung und Entwal-

dung und um Waldbewirtschaftung. 
Positiv ist, dass ab 2025 auch die Emis-
sionen aus der Nutzung von Feucht-
gebieten und Mooren verbindlich zu 
bilanzieren sind.

Für die verschiedenen Bereiche 
innerhalb des Landnutzungssektors 
gibt es unterschiedliche Anrechnungs-
regeln: 

Erstens: Bei der Brutto-Netto-Ver-
buchung zählt allein die CO2-Bilanz 
des Verbuchungszeitraums. Ein Ver-
gleich mit historischen Daten wird 
nicht vorgenommen. Dies gilt für die 
Bereiche Aufforstung und Entwal-
dung.

Zweitens: Bei der Netto-Netto-
Verbuchung wird die CO2-Bilanz 
des Verbuchungszeitraums mit den 
Werten eines Basisjahres (dies gilt für 
bewirtschaftete Ackerflächen oder 
Grünland) oder einer Referenzperio-
de (Waldwirtschaft) verglichen. 

Wenn die Holzernte zwischen 2021 
und 2030 steigt, wird weniger CO2 
gebunden. Diese Lastschrift (debit) 
muss dann innerhalb des Landnut-
zungssektors ausgeglichen werden 
(z. B. durch Aufforstungen). Wird 
dagegen weniger Holz geerntet, steigt 
die Senkenleistung des Waldes. Die 
größere Menge an gebundenem CO2 
ergibt eine Gutschrift (credit), die 
genutzt werden kann, um fehlende 
Treibhausgaseinsparungen an anderer 
Stelle auszugleichen.

Aktuelle Trends
Betrachtet man Zahlen und Progno-
sen, die das Öko-Institut zusammen-
gestellt hat,  1 ergibt sich folgendes 
Bild (für die 28 EU-Mitgliedstaaten):

Die Emissionen aus Entwaldung 
haben zwischen 1990 (27 Meterton-
nen CO2) und 2010 (33 Metertonnen 
CO2) leicht zugenommen. Verschiede-
ne Prognosen gehen davon aus, dass 
die Zahl großer Infrastrukturprojekte 
eher abnimmt und die Emissionen im 
Durchschnitt der Jahre 2021 bis 2030 
auf 15 Metertonnen CO2 sinken. An-
dere Entwicklungen sind aber auch 
vorstellbar.

Aufforstungen führen zu einer Bin-
dung von CO2 und lagen 2012 bei -55 
Metertonnen CO2. Sollte die Definiti-
on von der Klimarahmenkonvention 
(UNFCCC) angewandt werden, nach 
der Aufforstungen nach 20 Jahren in 
die Kategorie „Wald“ übergehen, soll-
te die Zahl im Durchschnitt der Jahre 
2021 bis  2030 bei -42 Metertonnen 
CO2 liegen.

Die Bewirtschaftung von Acker-
land war zwischen 1990 und 2012 

für die Freisetzung von Emissionen 
in Höhe von 85 Metertonnen CO2 
pro Jahr verantwortlich. Die Ursa-
chen hierfür lagen in erster Linie in 
der Umwandlung von Grünland in 
Ackerland und der Nutzung torfrei-
cher Böden. Unter der Annahme, dass 
sich dieser Trend nicht fortsetzt und 
ein großer Teil des Kohlenstoffs aus 
den umgewandelten Böden bereits 
freigesetzt wurde, könnte sich diese 
Zahl im Durchschnitt der Jahre 2021 
bis 2030 um -11 Metertonnen CO2 
verringern.

Die Bewirtschaftung von Gras-
land war 1990 noch eine Quelle von 
Emissionen (2 Metertonnen CO2), hat 
sich aber seitdem zu einer Senke ent-
wickelt (2012 -16 Metertonnen CO2). 
Wenn sich dieser Trend fortsetzt, kann 
diese Senke im Durchschnitt der Jah-
re 2021 bis 2030 auf -28 Metertonnen 
CO2 wachsen.

Addiert man diese Zahlen, ergibt 
sich eine Senke von insgesamt 66 Me-
tertonnen CO2. Zählt man dazu noch 
die „Flexibilität“ (im Durchschnitt der 
Jahre 2021 bis 2030 36 Metertonnen 
CO2), sind es 102 Metertonnen CO2, 
um die die Senkenleistung der Wäl-
der verringert werden kann, ohne die 
Erreichung des LULUCF-Ziels zu 
gefährden. Mit anderen Worten: Eine 
Steigerung der Holzernte ist möglich, 
ohne die No-Debit-Rule zu verletzen.

Andererseits aber wird diese Koh-
lenstoffsenke dringend benötigt, 
denn bisher binden die Wälder Eu-
ropas rund 10 Prozent der jährlichen 
Treibhausgase. Ohne diesen Beitrag 
werden die Klimaziele von Paris noch 
schwerer zu erreichen sein. Hier hat 
LULUCF eine Chance vertan.

 

 

 

  Wolfgang Kuhlmann

Der Autor ist Geschäftsführer von ARA 
e. V. und Mitinitiator der Plattform-
Wald-Klima.de.

1	 Öko-Institut (2015): Impacts on the 
EU 2030 climate target of including 
LULUCF in the climate and energy policy 
framework. https://www.oeko.de/
oekodoc/2320/2015-491-en.pdf.

https://www.oeko.de/oekodoc/2320/2015-491-en.pdf
https://www.oeko.de/oekodoc/2320/2015-491-en.pdf
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TAUSCHE AUTOS GEGEN 
RINDFLEISCH: STANDARDS 
SPIELEN KEINE ROLLE
Die Risiken des Freihandelsabkommens der EU mit Mercosur

Die Europäische Kommission gefährdet mit dem geplanten Handelsabkom-
men zwischen der Europäischen Union (EU) und dem südamerikanischen 
Staatenbund Mercosur europäische Verbraucherschutzstandards beim Im-
port von Fleisch. Das zeigen bislang geheime Verhandlungsdokumente, 
die im Dezember 2017 und im Januar 2018 geleakt wurden. Demnach ist 
die EU bereit, laxere Kontrollen der Lebensmittel und um bis zu 50 Pro-
zent höhere Fleischimporte zu akzeptieren, wenn die Mercosur-Staaten 
Argentinien, Brasilien, Paraguay und Uruguay ihrerseits die Zölle für den 
Export von Autos und Autoteilen aus der EU absenken. Und nicht nur 
das, die Mercosur-Staaten sollen auch unsere Auto-Standards ungeprüft 
übernehmen. Die EU-Kommission drängt auf einen baldigen Abschluss 
des Abkommens, da Wahlen in Brasilien anstehen. Eventuell könnte im 
Oktober 2018 die derzeitige Regierung, die pro Freihandelsverträge ist, 
abgelöst werden. Doch beim EU-Mercosur-Abkommen geht es um mehr 
als nur den Warenaustausch. Um diesen zu ermöglichen, werden Absen-
kung von Standards, Menschenrechtsverletzungen, Landvertreibungen 
und Korruption hingenommen. Schließlich geht es um einen gegenseitigen 
Warenhandel von mehr als 80 Milliarden Euro, der deutlich höher als der 
im Falle des CETA-Abkommens zwischen Kanada und der EU ist.

Zwei weitere Wochen intensiver 
Handelsgespräche gingen in 
der paraguayischen Hauptstadt 

Asunción am 2. März 2018 zu Ende, 
ohne den Vorhang für die nie enden-
de EU-Mercosur-Saga zu schließen. 
Denn bereits 1999 wurde das Man-
dat der EU für diese Verhandlungen 

erteilt, es blieb bis heute unter Ver-
schluss. Die erste Verhandlungsrunde 
fand im April 2000 statt, nach einigen 
Jahren versandeten die Verhandlun-
gen. Ein neuer Start der Verhandlun-
gen erfolgte im Mai 2010, jedoch war 
2012 wieder Schluss. Im Oktober 2016 
unternahm die EU einen erneuten An-

lauf, nachdem in Argentinien wie Bra-
silien neue, handelsliberale Regierun-
gen an die Macht gekommen waren.  1 

Eine unendliche und  
intransparente Geschichte
Im Vorfeld der letzten Verhandlungs-
runde wurde wie auch bei den beiden 
Runden zuvor spekuliert, ob sie den 
entscheidenden Durchbruch bringen 
würde. Die EU-Handelskommissarin 
Cecilia Malmström und ihr Landwirt-
schaftskollege Phil Hogan standen 
Ende Februar 2018 in den Startlö-
chern, um nach Asunción und zum po-
litischen Abschluss der Verhandlungen 
zu fliegen. Doch die weiterhin unter-
schiedlichen Verhandlungspositionen 
bei den Zöllen für Autos und deren 
Teile, bei der Frage der Ursprungsre-
geln und über die Höhe der Quoten 
für zollfreie Einfuhren von Rind-
fleisch, Zucker und Bio-Ethanol aus 
den Mercosur-Staaten verhinderten 
ihren Trip nach Paraguay. Für Martin 
Häusling, agrarpolitischer Sprecher 
der Fraktion Die Grünen/EFA im Eu-
ropaparlament und Mitglied im EU-
Umweltausschuss, entwickeln sich die 
nach Art von Geheimverhandlungen 
geführten Gespräche über ein Freihan-
delsabkommen „immer mehr zu einem 
skandalösen Mysterium. Wir Abgeord-
nete und die Öffentlichkeit fühlen uns 
von der EU-Kommission verschaukelt. 
Anders lässt es sich nicht interpretie-
ren, wenn der Außenminister Paragu-
ays, Eladio Loizaga, in seiner Haupt-
stadt Asunción vor JournalistInnen 
darüber plaudert, dass das Abkommen 
innerhalb von ‚zwei bis drei Wochen‘ 
unter Dach und Fach kommen werde. 
In Europa aber weiß niemand offiziell, 
was genau Inhalt des Pakts sein soll ... 
Ich fordere die Kommission deshalb 
ultimativ auf, endlich den Stand der 
Verhandlungen offenzulegen.“  2

In der Tat verrät die ‚Transparenz 
in Aktion‘-Internetseite der General-
kommission Handel wenig. Während 
über das parallel geplante EU-Mexi-
ko-Abkommen seit November 2016 35 
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Sollte der Freihandelsabkommen EU-Mercusur durchkommen, könnte dies die Viehaltung 
hierzulande massiv beeinträchtigen, während in Südamerika noch intensiver der Regenwald 
für den Export abgeholzt wird.
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Verhandlungspositionen vorliegen, 
sind es im Falle von EU-Mercosur 
gerade mal 10.

Leaks offenbaren den geplanten 
Abbau von Standards
Es bedurfte also zweier Leaks, um 
mehr Transparenz in die Verhand-
lungen zu bringen und vor allem 
auch die Verhandlungspositionen 
der Mercosur-Länder zu verdeutli-
chen. Im Dezember 2017 veröffent-
lichte Greenpeace Niederlande 7 
Dokumente,  3 im Januar 2018 wurden 
dann dank der Internetplattform bi-
laterals.org weitere und neuere Do-
kumente publik.  4 Analysiert wurden 
vor allem die Kapitel zu den Schutz-
standards (SPS) und zu Handel und 
Nachhaltiger Entwicklung.  5 

Viele Standards für den Schutz der 
VerbraucherInnen liegen in südameri-
kanischen Staaten niedriger als in der 
EU. Die Regeln für den Einsatz von 
Antibiotika in der Tierzucht etwa sind 
in Brasilien weit weniger strikt als in 
Europa. Während andere Wachstums-
förderer wie die Substanz Ractopamin 
in der EU und in vielen Ländern ver-
boten sind, dürfen TierzüchterInnen 
sie in Argentinien und Brasilien ein-
setzen. In Brasilien zeigte vor allem im 
letzten Jahr ein bis in die Regierungs-
spitze reichender Skandal um korrupte 
KontrolleurInnen die Schwächen der 
dortigen Kontrollen: Damals kam ver-
dorbenes Rinderfleisch und gestreck-
tes Hühnerfleisch in den Handel und 
teilweise auch in den Export. Die Aus-
weitung der Weideflächen für Rinder 
bedroht zudem schützenswerte Wälder 
und ist für das Klima Gift. Statt das 
Prüfsystem zu verbessern, um den 
Export verdorbenen Fleischs zu ver-
hindern, schlägt die EU-Kommission 
laut der geleakten Dokumente eine 
zwischenstaatliche Schnellkontrol-
le vor. Einen Verweis auf das in der 
EU geltende Vorsorgeprinzip findet 
sich im SPS-Kapitel nicht. Aus dem 
Januar-Leak ist zudem ersichtlich, 
dass im Rahmen des Abkommens Ar-
beitsgruppen zu Tierschutz, Biotech-
nologie, Antibiotikaresistenz und Le-
bensmittelsicherheit eingesetzt werden 
sollen. In der Arbeitsgruppe zu Bio-
technologie soll u. a. die „asynchrone 
Zulassung“ von genetisch veränder-
ten Organismen (GVO) wie auch die 
Frage der zulässigen Verunreinigung 
von Lebensmitteln mit GVOs auf der 
Tagungsordnung stehen. Beides sind 
äußert sensible Themen, und der bis-
herige Text lässt offen, ob auch Ver-
treterInnen der Agrarlobby Zugang 

zu den Arbeitsgruppen haben. Doch 
die EU ist nicht Opfer, sondern auch 
Täterin. In ihrer Verhandlungsposition 
von März 2017 übernimmt sie die For-
derung der Automobilindustrie, dass 
die in der EU geltenden Standards au-
tomatisch von der anderen Seite ohne 
weitere Überprüfung angenommen 
werden sollen.

Die gegenwärtige brasilianische 
Regierung unter Michel Temer tut 
nicht nur alles, um die Leistungen 
ihrer VorgängerInnen zu eliminie-
ren, sondern auch, um die Interessen 
der das Parlament beherrschenden 
Agrarlobby zu unterstützen. Der Ag-
rarminister Blairo Maggi ist zugleich 
einer der größten Agrarindustriellen 
der Welt und als „Soja-Baron“ berüch-
tigt. Menschenrechtsverletzungen 
sind alltäglich, Landvertreibungen 
und Morde an KritikerInnen der Re-
gierungen bleiben ungesühnt, Skla-
venarbeit wurde wieder als rechtlich 
zulässig erklärt. In der Reaktion auf 
den Greenpeace-Leak gestand der 
Präsident der brasilianischen Agen-
tur für Export- und Investitionsför-
derung (Apex), Roberto Jaguaribe, 
„das Problem der Sklavenarbeit und 
der erniedrigenden Arbeit“ ein. Aller-
dings ersparte er sich den Seitenhieb 
auf Europa nicht: „Aber wir haben 
keine illegalen Einwanderer, die in 
Silos stecken, um Äpfel zu pflücken, 
wie in der Normandie“.

Maßnahmen zum Waldschutz  
werden vertagt
Zum Thema Waldschutz arbeiten-
de Nichtregierungsorganisationen 
(NGOs) warten seit 5 Jahren auf 
eine von der EU in Auftrag gegebene 
Machbarkeitsstudie zu politischen 
Optionen für den Schutz vor Ent-
waldung. Nach Informationen der 
NGO Fern ist in den letzten Wochen 
bekannt geworden, dass die Kommis-
sion die Maßnahmen wieder verschie-
ben oder erst gar nichts vorschlagen 
will, um die derzeitigen Mercosur-
Verhandlungen nicht zu gefährden. 
Seit Juni letzten Jahres fordern Fern, 
Greenpeace und weitere NGOs einen 
ehrgeizigen breiten EU-Aktionsplan 
zum Stopp der Entwaldung ein. 

Ein Deal mit fatalen Folgen
Der Grüne Europaabgeordnete und 
Brasilienkenner Martin Häusling be-
wertet den Verhandlungsstand wie 
folgt: „[W]as hier ausgedealt werden 
soll, wird nicht ohne fatale Folgen für 
Teile der europäischen Landwirtschaft 
und der Natur in Südamerika bleiben. 

Wenn wahr ist, dass mindestens 99.000 
Tonnen Rindfleisch zusätzlich zollfrei 
auf den Markt kommen sollen, dass 
die EU möglicherweise sogar 130.000 
Tonnen duldet und die Südamerika-
ner sogar 200.000 Tonnen pro Jahr 
fordern, dann steht hierzulande die 
Weidehaltung von Rindern vor dem 
Aus, während in Südamerika weiterer 
Urwald gerodet wird. Ein Abkommen 
mit solchen Inhalten tritt die Natur 
mit Füßen, missachtet die Rechte der 
Bauern hierzulande, aber auch die der 
indigenen, unterdrückten Landwirte 
in Südamerika. Für Europa bedeu-
tet das Abkommen eine Flutung der 
Märkte mit Gentech-Soja, mit Agro-
Sprit sowie mit Fleisch zweifelhafter 
Provenienz und zweifelhafter Quali-
tät, da mit Hormonen belastet oder 
sogar verdorben. Damit aber werden 
die bäuerliche Landwirtschaft dies- 
und jenseits des Atlantiks geopfert, 
damit deutsche und französische Au-
to-Konzerne in Südamerika Geschäfte 
machen können.“ EU-Mercosur reiht 
sich ein in eine Linie von Handels-
abkommen, bei denen zum „Wohle“ 
europäischer Exporte VerbraucherIn-
nen-, Umwelt- und Klimaschutz wie 
auch Kernarbeitsnormen geopfert 
werden. Auch in diesem Falle sollte 
die Antwort der Zivilgesellschaft sein: 
„Stoppt EU-Mercosur!“

 

 

 

  Jürgen Knirsch

Der Autor arbeitet bei Greenpeace zu 
Handelsfragen.
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EPAs, ASEAN und TiSA: Anforderungen 
an eine handelspolitische Reform aus 
entwicklungspolitischer Perspektive

Die entwicklungspolitische Dimension der Reformdis-
kussion der Freihandelsabkommen blieb bisher unter-
belichtet. Dies ist besonders frappierend, da die EU die 
überwältigende Mehrheit ihrer Handelsverhandlungen 
mit Entwicklungsländern in Afrika, Asien und Latein-
amerika führt. Die Publikation legt einen Schwerpunkt 
auf diese wirtschaftlichen Partnerschaftsabkommen. 
Anschließend richtet sich der Blick auf Südostasien 
und die aktuellen EU-Verhandlungen mit einzelnen 
Staaten der ASEAN-Gruppe. Danach begibt sich die 
Analyse auf die plurilaterale Ebene, wo sich die EU 
als treibende Kraft hinter den Verhandlungen für das 
Dienstleistungsabkommen TiSA erweist, an denen sich 
auch eine Reihe lateinamerikanischer Staaten beteiligt.

ALTERNATIVEN ZUM TABAKANBAU  
UNTER DER LUPE
Kenaf in Malaysia

In einer Serie nehmen die AutorInnen Alternativen 
zum Tabakanbau unter die Lupe der Nachhaltigkeit. 
Als Fallbeispiel wird in dieser Publikation der Anbau 
von Kenaf anstelle von Tabak in Malaysia aufgeführt. 
Kenaf ist eine vielseitige, klimaresistente Pflanze, die in 
Malaysia seit dem Jahr 2000 als neue Industriepflanze 
zur Diversifizierung des Rohstoffsektors anerkannt ist. 
Analysiert werden die wirtschaftlichen, ökologischen 
und sozialen Folgen der Einführung von Kenaf in Ma-
laysia.

TRADE FOR ALL: HANDEL FÜR ALLE
Probleme und Reformbedarf der  

aktuellen EU-Handelspolitik

Seit dem Weltwirtschaftsforum in Davos 2016 hört 
man inzwischen von vielen ProtagonistInnen der Poli-
tik, dass die bisherige Art der Globalisierung zu viele 
VerliererInnen und zu wenige GewinnerInnen herbei-
führe und man dafür sorgen müsse, dass die Früchte 
der Globalisierung besser verteilt werden. Rhetorisch 
bewegt man sich damit auf die KritikerInnen der Glo-
balisierungspolitik zu. Aber konkrete Vorschläge und 
Initiativen, damit die Globalisierung gerechter und 
nachhaltiger wird, kommen fast nur aus dem Lager der 
KritikerInnen. Nach einem Überblick über die relevan-
ten sektoralen Themen und Ziele der EU-Handelspo-
litik werden die zahlreichen geplanten regionalen und 
bilateralen Freihandelsabkommen analysiert.
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Nichtregierungsorganisationen aus Europa 

haben sich zusammengeschlossen, um die 

Umsetzung der globalen Ziele für 

nachhaltige Entwicklung (Sustainable 

Development Goals) und damit einen Weg 

zu einer nachhaltigen und gerechten Welt 

für alle voranzubringen. 

 

Finden Sie mehr heraus über unser Projekt 

Make Europe Sustainable for All                        
auf der Webseite  

www.makeeuropesustainableforall.org 

 

und lernen Sie mehr über das 

zivilgesellschaftliche Netzwerk                          

SDG Watch Europe auf 

www.sdgwatcheurope.org 
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